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I. Einleitung
Gesamtziel des Projektes 
Das übergeordnete Ziel des Projekts 
PART-COM ist es, Bürger:innen als ak-
tive Mitgestalter:innen in kommunale 
Innovationsvorhaben einzubinden. Im 
Rahmen dieses Projekts sollten Metho-
den der Partizipation und Co-Innova-
tion genutzt werden, um aktuelle For-
schungsergebnisse der Verbundpartner 
bedarfs- und verwertungsorientiert zu 
implementieren und zur Anwendung 
zu bringen. Diese Methoden sind dar-
auf ausgelegt, das intellektuelle Poten-
zial der Bürgerinnen und Bürger für den 
Wissens- und Technologietransfer zu 
mobilisieren und ihre Fähigkeiten bei der 
konkreten Ausgestaltung technischer 
und prozessbezogener Innovationsvor-
haben in Kommunen und Städten pro-
duktiv einzusetzen. Der Schwerpunkt 
des Projekts lag dabei auf der prototy-
pischen Erprobung von Themen im Be-
reich der kommunalen Verkehrs- und 
Bauinfrastruktur. 

Das Projekt PART-COM besteht aus 
zwei Teilvorhaben: 

1. Innovations- und Digitalisierungsför-
derung für eine nachhaltige Öffentlich-
keitsbeteiligung im Rahmen der kom-
munalen Infrastruktur durch Analyse 
von Problemfeldern und Entwicklung 
von lösungsorientierten Erfolgsmodel-
len (HKA).  

2.  Etablierung von Präventionskonzep-
ten im kommunalen Infrastrukturma-
nagement (KIT)

Dieser Band widmet sich ausschließ-
lich dem ersten Teilvorhaben: der 
Innovations- und Digitalisierungs-
förderung für eine nachhaltige Öffent-

lichkeitsbeteiligung im Rahmen der 
kommunalen Infrastruktur durch Ana-
lyse von Problemfeldern und Entwick-
lung von lösungsorientierten Erfolgs-
modellen. Weitere Informationen zum 
gesamten Projekt sowie zum zweiten 
Teilvorhaben, das unter der Leitung 
des Karlsruher Instituts für Technolo-
gie durchgeführt wurde, finden Sie auf  
unserer Website unter www.part-com.de. 

Ziele Teilvorhaben 1: 
Dieses Teilvorhaben beschäftigt sich 
mit der Entwicklung von Ansätzen, um 
digitale und physische Beteiligungs-
strategien für Bürger:innen zu fördern. 
Ziel ist es, eine möglichst transparente, 
zielgruppenorientierte und interaktive 
Kommunikation zwischen den verschie-
denen Beteiligten und Verantwortlichen 
in kommunalen Infrastrukturprojekten 
zu unterstützen – über den gesamten  
Projektlebenszyklus hinweg. 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei 
auf der Berücksichtigung unterschiedli-
cher Bevölkerungsgruppen. Im Rahmen 
des Projekts wurden Ansätze entwickelt, 
die flexibel anwendbar sind und sowohl 
wissenschaftliche Erkenntnisse als auch 
praktische Impulse liefern. 

Dazu zählen im Wesentlichen vier Er-
gebnisse, die innerhalb dieses Bandes 
als Artikel dargestellt werden.

- Konzeptentwicklung einer plattform- 
   basierten Ideen-Community (Seite 4) 
- PART-COM-Beteiligungsscore  
  (Seite 23)
- Impact- und Erfolgskriterien  
  gelungener Öffentlichkeitsbeteiligung        
  (Seite 34)
- Die Konfliktfelder der Öffentlichkeits- 
  beteiligung als Abwärtsspirale  
  (Seite 49)

https://www.part-com.de/index.php
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Konzeptentwicklung 
einer plattformbasier-
ten Ideen-Community 

Beteiligungsplattform:  
Warum eigentlich? 
Die Ära der Digitalisierung ist gekenn-
zeichnet durch einen tiefgreifenden 
Wandel in nahezu allen Lebensberei-
chen. Dieser Wandel führt zu einer 
grundlegenden Veränderung der Art 
und Weise, wie Bürger:innenbeteiligung 
organisiert und umgesetzt wird. Die 
fortschreitende digitale Transformation 
bietet nicht nur neue Werkzeuge zur 
Effizienzsteigerung, sondern eröffnet 
auch innovative Möglichkeiten für die 
Gestaltung von Partizipationsprozessen. 
Digitale Technologien besitzen das Po-
tenzial, Bürger:innenbeteiligung in einer 
Weise zu revolutionieren, die in der ana-
logen Welt nur schwer vorstellbar war.  

Digitale Beteiligungsplattformen sind 
zentrale Elemente dieser Revolution. 
Sie stellen eine zeitgemäße Alternative 
bzw. Ergänzung zu traditionellen Beteili-
gungsformaten dar, indem sie den Bür-
ger:innen die Möglichkeit bieten, sich 
flexibel und ortsunabhängig in politische 
und gesellschaftliche Entscheidungs-
prozesse einzubringen. Die Gewährleis-
tung von Zugänglichkeit und Nutzer-
freundlichkeit solcher Plattformen kann 
dazu beitragen, dass eine breitere und 
vielfältigere Bevölkerungsschicht an 
Beteiligungsprozessen teilnimmt. Dies 
fördert nicht nur eine inklusivere De-
mokratie, sondern kann auch zu einer 
Verbesserung der Qualität politischer 
Entscheidungen beitragen, indem ein 

breiteres Spektrum an Perspektiven und 
Ideen einbezogen wird. 

Ein weiterer wesentlicher Vorteil digita-
ler Plattformen besteht in der Möglich-
keit der Echtzeit-Kommunikation. Die 
zeitnahe Rückmeldung der Bürger:in-
nen sowie die Möglichkeit der Teilnahme 
an Umfragen und Meinungsäußerun-
gen fördern die Transparenz politischer 
Prozesse, senken Teilnahmehürden und 
stärken das Vertrauen der Bevölkerung 
in die politische Institution. Gleichzeitig 
können Verwaltungseinheiten und Ent-
scheidungsträger schnell und effektiv 
auf die geäußerten Anliegen reagieren, 
was die Bearbeitung von Anfragen und 
Anliegen beschleunigt. 

Des Weiteren gestatten digitale Beteili-
gungsplattformen eine detaillierte und 
umfassende Analyse von Bürger:innen-
Feedback und -beteiligung. Moderne 
Analysetools ermöglichen die Identifi-
kation von Mustern und Trends in den 
Feedbacks, wodurch eine fundierte Ent-
scheidungsfindung auf Basis von ge-
sammelten Daten und realen Bedürf-
nissen gewährleistet wird. Die Fähigkeit 
zur Analyse großer Datenmengen sowie 
die Durchführung von Trendanalysen ge-
währleisten, dass politische Entschei-
dungen nicht lediglich auf subjektiven 
Einschätzungen, sondern auf fundierten, 
quantitativen Informationen basieren. 
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Beteiligungsplattform: 
Wie? 

Die Entwicklung des Konzepts für die 
digitale Bürger:innenbeteiligungsplatt-
form erfolgte in mehreren methodischen 
Schritten, welche sorgfältig aufeinander 
abgestimmt wurden, um eine fundierte 
und nutzerzentrierte Lösung zu erarbeiten. 

Quelle: PART-COM

Zu Beginn des Projekts wurde eine um-
fassende Literaturrecherche durch-
geführt mit dem Schwerpunkt auf der 
Analyse bestehender digitaler Beteili-
gungsformate und Plattformlösungen. 
Das Ziel dieser Untersuchung bestand 
darin, durch die Analyse von Best- und 
Worst-Practice Beispielen, wertvolle Er-
kenntnisse zu gewinnen, die in die Kon-
zeption der neuen Plattform einfließen 
sollten. Die Analyse lieferte Erkenntnis-
se zu gängigen Erfolgsfaktoren sowie 
potenziellen Herausforderungen bei der 
Konzeption und Implementierung digi-
taler Beteiligungstools. 

Einen weiteren wesentlichen Bestand-
teil der Methodik bildete eine detaillierte 
Zielgruppenanalyse, welche in diesem 
Fall die Bürger:innen darstellten. In An-
betracht der Heterogenität der Gruppe 
wurde eine Segmentierung in kleinere, 

spezifische Nutzergruppen vorgenom-
men, um die potenziellen Verwendungs-
gründe für die Plattform zu ermitteln. 
Die erstellten Personae dienen der Vi-
sualisierung und Veranschaulichung der 
jeweiligen Nutzergruppen. Die Erstel-
lung von Personae ermöglichte außer-
dem eine systematische Erfassung und 
Berücksichtigung der Bedürfnisse und 
Erwartungen unterschiedlicher Nutzer-
profile. 

Die aus der Literaturrecherche und der 
Zielgruppenanalyse gewonnenen Er-
kenntnisse wurden miteinander ver-
knüpft, um konkrete Funktionsbedarfe 
und Anforderungen an die Plattform zu 
definieren. Die Anforderungen wurden 
im kollaborativen Tool Miro visuali-
siert, sodass eine logische Verknüpfung 
von Funktionsbedarfen, Anforderungen  
sowie ersten Mock-Ups und Skizzen 
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möglich war. Der visuelle und struktu-
rierte Ansatz resultierte in der sukzessi-
ven Entwicklung eines in sich verknüpf-
ten Plattformkonzepts. 

Im Anschluss an die Konzeptualisierung 
erfolgte eine Validierung, um die theore-
tischen Überlegungen hinsichtlich ihrer 
praktischen Anwendbarkeit zu evaluie-
ren. Aufgrund der Komplexität des Unter-
suchungsgegenstandes wurde auf eine 
einfache Online-Umfrage verzichtet. 
Anstelle der einfachen Online-Umfrage 
wurde ein Clickdummy erstellt, welcher 
als Demonstrator fungierte. Dieser ver-
anschaulichte zentrale Funktionen und 
Anwendungsszenarien der Plattform 
und ermöglichte den Proband:innen  
eine realitätsnahe Testnutzung. Die Ver-
wendung des Clickdummys führte zu 
einer verbesserten Verständnisqualität 
der Plattforminhalte und -struktur sei-
tens der Teilnehmenden, was sich posi-
tiv auf die Qualität ihrer Rückmeldungen 
in der anschließenden Befragung aus-
wirkte.

Die Testnutzung wurde im Rahmen  
einer Straßenbefragung durchgeführt. 
Der Ablauf beinhaltete die Nutzung des 
Clickdummys, gefolgt von der Beantwor-
tung gezielter Fragen. Diese Methode 
ermöglichte eine konkrete Evaluierung 
der Funktionen, Inhalte, Struktur sowie 
der allgemeinen Nutzungsbereitschaft 
der entwickelten Plattform [PEN 22]. 

Der Clickdummy ist öffentlich zugäng-
lich und über folgende Seite zu errei-
chen: www.part-com.de/95.php

Beteiligungsplattform:  
Ganz konkret 

Im Folgenden wird das konkrete  
Konzept erläutert, welches im Rahmen 
des PART-COM-Forschungsprojekts 
entwickelt wurde. Hierbei wird sowohl 
auf übergeordnete Anforderungen an 
die Plattform, als auch auf die konkreten 
Plattformbereiche eingegangen.

Zunächst verfolgt das PART-COM-Platt-
formkonzept einen ganzheitlichen An-
spruch. Entsprechend sollen so viele 
Tools und Funktionalitäten wie möglich 
implementiert werden, um ein umfas-
sendes Nutzererlebnis zu ermöglichen. 
Dies umfasst sowohl bestehende Tools, 
als auch die Integration neuartiger An-
sätze. An dieser Stelle explizit zu erwäh-
nen ist die Darstellung als App sowie 
die Möglichkeit der finanziellen Betei-
ligung von Bürger:innen. Weiterhin soll 
die Plattform für verschiedenste Städte 
nutzbar sein und die gleichen Funktio-
nen aufweisen. Es ist der Anspruch, eine 
zentrale Anlauf- bzw. Begegnungsstät-
te für interessierte Bürger:innen in ganz 
Deutschland zu schaffen. Der Wunsch 
der Bürger:innen für eine solche zentra-
le und übergeordnete Plattform ist seit 
Jahren existent und bekannt [REN 12]. 

Eine weitere übergeordnete Anforde-
rung besteht darin, einen schnellen, ein-
fachen und lebensbezogenen Zugang zu 
schaffen. Es ist als unwahrscheinlich an-
zusehen, dass vielbeschäftigte und zeit-
lich eingebundene Bürger:innen von sich 
aus proaktiv auf die Suche nach digitalen 
Beteiligungsformaten gehen. Es bedarf 
dementsprechend gewisser Schnittstel-
len bzw. Landing Pages, die z. B. mittels 
QR-Code-Scan erreicht werden können. 

http://www.part-com.de/95.php
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Diese QR-Codes könnten etwa an In-
formationsplakaten, Bauzäunen, Park-
eingängen o. ä. angebracht sein und 
Bürger:innen auf den Bereich der Platt-
form bringen, der dem jeweiligen Pro-
jekt gewidmet ist, an dem der QR-Code 
physisch angebracht ist. Weiterhin soll-
te eine Benachrichtigungsfunktion auf 
der Plattform existieren, bei denen Bür-
ger:innen automatisch über sie betref-
fende Projekte informiert werden [PEN 
22]. 

Eine ebenso wichtige Anforderung an 
die Plattform ist der Fokus auf die Bil-
dung von Communitys. Diese füllen die 
Plattform mit Leben und sind elemen-
tar für deren Wachstum. Entsprechend 
wurden in das PART-COM-Konzept ver-
schiedene communitybildende Funktio-
nalitäten implementiert. Hierzu gehören 
Diskussionsforen, Kommentarfunktio-
nen und die Möglichkeit, Beiträge mit 
Likes bzw. Dislikes zu versehen oder gar 
zu melden.

Ein weiterer Aspekt, der im Rahmen der 
plattformbasierten Communitybildung 
zu nennen ist, ist der der Profilerstel-
lung. Grundsätzlich besteht die Wahl 
zwischen öffentlichen, halb offenen 
und geschlossenen Communitys. Wäh-
rend erstere vollkommen zugänglich 
für die Öffentlichkeit ist, erlaubt letzte-
re der Öffentlichkeit keinerlei Einsicht 
oder Interaktionsmöglichkeiten. Dies ist 
ausschließlich den angemeldeten Nut-
zern vorbehalten. Im Falle des PART-
COM-Plattformkonzepts hat man sich 
für die Konzeption einer halb-offenen 
Lösung entschieden. Da angenommen 
wird, dass viele Bürger:innen die Inhal-
te, Funktionen und Nutzungsvorzüge 
einer solchen Plattform zunächst nicht 

kennen, kam eine geschlossene Platt-
form bzw. Community nicht in Frage. Zu 
groß wäre die Hürde, die Bürger:innen 
nehmen müssten, um am Beteiligungs-
geschehen teilzunehmen. Dies würde 
die Bildung einer aktiven Community in 
großem Maße hemmen. Eine gänzlich 
öffentliche Community wurde aus Grün-
den der Qualitätssicherung der geleis-
teten Beiträge ebenfalls verworfen [PEN 
22]. Eine weitere zentrale Anforderung, 
die sich aus der Analyse bisheriger Be-
teiligungsformate und der Beschaffen-
heit der jeweiligen Zielgruppen der Be-
teiligungsplattform PART-COM ableiten 
lässt, ist die einer mobilen Version. Er-
staunlicherweise gibt es für kaum ein be-
stehendes digitales Beteiligungsformat 
eine umfassende App-Version in den 
gängigen Stores zu erwerben. Zumeist 
lassen sich lediglich einzelne Funktio-
nen wie Mängelmelder aufs Smartphone 
oder ein anderes mobiles Endgerät her-
unterladen. Vor dem Hintergrund der ca. 
62,6 Millionen Smartphone-Nutzer:in-
nen in Deutschland sind die Gründe  
dafür bisher nicht zu erklären [TEN 22]. 

Nachdem nun einige der zentralen über-
geordneten Anforderungen und die dar-
aus erwachsenen Funktionalitäten dar-
gelegt wurden, wird im Folgenden ein 
Blick auf die konkreten Plattformberei-
che geworfen. Hierbei sind zunächst die 
Start- und Projektseiten zu erwähnen. 
Zentrales Element der Startseite ist eine 
Kartenansicht, auf der laufende und ge-
plante Vorhaben in Form von Pins an-
gezeigt werden. Hierdurch können 
Nutzer:innen auf einen Blick erkennen, 
welche Vorhaben gerade in ihrer Nähe 
stattfinden oder geplant sind. Um das 
Nutzererlebnis zu optimieren, wird an-
hand der GPS-Daten des Nutzenden 
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Communitys und deren Interaktio-
nen sind von elementarer Bedeutung 
für Plattformen und deren Wachs-
tum. Die Nutzer:innen der Plattform 
(also die Community) treten in platt-
formbasierten Geschäftsmodellen 
nicht mehr nur als Nachfragende auf.  
 
Sie fragen Inhalte, Produkte oder 
Dienstleistungen zwar nach, fungie-
ren jedoch gleichermaßen als Anbie-
tende eben jener und erhöhen so das 
Interaktionsvolumen bzw. die Interak-
tionsvernetzungen auf der Plattform. 
Es sollte also darauf geachtet werden, 
die Plattform so zu gestalten, dass In-
teraktionen innerhalb der Community 
so gut wie möglich gefördert werden. 
Darüber hinaus hat die Community 
einer Plattform eine qualitätssichern-
de Rolle. [PAR 18] 
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direkt der entsprechende Kartenaus-
schnitt angezeigt werden. Weiterhin 
wird die Funktion implementiert, mittels 
gewisser Filter die Projekte anhand ver-
schiedener Projektkategorien anzeigen 
zu lassen. Diese Filter sind durch Hash-
tags oberhalb der Karte angedeutet. 

Unterhalb des erklärenden Textbau-
steins finden sich vier Dropdown-Ele-
mente, die die Nutzer:innen in Fragen-
form auf weitere Bereiche der Plattform 
führen. So öffnet ein Klick auf die Fra-
ge „Wie kann ich mich beteiligen“ eine 

Übersicht und Erklärung der verschie-
denen Beteiligungskategorien Mitwir-
ken, Anregen und Investieren, in die die 
einzelnen Beteiligungsformate auf der 
„PART-COM-Plattform“ eingeteilt wer-
den. Ein Klick auf die jeweilige Kategorie 
führt den Nutzenden unmittelbar in den 
Bereich der Plattform. 

Eine weitere Möglichkeit zur Naviga-
tion bietet die Menüleiste rechts oben 
auf der Startseite, bei der Nutzende 
durch Klicks ebenfalls zu den drei Be-
teiligungskategorien Mitwirken, Anregen 

Quelle: [KUR 22]

Quelle: [KUR 22]
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und Investieren, sowie zur Anmeldung 
oder Registrierung und zurück auf die 
Startseite gelangen kann. 

Bei der Gestaltung der Startseite wurde 
explizit darauf geachtet, dass die ver-
schiedenen Bereiche der Plattform auf 
verschiedene Art und Weise zugänglich 
sind. 

Anstehende Projekte und Vorhaben 
sind, wie eingangs bereits erwähnt, auf 
der Karte der Startseite in Pin-Form ab-
gebildet. Durch einen Klick auf den je-
weiligen Pin wird der Nutzende auf die 
entsprechende Projektseite geführt. 
Selbiges gilt für die verfügbare Galerie-
ansicht, auf die der Nutzende per Klick 
unter der Karte wechseln kann. Weiter-
hin besteht die Möglichkeit, über einen 
Klick auf das Dropdown-Element auf 
der Startseite „Wo finde ich aktuelle 
und geplante Projekte?“ auf die jeweili-
gen Projektseiten zu gelangen. Darüber 
hinaus lassen sich Projektseiten direkt 
über QR-Codes finden, die am Ort der 
Projektumsetzung angebracht werden 
können. 

Auf der Projektseite sieht der Nutzen-
de zunächst den Titel des Vorhabens 
über einem ausgewählten Projektbild. 
Unterhalb des Bildes wird die aktuelle 
Projektphase kurz und prägnant ange-
teasert. Weiterhin haben die Bürger:in-
nen per Klick auf verschiedene Icons die 
Möglichkeit, direkt und einfach auf das 
Projekt zu reagieren. So können sie es 
beispielsweise liken, teilen, speichern 
oder sich für regelmäßige Benachrichti-
gungen anmelden. Durch diese einfache 
und schnelle Interaktionsform soll die 
Nutzerschaft zur aktiven Nutzung der 
Plattform und entsprechend zur Bildung 
von Communitys angeregt werden.

 
Zentrales Element der Projektseite sind 
vier Dropdown-Elemente. Dort werden 
den Nutzer:innen – wie auf der Start-
seite in Fragenform – alle relevanten In-
formationen zum Projekt präsentiert. So 
wird ein allgemeiner Überblick über das 
Projekt und die relevanten Hintergründe 
vermittelt, die aktuellen Beteiligungs - 
 
möglichkeiten präsentiert, bisherige Er-
gebnisse zusammengefasst und die ge-
planten nächsten Schritte aufgezeigt 
[PEN 22]. 

Quelle: [KUR 22] und [SCH 16]
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Der Bereich Mitwirken stellt eine weitere 
Möglichkeit dar, auf die im vorigen Ab-
schnitt erläuterten Projektpages zu ge-
langen. Allerdings werden die einzelnen 
Projekte in diesem Bereich anhand der 
Art der aktuell laufenden Beteiligungs-
formate gegliedert. Dieser Aufbau er-
möglicht es Nutzer:innen, die bestimm-
te Beteiligungsformate bevorzugen, auf 
einen Blick zu erkennen, bei welchen 
Projekten sie sich im Rahmen ihrer Be-
teiligungspräferenzen aktuell beteili-
gen können. Zunächst ist geplant, die 
Projekte bzw. aktuellen Beteiligungs- 

formate in diesem Bereich in vier Kate-
gorien einzuteilen. Die ersten drei Kate-
gorien stammen aus der Betrachtung 
bisheriger digitaler Beteiligungsforma-
te und stellen die häufigsten Arten der 
Beteiligung dar. Konkret sind dies Um-
fragen, Ideenwettbewerbe und Live-
Workshops. Die vierte Kategorie soll 
ergänzend alle weiteren Beteiligungs-
formate umfassen, die sich nicht in die 
ersten drei Kategorien einteilen lassen. 

Der nächste größere Bereich der konzi-
pierten Plattform ist der Bereich Anre-
gen. Dieser befasst sich mit proaktiveren 
Formen der Bürger:innenbeteiligung. 
Hier haben Bürger:innen die Möglich-
keit, von sich aus Input zu liefern. Durch 
diesen Bereich soll eine Umgebung für 
Bürger:innen geschaffen werden, in der 
sie, unabhängig von geplanten Vorha-
ben von kommunaler Seite, im Rahmen 
einer kreativen Community an der Ver-
besserung ihrer Lebenswirklichkeit ar-
beiten können. Neben der Meldung von 
Mängeln soll es Bürger:innen in diesem 
Bereich ebenfalls möglich sein, grund-
sätzliche Verbesserungsvorschläge zur 
Gestaltung des städtischen bzw. kom-
munalen Umfelds einreichen zu können. 
Diese können verschiedenste Themen-
gebiete betreffen und unterschiedlichen 
Ausmaßes sein. Für Kommunen hat dies 
den Vorteil, von der Bevölkerung wert-
volle Hinweise zu Verbesserungspoten-
tialen zu erhalten, ohne explizit danach 
fragen zu müssen. So kann ein produk-
tiver Austausch zwischen den beiden 
übergeordneten Zielgruppen der Platt-
form gefördert werden, der einen Mehr-
wert für beide Seiten bringt. Die Anlie-
gen von Bürger:innen können effizienter 
und gebündelt kommuniziert werden, di-
rekt an die verantwortlichen Stellen auf 

Quelle: [KUR 22]
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Crowdfunding 
Das Prinzip des Crowdfun-
dings beschreibt die Bereitstel-
lung finanzieller Mittel einer gro-
ßen Anzahl an Personen zur 
Umsetzung von Projekten, Investi-
tionsvorhaben oder Produktideen.  
 
Die Bereitstellung der finanziel-
len Mittel findet klassischerweise 
über das Internet statt. Durch die 
große Zahl der (potentiellen) finan-
ziellen Unterstützer entstand im 
deutschen Sprachgebrauch der 
Begriff „Schwarmfinanzierung“ als 
Synonym des englischen Begriffs  
Crowdfunding [BEN 21]. Grund-
sätzlich lassen sich im Rahmen 
der Schwarmfinanzierung vier un-
terschiedliche Ausprägungen des 
Crowdfundings feststellen. Unter-
schieden werden die Ausprägungen 
hinsichtlich der Art der Gegenleis-
tung sowie der Art des bereitge-
stellten Kapitals: 

14
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Gegenleistungsbasiertes Crowdfunding:    
- Nicht monetäre Gegenleistung für 
   finanziellen Beitrag zum Projekt 
- Z. B. Exklusiver Ersterhalt der entwickelten     
  Produkte, Gutscheine, werbewirksame 
  Dankleistungen 

Eigenkapitalbasiertes Crowdfunding:   
- Verwendung der gesammelten Finanzmittel   
   zur Eigenkapitalerhöhung des Initiators 
- Anleiheähnlicher Charakter 
- Nachrangdarlehen, Genussrechte, stille 
  Beteiligungen 

Kreditbasiertes Crowdfunding:  
- Keine Gewinnbeteiligung 
- Rückzahlung des Betrags nach festgelegter  
  Zeit inklusive fester Verzinsung 

Spendenbasiertes Crowdfunding : 
- Keine materielle oder monetäre 
  Gegenleistung  
- Ähnlich zur klassischen Spendentätigkeit 

[ACK 19] 

15
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kommunaler Seite weitergeleitet werden 
und im Optimalfall schnell und für beide 
Seiten zufriedenheitsstiftend umgesetzt 
werden. 

Quelle: [KUR 22]

Zentrales Element des Bereichs wird, wie 
auf der Startseite, eine Karte sein. Auf 
dieser sind die gemeldeten Mängel bzw. 
Verbesserungs- und Projektvorschläge 
in Form von Pins dargestellt. Nach Klick  
bzw. Hovern über den Pin erscheint eine 
Kurzansicht des jeweiligen Inhalts. Hier 
haben Bürger:innen die Möglichkeit, in 
Form von Likes bzw. Dislikes zu inter-

agieren. Weiterhin ist geplant, eine Kom-
mentarfunktion in Form eines offenen 
Forums für jeden Verbesserungs- bzw. 
Projektvorschlag in die Seite zu integrie-
ren. So kann ein freier und kreativer Aus-
tausch zwischen Bürger:innen gefördert 
und Projekte gemeinsam angestoßen 
werden. 

Der Bereich Investieren stellt einen Kon-
trast zu den bisher vorgestellten Berei-
chen bzw. Funktionen und Beteiligungs-
möglichkeiten dar. Diese sind, zumindest 
teilweise, von der Betrachtung bishe-
riger digitaler Beteiligungsplattformen  

Quelle: [KUR 22] 
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inspiriert. Die finanzielle Beteiligung von 
Bürger:innen an Kommunalprojekten 
steckt in Deutschland allerdings noch in 
den Kinderschuhen und ist daher kein 
gängiger Bestandteil von Öffentlich-
keitsbeteiligungsplattformen.  

Zur Validierung des Plattformkonzepts 
wurde der Bereich Investieren mit zwei 
fiktiven Beispielprojekten gefüllt – eines 
davon im Stil des spendenbasierten 
Crowdfundings und eines im Stil des ei-
genkapitalbasierten Crowdfundings bzw. 
Crowdinvestings (stille Beteiligung).

Im diesem Bereich angekommen, wer-
den dem Nutzenden zunächst die ver-
schiedenen finanziellen Beteiligungs-
möglichkeiten dargelegt. Darunter 
befindet sich ein Slider, der eine Projekt-
übersicht mit Titel, Bild und einer Kurz-
beschreibung zeigt. Weiterhin ist die Art 
der finanziellen Beteiligung durch ein 
Hashtag gekennzeichnet. Durch „Wi-
schen“ bzw. einen Klick auf die Pfeile 
an den äußeren Bildschirmrändern lässt 
sich zwischen den Projektvorschauen 
hin und her wechseln. Folgende Ab-
bildungen zeigt die Umsetzung des  
Bereichs Investieren im Clickdummy. 

Nach einem Klick auf „Projekt Anzei-
gen“ öffnet sich die Seite des jeweiligen 
Crowdfunding-Projekts. Dort sind ne-
ben Titel, Bild und Kurzinformation (hier 
nicht abgebildet), die bereits in anderen 
Abschnitten erwähnten Icons zum Liken, 
Speichern, Teilen bzw. Projekt verfolgen 
(Benachrichtigungen erhalten). Unter-
halb sind Dropdown-Elemente platziert, 
die das Projekt näher beschreiben, um 
potentielle Spender:innen bzw. Inves-
tor:innen mit den nötigen Informatio-
nen zu versorgen. Durch einen Klick auf 

„Jetzt Spenden“ wird der Spenden- bzw. 
Investitionsvorgang in Gang gesetzt. 
Dort erhalten Nutzer:innen weitere In-
formationen zum konkreten Ablauf des 
jeweiligen Beteiligungsformats, recht-
lichen Rahmenbedingungen und den 
möglichen Bezahlweisen. Weiterhin 
kann er – je nach Art der finanziellen 
Beteiligung – die von ihm gewünschte  
Beteiligungshöhe festlegen.

Eine interessante Verbindung besteht 
zwischen spendenbasierten Crowdfun-
ding-Projekten und dem Bereich Anregen. 

Quelle: [KUR 22] und [JÄG 20]
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So ist es denkbar, dass Bürger:innen 
eine Anregung zur Umgestaltung bzw. 
Restaurierung oder Verbesserung eines 
bestimmten Bereiches platzieren, diese 
von kommunaler Seite geprüft wird und 
– nach entsprechender Freigabe – zum 
spendenbasierten Crowdfunding-Pro-
jekt ausgerufen wird, um die benötigten 
Mittel zur Umsetzung zu generieren. So 
würde ein Vorschlag aus der Community 
durch die Community finanziert werden, 
dank der Community umgesetzt werden 
und einen Mehrwert für die Community 
mit sich bringen.

Beteiligungsplattform –  
Reaktionen? 

Um die der Validierung zugrunde liegen-
de Situation so realistisch wie möglich 
zu gestalten, wurde ein Setting gewählt, 
das dem wahrscheinlichen Szenario ei-
nes potentiellen Erstkontakts mit der 
Plattform am ehesten entspricht. Hier-
bei wurden Passanten in der Karlsruher 
Karlstraße dazu aufgefordert, einen auf 
einem großen Aufsteller angebrachten 
QR-Code zu scannen, der sie direkt zum 
Clickdummy führte. Die Befragung der 

Quelle: [KUR 22] Quelle: [KUR 22] 
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Bürger:innen fand direkt im Anschluss 
an deren Testnutzung des Clickdummys 
statt. Hierdurch wurde gewährleistet, 
dass den Testpersonen die jeweiligen 
Funktionen bzw. Bereiche der Plattform 
im Moment der Befragung präsent sind 
und deren Antworten eine angemesse-
ne Güte aufweisen. Insgesamt konnten 
im Rahmen des Pretests 61 Personen 
befragt werden. 

Hinsichtlich der Befragungsergebnisse 
ist zunächst hervorzuheben, wie positiv 
das Erhebungsdesign auf die Befragten 
wirkte. Die Umsetzung mit einem Auf-
steller und QR-Code wurde mehrfach 
für seine Originalität gelobt. Es ist da-
von auszugehen, dass das Interesse, 
welches dieses ungewöhnliche Befra-
gungssetup bei vielen Passanten aus-
löste, generell dazu genutzt werden 
kann, Nutzer:innen auf Öffentlichkeits-
beteiligungsplattform zu locken. Hin-
sichtlich der verschiedenen Bereiche, 
Funktionen, Inhalte und der Struktur des 
Plattformkonzepts fiel das Feedback 
grundsätzlich positiv aus. So wurde der 
Informationsgehalt auf den jeweiligen 
Projektseiten der Use-Cases mit 4,1 von 
5 möglichen Bewertungspunkten als 
weitgehend positiv bewertet. Auch die 
communitybildenden Funktionen wie 
Projekt verfolgen oder die Like-/Dislike-
Funktionen erhielten positive Bewer-
tungen. Der Bereich Anregen wurde mit 
einer Durchschnittsbewertung von 4 
Punkten ebenfalls als positiv eingestuft. 
Hinsichtlich der Teilnahme an Beteili-
gungsprojekten im Bereich Mitwirken 
wurde die Online-Umfrage als sinnvolls-
tes Tool eingestuft. Die weiteren Optio-
nen erhielten ebenfalls positive Bewer-
tungen. Die Möglichkeit, sich finanziell 
an Projekten zu beteiligen wurde mit 

einer Bewertung von über 3 Wertungs-
punkten ebenfalls als durchschnittlich 
sinnvoll eingestuft. Für die Neuartigkeit 
des Ansatzes ist dies ein durchaus an-
sprechendes Ergebnis. Die Intuitivität 
bei Nutzung sowie das Design der Platt-
form wurden mit 3,9 Wertungspunkten 
ebenfalls positiv bewertet.  
 

Beteiligungsplattform – 
Klingt gut, aber? 
Es gilt zu beachten, dass im Rahmen des 
PART-COM-Forschungsprojektes ledig-
lich die funktionsorientierten, inhalt-
lichen und strukturellen Elemente des 
Plattformkonzepts entwickelt wurden. 
Weitere Aspekte der Plattformimple-
mentierung, wie weitere praktische Va-
lidierungen oder die technische Umset-
zung wurden im Rahmen des Projekts 
nicht behandelt. Gleiches gilt für grund-
sätzliche Fragestellungen, die im wei-
teren Verlauf der Plattformentwicklung 
von Relevanz wären, wie die Wahl der 
Strategie zum erfolgreichen Plattform-
launch, die Festlegung von Governan-
ce-Richtlinien und die Implementierung 
bestimmter Matching-Algorithmen. Die 
PART-COM Plattform hat das dargeleg-
te Konzeptstadium entsprechend nicht 
verlassen.  

Ein Grund hierfür liegt in der mangeln-
den Bereitschaft der Kommunen, in 
die praktische Umsetzungsphase ein-
zusteigen. Viele Kommunen verfügen 
bereits über eigene Plattformlösungen 
und sahen daher keinen unmittelba-
ren Bedarf an einer weiteren Lösung.  
Bei Kommunen, die noch keine eigene 
Plattformlösung implementiert haben, 
fehlten oft die notwendigen finanziellen 
Mittel und personellen Ressourcen, um 
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sich am Projekt zu beteiligen und die Im-
plementierung voranzutreiben. Ein wei-
teres Hindernis war die starke Konkur-
renz durch kommerzielle Anbieter, die 
bereits bewährte Plattformen anbieten 
und die wesentlichen Funktionen abde-
cken. Diese Thematik wurde in zahlrei-
chen Experteninterviews thematisiert. 
Diese Faktoren trugen maßgeblich dazu 
bei, dass das entwickelte Konzept nicht 
in eine funktionsfähige Plattform über-
führt wurde. 

Beteiligungsplattform – 
Also? 
Obwohl eine Weiterentwicklung und 
praktische Implementierung des PART-
COM-Beteiligungsplattformkonzepts 
im Projektrahmen aus den genannten 
Gründen nicht erfolgte, ist festzuhalten, 
dass digitale Beteiligungsplattformen 
ein elementarer Bestandteil zeitgemä-
ßer Beteiligungskonzepte sind. Sie flexi-
bilisieren Beteiligungsprozesse in zeitli-
cher, räumlicher und effizienzbezogener 
Hinsicht und schaffen Möglichkeiten, 
kommunale Öffentlichkeitsbeteiligung 
auf ein neues Level zu heben. Hierfür 
stehen Kommunen eine Vielzahl an Lö-
sungen und Tools zur Verfügung, um ihre 
Beteiligungsplattform an die individuel-
len lokalen Bedürfnisse anzupassen.

Spannend zu beobachten wird sein, in-
wieweit neuartige Ansätze und Techno-
logien die Vielfalt und das Angebot digi-
taler Beteiligungsplattformen in Zukunft 
verändern werden. Hierbei ist natürlich 
in erster Linie das Themenfeld der künst-
lichen Intelligenz zu erwähnen. Diese 
wird große Auswirkungen auf die Funk-
tionen, Tools und Möglichkeiten digitaler 

Beteiligungsplattformen haben. Darü-
ber hinaus ist auch die bereits erwähnte 
finanzielle Beteiligung von Bürger:innen 
ein Konzept, welches künftig vermehrt 
auf digitalen Beteiligungsplattformen 
implementiert werden könnte, um eine 
neue Dimension der Öffentlichkeitsbe-
teiligung flächendeckend zu streuen. 

Zu bedenken gilt es in diesem Kontext 
jedoch, dass zunächst die aktuellen Be-
teiligungsmöglichkeiten sinnvoll und 
flächendeckend implementiert werden 
müssen. In vielen Kommunen wird Öf-
fentlichkeitsbeteiligung immer noch 
unzureichend durchgeführt. Hier muss 
zuvorderst Grundlagenarbeit betrieben 
werden, bevor die Implementierung in-
novativer Tools und Technologien vor-
angetrieben wird. Weiterhin darf nicht 
vergessen werden, dass digitale Betei-
ligungsplattformen keineswegs als Er-
satz herkömmlicher physischer Beteili-
gungsformate gesehen werden dürfen. 
Viele Menschen haben, gerade nach 
der Corona-Pandemie, das Bedürfnis, 
sich in Persona vor Ort zu treffen und 
auszutauschen. Digitale Beteiligungs-
plattformen sollten entsprechend als 
sinnvolle Ergänzung im Beteiligungs-
portfolio verwendet werden [GRE 23]. 
Um die Gewährleistung dieses Aspekts 
zu sichern, ist die Berücksichtigung be-
stimmter Kriterien erforderlich. Die Im-
plementierung und der Betrieb einer 
funktionierenden Beteiligungsplattform 
sind mit einem beträchtlichen Aufwand 
verbunden. Nach dem erfolgreichen 
Launch der Plattform ist insbesonde-
re die Betreuung derselben von essen-
tieller Bedeutung. Die Aufbereitung und 
Bereitstellung von Inhalten, die Reak-
tion auf Kommentare und Anregungen 
der Bürger:innen sowie die allgemeine  
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Verwaltung der Plattform sind wesent-
liche Aspekte, die es zu berücksichti-
gen gilt. Daher ist es für Kommunen un-
erlässlich, sich gründlich mit der Frage 
auseinanderzusetzen, ob sie über die 
erforderlichen Ressourcen verfügen, 
um eine Beteiligungsplattform eigen-
verantwortlich zu konzipieren, zu imple-
mentieren und zu betreuen [BUR 23]. 
Die Möglichkeit einer Kooperation mit 
kommerziellen Anbietern sollte entspre-
chend sorgfältig evaluiert werden. Die-
se können die Konzeption und Imple-
mentierung einer maßgeschneiderten 
Plattformlösung übernehmen oder die 
gesamte Koordination und Planung der 
Beteiligungsaktivitäten auf der Platt-
form betreuen. 

Sofern sich eine Kommune dazu ent-
scheidet, aktiv an der Konzeption ei-
ner Beteiligungsplattform mitzuwirken, 
kann das in diesem Artikel dargestellte 
Vorgehen als Handlungsempfehlung he-
rangezogen werden. Das methodische 
Vorgehen erweist sich als geeignet, 
um ein erstes Konzept zu entwickeln. 
In diesem Zusammenhang ist eine de-
taillierte Analyse der kommunalen Res-
sourcen, Bedarfe und Anforderungen 
unerlässlich, um diese mit den darge-
stellten Schritten zu kombinieren und 
auf diese Weise ein Konzept zu entwi-
ckeln, das den Anforderungen aller Ziel-
gruppen gerecht wird. Um die Plattform 
aus dem Konzeptstadium herauszuhe-
ben, sollten dann, über das in diesem 
Artikel geschilderte Vorgehen hinaus, 
Erhebungen mit größeren Stichproben 
durchgeführt werden, um ein valideres 
Feedback zur Plattform zu erhalten und 
das Plattformkonzept entsprechend zu 
optimieren. Weiterhin sind grundsätz-
liche Fragestellungen hinsichtlich der 

Implementierung von digitalen Plattfor-
men zu bedenken. Beispiele hierfür sind 
etwa die Konstruktion der exakten Platt-
formarchitektur, das Design effizienter 
Matching-Algorithmen sowie die Ent-
wicklung einer Launch-Strategie. Letz-
tere könnte eine schrittweise Inbetrieb-
nahme der Plattform beinhalten. So ist 
es denkbar, die Plattform anhand eines 
oder mehrerer populärer Projekte in Be-
trieb zu nehmen, um Nutzer:innen-Inte-
resse zu generieren. Im Laufe der Zeit 
kann die Plattform dann mit weiteren 
Projekten, Bereichen und Funktionen 
erweitert werden, um das Interesse der 
initialen Nutzer:innen zu erhalten und 
neue Nutzer:innen zu generieren. 
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Dokumentensammlung: Bereit
stellung von relevanten Dokumenten, 
Studien, Plänen, und Protokollen. 
News und Updates: Aktuelle 
Informationen über laufende 
Projekte und Partizipationsprozesse. 
Interaktive Karten: Geograf-
ische Visualisierung von Projekten 
und Planungen. 
FAQ-Sektionen: Antworten auf 
häufig gestellte Fragen zu Projek-
ten und Beteiligungsverfahren. 
Glossare: Erklärungen von 
Fachbegriffen und Konzepten. 

 
 
Online-Umfragen: Erhebung 
der Meinungen und Präferenzen 
der Bürger:innen zu bestimmten 
Themen 
Diskussionsforen: Plattformen 
für den Austausch und die Diskus-
sion unter den Bürger:innen und mit
Entscheidungsträger:innen. 
Ideensammlungen: Möglichkeit 
für Bürger:innen, eigene Ideen 
und Vorschläge einzureichen. 
Abstimmungen: Funktion, um 
über verschiedene Vorschläge 
oder Maßnahmen abzustimmen. 
Kommentarfunktionen: Mög-
lichkeit, direktes Feedback zu Pro-
jekten oder Dokumenten zu geben. 
Workshops und Webinare:  
Online-Veranstaltungen zur 
Information und Diskussion. 

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

Tools und Funktionen
Digitaler Beteiligungs-
plattformen 
1. Informationsbereitstellung 

2. Beteiligungstools 
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Simulationstools: Darstellung 
von Szenarien und deren Auswir-
kungen auf die Gemeinde. 
3D-Visualisierungen: Darstellung 
von Bauprojekten oder städtebau-
lichen Maßnahmen. 
Zeitachsen: Visualisierung des 
Projektfortschritts und geplanter 
Meilensteine. 

Benachrichtigungen: Automati-
sche Updates zu Projekten und 
Beteiligungsprozessen per E-Mail 
oder Push-Benachrichtigung. 
Live-Chats: Direkte Kommunika-
tion mit Moderator:innen oder 
Projektverantwortlichen. 
Rückmeldeformulare:  
Strukturierte Möglichkeit, Feedback 
oder Beschwerden einzureichen. 
Moderierte Diskussionen: 
Sicherstellung einer respektvollen 
und konstruktiven Diskussion durch 
Moderation. 

Auswertungstools für Umfra-
gen und Abstimmungen: Auto-
matische Analyse der Ergebnisse. 
Bürger:innen-Profiling: Seg-
mentierung und Analyse von Nut-
zergruppen (unter Berücksichtigung 
der DSGVO). 
Ergebnisberichte: Automatische 
Erstellung von Berichten und 
Zusammenfassungen. 
Heatmaps: Visualisierung von 
Beteiligungsschwerpunkten 
und Meinungsverteilungen. 

API-Schnittstellen: Integration 
in bestehende kommunale Systeme 
und externe Tools. 
Social-Media-Integration:  
Teilen von Informationen und Er-
gebnissen über soziale Netzwerke. 
Mobile Apps: Plattformzugang 
über mobile Endgeräte, um Beteili-
gung überall zu ermöglichen. 

Mehrsprachigkeit: Unterstüt-
zung verschiedener Sprachen zur 
Einbindung von mehr Personen
gruppen. 
Einfache Sprache: Bereitstellung 
von Inhalten in leicht verständlicher 
Sprache 
Barrierefreie Gestaltung:  
Anpassung der Plattform an die 
Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen. 
Niederschwellige Beteili-
gungsformate: Tools, die einfach 
und ohne technische Vorkenntnisse 
genutzt werden können. 

Anonymisierungsfunktionen:  
Möglichkeit, anonym an Diskussio-
nen und Umfragen teilzunehmen. 
Datenschutzrichtlinien:  
Klare Darstellung der Nutzung 
und Speicherung von Nutzerdaten. 
Zwei-Faktor-Authentifizie-
rung: Erhöhte Sicherheit für 
Nutzerkonten. 

●

●

●

●

●

●

●

●

●
 
 

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

●

3. Interaktive Visualisierungen 

4. Kommunikation und 
    Feedback 

5. Analyse- und Reporting-      
    Tools 

6. Integration und 
    Erweiterbarkeit 

7. Barrierefreiheit und 
    Inklusion 

8. Datenschutz und 
     Sicherheit
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https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/abgeschlossene-projekte/beteiligung-bei-infrastrukturprojekten/projektnachrichten/buergerbeteiligung-bei-planungsvorhaben
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/abgeschlossene-projekte/beteiligung-bei-infrastrukturprojekten/projektnachrichten/buergerbeteiligung-bei-planungsvorhaben
https://thomasschaefer.info/tag/sonnenaufgang/ 
https://thomasschaefer.info/tag/sonnenaufgang/ 
https://de.statista.com/themen/6137/smartphone-nutzung-in-deutschland/#topicHeader__wrapper
https://de.statista.com/themen/6137/smartphone-nutzung-in-deutschland/#topicHeader__wrapper
https://de.statista.com/themen/6137/smartphone-nutzung-in-deutschland/#topicHeader__wrapper
https://de.statista.com/themen/6137/smartphone-nutzung-in-deutschland/#topicHeader__wrapper
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PART-COM- 
Beteiligungsscore 

Kurz und Knapp 
Mit der zunehmenden Demokratisierung 
der Wissenschaft wächst die Bedeutung 
der Bürger:innen innerhalb von For-
schungs- und Innovationsvorhaben. Der 
Wunsch der Bevölkerung nach aktiver 
Mitgestaltung soll durch den Ausbau der 
Öffentlichkeitsbeteiligung nachhaltig 
erfüllt werden. Vor diesem Hintergrund 
wurde im Rahmen des Forschungspro-
jekts PART-COM ein Bewertungskon-
zept entwickelt, das die Qualität der 
Bürger:innenbeteiligung in deutschen 
Kommunen erfasst. Hierzu wurde ein In-
dikatorenkatalog aufgestellt, der die zen-
tralen Aspekte erfolgreicher Öffentlich-
keitsbeteiligung abbildet. Hierbei wurde 
bewusst darauf geachtet, die Bürger:in-
nen in den Fokus zu stellen. Aus diesem 
Grund wird die Bewertung der einzelnen 
Indikatoren des Katalogs direkt durch 
eben jene erfolgen. So entsteht eine  
Bewertung der Öffentlichkeitsbeteili-
gung von Kommunen aus Sicht der Bür-
ger:innen. Ziel des Bewertungssystems 
ist es, den Kommunen eine fundierte 
Grundlage zur Evaluation und Verbesse-
rung ihrer Beteiligungspraktiken zu bie-
ten und somit eine nachhaltige Optimie-
rung zu ermöglichen. 

Beteiligungsscore –  
Warum eigentlich? 
Trotz der wachsenden Bedeutung von 
Bürger:innenbeteiligung und den zahl-
reichen Initiativen zur Stärkung partizi-
pativer Prozesse gibt es zwischen den 
Städten und Kommunen erhebliche 
Unterschiede in der Qualität und Wirk-
samkeit dieser Beteiligungsformate. 
Während einige Kommunen fortschritt-
liche und gut durchdachte Beteiligungs-
möglichkeiten bieten, kämpfen andere 
noch immer mit mangelnder Transpa-
renz, unzureichender Repräsentativi-
tät und geringer Bürgernähe. So haben 
beispielsweise zahlreiche der 40 bevöl-
kerungsreichsten Städte Deutschlands 
bis heute keine Beteiligungsplattformen, 
während andere in dieser Hinsicht glän-
zen [GRE 23]. Diese Diskrepanzen unter-
streichen die Notwendigkeit eines stan-
dardisierten Bewertungsinstruments, 
das nicht nur die Qualität der Bürger:in-
nenbeteiligung misst, sondern auch eine 
Vergleichbarkeit zwischen verschiede-
nen Kommunen herstellt.  

Das neu entwickelte Score-Konzept, wel-
ches im Zentrum dieses Artikels steht, 
unterscheidet sich von bestehenden 
Modellen, die häufig auf die Einschät-
zung durch externe Dienstleister oder 
die Selbstevaluation der Kommunen set-
zen. Stattdessen basiert das Konzept 
auf der direkten Bewertung durch die 
Bürger:innen, die an den Beteiligungs-
prozessen (nicht) teilgenommen, oder 
aber aus bestimmten Gründen nicht teil-
genommen haben. Diese bürgernahe 
Perspektive ermöglicht eine authenti-
sche und praxisorientierte Einschätzung, 
die den tatsächlichen Bedürfnissen und  
Erfahrungen der Bevölkerung entspricht. 
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Darüber hinaus dient der Score den 
Kommunen als wertvolles Benchmar-
king-Tool. Durch den Vergleich der  
Ergebnisse können Städte und Kom-
munen gezielt Verbesserungspotenziale 
identifizieren und voneinander lernen. 
Der Score fungiert nicht nur als Maß-
stab für Qualität, sondern dient auch als 
Auszeichnung für Kommunen, die in der 
Bürger:innenbeteiligung herausragende 
Leistungen erzielen. Gleichzeitig kann 
er Druck auf jene Kommunen ausüben, 
die noch nicht die erforderlichen Stan-
dards erfüllen, ihre Beteiligungsprak-
tiken zu optimieren [FFF 23]. Dadurch 
trägt der Score nicht nur zur Förderung 
einer nachhaltigen Bürgerbeteiligung, 
sondern auch zur Schaffung eines ge-
rechten und transparenten Partizipati-
onsumfelds in Deutschland bei. 

Beteiligungsscore – Wie?
Die methodische Grundlage der Ent-
wicklung des Öffentlichkeitsbeteili-
gungsscores bildet eine gründliche 
zweiteilige Literaturrecherche. Während 
in einem ersten vorgelagerten Recher-
cheteil zahlreiche Leitfäden und Erfah-
rungsberichte aus dem Spektrum der 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie ver-
schiedene Scores aus verschiedenen 
Forschungsbereichen und Disziplinen 
betrachtet wurden, hatte der zweite  
Rechercheteil einen fortlaufenden und 
kontinuierlich prozessbegleitenden Cha-
rakter.  So konnte gewährleistet werden, 
aktuelle Entwicklungen und Erkenntnis-
se in den Score miteinfließen zu lassen. 

Vorgelagerte 
Literaturrecherche

Clustern der Facetten 
und Teilbereiche 

guter ÖB

Erfahrungsberichte 
& Leitfäden

Impact- und 
Erfolgskriterien aus 

Expertengesprächen

Analyse bestehender 
Scores

BIPAR
OECD

CHE

ADFC

Teilbereiche und 
Indikatoren

Iterationsrunden 
zur Spezifizierung 

PART-COM 
Beteiligungsscore

Leitfragen 

Taxonomie 

Bewertungsmodell 

Kontinuierliche Literaturrecherche

Kontinuierliche Literaturrecherche

Quelle: PART-COM 
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In einem nächsten Schritt wurden die ver-
schiedenen Teilbereiche und Facetten der 
Öffentlichkeitsbeteiligung geclustert und 
auf ihre Relevanz für die Zielgruppe der 
Bürger:innen hin untersucht. Hierbei wa-
ren insbesondere Erfahrungsberichte ab-
geschlossener Beteiligungsformate und 
die durch Expertengespräche mit bürger-
nahen Stakeholdern herausgearbeiteten 
Impact- und Erfolgskriterien guter Öf-
fentlichkeitsbeteiligung von großem Wert. 
Die hieraus gewonnen Erkenntnisse wur-
den im Anschluss durch eine eingehen-
de Analyse bestehender Scores aus ver-
schiedenen Forschungsbereichen bzw. 
Disziplinen ergänzt. An dieser Stelle ins-
besondere zu erwähnen sind der OECD 
Better Life Index, das CHE-Hochschulran-
king, der ADFC-Fahrradklima-Test sowie 
das BIPAR-Evaluationsverfahren guter 
Bürger:innenbeteiligung [ZIN 24]. Diese 
Scores wurden genauestens hinsichtlich 
ihrer verschiedenen Dimensionen und 
Teilaspekte sowie der zugrunde liegenden 
Datenerhebungsmethoden und Bewer-
tungsmodelle untersucht.   

Die gewonnenen Erkenntnisse wurden in 
einem nächsten Schritt verdichtet und sind 
in konkrete Teilbereiche und zugehörige 
Indikatoren des PART-COM-Beteiligungs- 
scores eingeflossen. Die entstandenen 
Teilbereiche und Indikatoren wurden im 
weiteren Projektverlauf in mehreren Ite-
rationen weiterentwickelt und konkreti-
siert.  

Die fertigen Teilbereiche und Indikatoren 
des Scores wurden anschließend durch 
konkrete Leitfragen, ein klar definiertes 
Bewertungsmodell sowie eine exakte und 
widerspruchsfreie Taxonomie ergänzt. 
Dies gewährleistet, dass die Bewertung 
durch die Bürger:innen ohne Missver-
ständnisse durchgeführt werden kann. 

Um die Weiterentwicklung und Implemen-
tierung des Scores über den Projektzeit-
raum hinaus zu vereinfachen, wurde wei-
terhin eine genaue Handlungsanleitung 
formuliert. Diese beinhaltet die Durch-
führung von Pretests zur Validierung  
der Teilbereiche und Indikatoren, der  
Datenerhebungsmethode und dem  
Bewertungsmodell sowie einen Fahrplan  
zur Umsetzung.

Forschungsergebnisse:  
Beteiligungsscore –  
Ganz konkret  
Bei der konkreten Identifizierung bzw. 
Definition der Teilbereiche und Indika-
toren wurde bewusst Wert daraufgelegt, 
den Score möglichst nutzerorientiert 
zu gestalten. Dies impliziert, dass der 
Fragen- bzw. Indikatorenkatalog derart 
konzipiert wurde, dass die Bürger:innen 
ausschließlich zu den Bereichen der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung befragt werden, 
zu denen sie eine fundierte Bewertung 
abgeben können. Des Weiteren war es 
von Bedeutung, den Umfang des Indi-
katorenkatalogs zu begrenzen, um eine 
angemessene Befragungsdauer zu ge-
währleisten. Dies führt zu der Konse-
quenz, dass einige zwar relevante, jedoch 
in diesem Score redundante Aspekte der 
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Kon-
zeption des Scores keine Berücksichti-
gung fanden. Ein Beispiel hierfür ist die 
sinnvolle Einbettung der Öffentlichkeits-
beteiligung in den Budget- und Ressour-
cenplan der jeweiligen Kommune. Dabei 
sollte die Öffentlichkeitsbeteiligung so-
wohl monetär als auch personell ange-
messen im Haushaltsplan berücksichtigt 
werden, was Grundvoraussetzung für 
eine gelungene Beteiligung ist. Da den 
Bürger:innen jedoch kaum Einblick in die 
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finanziellen und personellen Ressour-
cen der Kommunen gewährt wird, wäre 
eine Bewertung der angemessenen Ein-
planung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
in den Haushaltsplan von Kommunen im 
Rahmen des entwickelten Scores nicht 
zielführend. 

Aus Tabelle 1 ist die Liste der Teilbereiche 
inklusive Indikatoren des PART-COM-
Beteiligungsscores zu entnehmen. Auf 
die Implementierung der zugehörigen 
Leitfragen und der Taxonomie wird an 
dieser Stelle verzichtet. 

Um die oben erwähnten Leitfragen bzw. 
die Taxonomie zu erläutern, wird nun 
exemplarisch der Teilbereich Zeitpunkt 
näher betrachtet. Für diesen Teilbereich 
wurden drei Indikatoren festgelegt – 
Frühzeitigkeit, Projektbezogene Betei-
ligung und Allgemeine Beteiligung. Um 
den Bürger:innen die Bedeutung der In-
dikatoren unmissverständlich aufzuzei-
gen, wurden sie genau definiert und mit 
Leitfragen untermalt. So wird der Indi-
kator Frühzeitigkeit per Definition dann 
erfüllt, wenn die erste Beteiligung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt, also be-
vor die ersten Entscheidungen getrof-
fen wurden, stattfindet. Die zugehörigen 
Leitfragen lauten entsprechend: 

„Werden die Bürgerinnen und Bürger 
frühzeitig in die Projekte eingebunden?“ 

„Werden die Bürgerinnen und Bürger 
bereits vor Projektstart eingebunden?“ 

„Werden die Bürgerinnen und Bürger 
einbezogen, bevor Entscheidungen ge-
troffen wurden?“ 

Der Indikator Projektbezogene Beteili-
gung bezieht sich, wie der Name schon 
sagt, auf die Beteiligung an spezifischen 
Projekten. Hierbei ist auf eine sinnvolle 
und kontinuierliche Beteiligung entlang 
des Projektverlaufs zu achten. Diese An-
forderung findet sich entsprechend in 
der Leitfrage wieder:  

„Werden die Bürgerinnen und Bürger 
während der Projekte kontinuierlich ein-
gebunden?“ 

Der Indikator Allgemeine Beteiligung er-
fasst die Beteiligungsbemühungen der 
Städte und Kommunen über spezifische 
Einzelprojekte hinaus. Die entsprechen-
den Leitfragen lauten wie folgt: 

„Werden die Bürgerinnen und Bürger 
auch außerhalb konkreter Projekte in 
das Thema der Bürgerbeteiligung einge-
bunden?“ 

„Werden die Bürgerinnen und Bürger 
über neue Projekte auf dem Laufenden 
gehalten?“ 

„Werden Bürgerinnen und Bürger in die 
Planung einbezogen, welche Projekte 
angegangen werden sollen?“ 

Durch die explizit ausformulierten Leit-
fragen wird über den gesamten Fragen-
katalog hinweg gewährleistet, dass die 
bewertenden Bürger:innen die jewei-
ligen Indikatoren und Teilbereiche in 
derselben Art und Weise interpretieren 
und entsprechend vergleichbar bewer-
ten. So werden Bürger:innen in der Lage 
sein, den Fragenkatalog ohne Anleitung 
zu beantworten und die Beteiligungsbe-
mühungen ihrer Kommune ohne externe 
Erklärung zu bewerten.  
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Teilbereich
 
Transparenz 

Kommunikation 

Beteiligungskultur 

Zeitpunkt 

Beteiligte 

Umgang der Akteure 

Verfahrensqualität 

Ergebnisverwertung 

Nachhaltigkeit 

Zufriedenheit 

Indikatoren

● Indikatoren 
● Informationszugang 
● Ergebnisrückmeldung 

● Feedback 
● Spezifische Kommunikation 
● Allgemeine Kommunikation 
● Aufsuchende Kommunikation 

● Informationsaufbereitung 
● Anlaufstelle für Partizipation 
● Grad der Einflussnahme 
● Netzwerk der Akteure 

● Frühzeitigkeit 
● Projektbezogene Beteiligung 
● Allgemeine Beteiligung 

● Repräsentation der Bevölkerung 
● Neutralität 
● Bildungsangebot 

● Umgangsformen 

● Moderation 

● Zielsetzung 
● Dokumentation 
● Zielerreichung 

● Langfristige Entwicklung  
   der Beteiligungsformate 
● Teilnahmebereitschaft 
● Akzeptanz der Projekte 

● Zufriedenheit 

Tabelle 1: Teilbereiche und Indikatoren des PART-COM-Beteiligungsscores
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Die Bewertung erfolgt – primärdaten-
basiert – durch die Bürger:innen über 
eine Umfrage, bei der eine fünfstufige 
Skala verwendet wird. Jeder Indikator 
jedes Teilbereichs wird zwischen eins 
(schlecht) und fünf (sehr gut) bewertet, 
mit klar festgelegten Endpunkten zur 
Orientierung. Diese Eckpunkte sind in 
Form ausformulierter Statements defi-
niert. So sind, um bei obigem Beispiel 
zu bleiben, die Eckpunkte des Indikators 
Projektbezogene Beteiligung:    

5: „Relevante Bürgerinnen und Bürger 
werden projektspezifisch, kontinuierlich 
und vollumfänglich eingebunden.“ 
und 

1: „Relevante Bürgerinnen und Bürger 
werden projektspezifisch nur vereinzelt 
und lückenhaft beteiligt.“ 

 
 
 
 

Den Zwischenstufen sind keine explizi-
ten Statements zugeordnet. Sie bieten 
Interpretationsspielraum, um die subjek-
tive Wahrnehmung der Befragten abzu-
bilden und eine fließende Bewertung 
zu ermöglichen. Für eine intuitive Be-
dienung der Umfrage werden Schiebe-
regler eingesetzt, um die Bewertung 
einfach und präzise auf einer kontinu-
ierlichen Skala einzustellen. Die Ge-
samtbewertung der Bürger:innenbe-
teiligung wird durch die Addition der 
Einzelbewertungen aller Indikatoren 
berechnet. Diese kumulative Bewer-
tung liefert einen umfassenden Über-
blick über die Qualität der Bürgerbetei-
ligung in der untersuchten Kommune 
[ZIN 24]. 

Quelle: [ZIN 23]
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Beteiligungsscore –  
Klingt gut, aber: 
Zunächst ist festzuhalten, dass der ent-
wickelte Score als theoretisches Konzept 
zu betrachten ist, dessen praktische An-
wendbarkeit noch nicht nachgewiesen 
wurde. Dies hat eine Einschränkung der 
vorliegenden Ergebnisse zur Folge hat. 
Aufgrund dieses Umstands kann der 
entwickelte Score derzeit keine Garantie 
auf Vollständigkeit und Validität bieten. 

Dies betrifft insbesondere die Vollstän-
digkeit und Validität des Indikatorenka-
talogs. Diesbezüglich sind in erster Linie 
die Teilbereiche zu nennen, die gegen-
wärtig lediglich durch einen einzelnen 
Indikator beschrieben werden. In die-
sem Zusammenhang ist zu eruieren, ob 
eine Differenzierung dieser Bereiche er-
forderlich ist, um die Aussagekraft des 
Scores zu optimieren.   

Des Weiteren wurden im Rahmen der 
Konzeption, wie bereits erwähnt, einige 
Indikatoren guter Öffentlichkeitsbeteili-
gung bewusst nicht berücksichtigt. Die 
Begründung hierfür liegt in dem ein-
deutigen Fokus des Scores auf die Bür-
ger:innen.  

Weiterhin ist zu erwähnen, dass den 
einzelnen Teilbereichen und Indikato-
ren bislang keine Gewichtung zugeord-
net wurde. Die Gewichtung ist jedoch 
von entscheidender Bedeutung, um die 
relative Bedeutung der verschiedenen 
Aspekte der Bürger:innenbeteiligung 
angemessen zu reflektieren. Es ist vor-
gesehen, diese Gewichtung im Rahmen 
eines Folgeprojekts in Zusammenarbeit 

mit Bürger:innen sowie Kommunen zu 
entwickeln. 

Des Weiteren ist zu prüfen, ob der entwi-
ckelte Score auf ausreichendes Interes-
se bei den jeweiligen Zielgruppen (Bür-
ger:innen, aber auch Kommunen) stößt 
und somit einen realen Mehrwert zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung in Deutsch-
land beitragen kann [FFF 23]. 

 
Beteiligungsscore –  
Was nun? 
Um die im vorigen Abschnitt themati-
sierten Limitationen des Scores schritt-
weise zu beheben, sind die folgenden 
Schritte für ein mögliches Folgeprojekt 
zu befolgen.  

Im Rahmen dessen ist zu evaluieren, ob 
die Inhalte adäquat, von Relevanz und 
für die Bürger:innen verständlich und 
aussagekräftig dargelegt sind. In die-
sem Zusammenhang wird der Indikato-
renkatalog bzw. die daraus entwickelte 
Umfrage einer begrenzten Anzahl an 
Probanden präsentiert, welche die auf-
geführten Aspekte beispielhaft beant-
worten. In der Folge wird der Score im 
Rahmen individueller Befragungen auf 
etwaige Schwachstellen und Verständ-
nisprobleme hin untersucht. Die aus den 
Pretests gewonnenen Erkenntnisse wer-
den anschließend zusammengetragen, 
analysiert und verwendet, um die jewei-
ligen Bereiche des Scores zu optimieren. 
Des Weiteren besteht die Möglichkeit, 
dass der Score im Rahmen der Pretests 
um neue Teilbereiche bzw. Indikatoren 
ergänzt wird. Es ist von essentieller Be-
deutung, das Spannungsfeld zwischen 
inhaltlicher Vollständigkeit und einer  
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realistischen Bearbeitungsdauer prä-
zise zu beobachten, um die praktische 
Umsetzung des Scores bzw. der damit 
einhergehenden Befragungen nicht zu 
gefährden. In diesem Kontext ist eine 
Incentivierungs- und Verbreitungsstra-
tegie zu entwickeln, um eine Teilnahme 
von Bürger:innen sowie von Kommunen 
am Score zu fördern.  

Nach Abschluss der Pretests erfolgt 
eine Erprobung des Scores am konkre-
ten Beispiel mehrerer Testkommunen. 
Es ist von entscheidender Bedeutung, 
dass unterschiedlich große Kommunen 
als Testpartner gewonnen werden. Auf 
diese Weise kann die Skalierbarkeit des 
Scores überprüft werden. Zudem kann 
ein Gespür für das allgemeine Interesse 
am Beteiligungsscore entwickelt wer-
den. Auch aus diesen Erkenntnissen 
lassen sich weitere Schlüsse bezüglich 
des Optimierungspotenzials des Scores 
bzw. der Einteilung der Kommunen in 
verschiedene, anhand ihrer Größe defi-
nierte Bewertungskategorien ziehen.  

Das genaue Befragungsdesign für die 
Testerprobungen sollte in enger Abstim-
mung mit den entsprechenden Kommu-
nen entworfen werden, um eine optimale 
Anpassung an die lokalen Gegebenhei-
ten zu gewährleisten. In der vorliegen-
den Phase der praktischen Validierung 
kommt den Bürger:innen, die die Bewer-
tung vorgenommen haben, eine wesent-
liche Funktion als Sparringspartner zu. 
Auf diese Weise lassen sich weitere Op-
timierungspotenziale und -bedarfe auf-
decken. In diesem Zusammenhang ist 
insbesondere die Frage der Gewichtung 
der einzelnen Teilbereiche und Indika-
toren zu klären. Nach der Einarbeitung 
des in diesem Rahmen gesammelten 

Feedbacks kann der Score finalisiert und 
für ein flächendeckendes Roll-out vorbe-
reitet werden [ZIN 24]. 

Beteiligungsscore – Also?  
Trotz der relativ frühen Phase, in der 
sich der PART-COM-Beteiligungssco-
re zu Projektende befindet, lässt sich 
festhalten, dass eine fundierte Grund-
lage geschaffen wurde, die bei Weiter-
verfolgung in einem Folgeprojekt und 
der Beachtung bzw. Befolgung der oben 
aufgeführten Schritte einen wichtigen 
Beitrag zur Erhöhung der Transparenz 
und Qualität der Öffentlichkeitsbeteili-
gung in Deutschland leisten kann. Vor 
allem der Fokus auf die Bürgerinnen und 
Bürger als Stakeholder und Bewerter der 
Öffentlichkeitsbemühungen hat innova-
tiven Charakter und stellt einen bewuss-
ten Perspektivwechsel in dieser The-
matik dar. Diese These bestätigen erste 
Reaktionen zu dem erstellten Konzept, 
welche im Rahmen von Workshops mit 
verschiedenen Kommunen sowie Exper-
teninterviews eingeholt wurden. 
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Definition Pretest 
Pretests wurden ursprünglich in der 
Marktforschung und im Marketing 
entwickelt und stellen ein Verfahren 
zur Überprüfung der Verwendbar-
keit von Erhebungsinstrumenten dar.   
Im Rahmen von Pretests werden ins-
besondere Schwierigkeiten bei Fra-
ge- oder Antwortmöglichkeiten von 
Fragebögen sowie  die Optimierung 
von Marketing- und Werbemaßnah-
men vor Kampagnenstart untersucht. 
[WÜB 18] 
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Reaktionen aus Workshops 
und Interviews zum geplanten 
PART-COM-Beteiligungsscore: 

● „Ein Anlass für Kommunen,  
   Prozesse zu hinterfragen  
   und zu optimieren.”
● „Ein sinnvolles Instrument, um                  
   Vergleichbarkeit in diesem viel 
   schichtigen Themenkomplex  
   zu schaffen.” 
● „Bietet Kommunen die Möglich- 
   keit, sich abzuheben und zu  
   profilieren.” 
● „Legt Fokus auf Realwahrneh-   
   mung der Bürgerinnen und 
   Bürger anstatt subjektiver  
   Bewertung der Beteiligungs- 
   bemühungen durch die  
   Durchführenden.”  
● „Bietet eine zusätzliche Kommuni- 
   kationsschnittstelle zwischen  
   Bürgerinnen und Bürgern und     
   Kommunen.” 
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[ZIN 24] – Zink, M. 2024: Entwicklung 
eines Scores zur Bewertung der Bür-
gerbeteiligung in deutschen Kommu-
nen; Masterthesis an der Hochschule  
Karlsruhe 

35



36

Impact- und Erfolgs-
kriterien gelungener 
Öffentlichkeitsbeteili-
gung 

1 Einleitung 

1.1 Hintergrund und  
Relevanz des Themas 
Öffentlichkeitsbeteiligung ermöglicht 
es Bürger:innen, ihre Meinungen und 
Anliegen in politische oder planerische 
Entscheidungen einzubringen. Dabei 
dient die Beteiligung der Öffentlichkeit 
nicht nur der Transparenz oder Legiti-
mation von Entscheidungen, sondern 
kann auch zur Qualität und Nachhaltig-
keit der Ergebnisse beitragen. Trotz der 
breiten Anerkennung der Bedeutung 
von Öffentlichkeitsbeteiligung gibt es 
allerdings immer noch erhebliche Her-
ausforderungen bei der Umsetzung. Die 
Frage, welche Kriterien eine erfolgreiche 
Öffentlichkeitsbeteiligung auszeichnen, 
ist daher von zentraler Bedeutung. Nur 
durch das Verständnis und die Identifi-
kation solcher Kriterien kann die Praxis 
der Öffentlichkeitsbeteiligung weiter-
entwickelt und optimiert werden. 

im Zentrum dieser Diskussion steht der 
Impact – also die tatsächliche Wirkung 
– und der Erfolg – also das planerisch-
organisatorische Gelingen – von Betei-
ligungsprozessen. Während der Impact 
sich auf die Effekte der Beteiligung auf 
politische und planerische Entschei-
dungen und deren langfristigen Verän-
derungen bezieht, beschreibt der Erfolg 
den Grad der Zufriedenheit der betei-
ligten Akteure, insbesondere der Bür-

ger:innen, mit dem Prozess, den Aktivi-
täten und deren Ergebnissen. Es stellt 
sich innerhalb des Projekts somit die 
Frage: Welche Kriterien sind ausschlag-
gebend, damit Öffentlichkeitsbeteiligung 
nicht nur formell, sondern auch inhaltlich 
gelingt und nachhaltige positive Effekte 
erzielt? 

Erfolg: das Eintreten eines 
beabsichtigten Ziels 
Impact: die Auswirkung  
einer Entscheidung�

1.2 Zielsetzung und Frage-
stellung des Artikels 
Ziel dieses Artikels ist es, zentrale Im-
pact- und Erfolgskriterien gelungener 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu identifizie-
ren und zu validieren. Hierbei soll sowohl 
die Perspektive der Expert:innen aus 
Theorie und Praxis als auch die Sicht 
der Bürger:innen berücksichtigt werden. 
Folgende zentrale Fragestellungen leiten 
damit die Untersuchung: 

1. Welche Kriterien werden von Expert:in-
nen als wesentlich für den Erfolg und 
den Impact von Öffentlichkeitsbeteili-
gung angesehen?  

2. Inwiefern stimmen diese Kriterien mit 
den Erwartungen und Erfahrungen der 
Bürger:innen überein? 

Diese Fragen sind nicht nur von theore-
tischem Interesse, sondern haben auch 
praktische Relevanz für die Gestaltung 
zukünftiger Beteiligungsverfahren. Die Er-
gebnisse sollen einen Aufschluss darüber 
geben, wie Öffentlichkeitsbeteiligung so 
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gestaltet werden kann, dass sie sowohl 
den Anforderungen der Expert:innen als 
auch den Bedürfnissen und Erwartun-
gen der Bürger:innen gerecht wird. Da-
mit wirkt der Artikel als Orientierungs-
leitfaden für Verantwortliche in Städten 
und Kommunen zur wirksamen Imple-
mentierung erfolgreicher Beteiligungs-
prozesse. 

2 Methodik 

Zur Beantwortung der genannten Frage-
stellungen wird eine zweistufige Metho-
dik angewendet. In einem ersten Schritt 
werden Expert:inneninterviews mit 
Fachleuten aus den Bereichen Verwal-
tung, Planung, Wissenschaft, Wirtschaft 
sowie NGOs durchgeführt. Ziel dieser 
Interviews ist es, ein umfassendes und 
tiefgehendes Verständnis der Kriterien 
zu erlangen, die aus Expert:innensicht 
entscheidend für den Erfolg und den Im-
pact von Beteiligungsverfahren sind. Die 
Auswahl der Expert:innen erfolgt dabei 
auf Basis ihrer Fachkenntnisse und Er-
fahrungen in der praktischen Umset-
zung oder wissenschaftlichen Analyse 
von Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Im zweiten Schritt werden die in den 
Interviews identifizierten Kriterien durch 
eine Umfrage unter Bürger:innen vali-
diert. Diese Umfrage zielt darauf ab, die 
Relevanz der Expert:innenkriterien aus 
Sicht der Bevölkerung zu prüfen und 
gegebenenfalls zusätzliche Kriterien zu 
identifizieren, die aus Bürger:innensicht 
von Bedeutung sind. Diese Kombination 
von qualitativen und quantitativen Befra-
gungen ermöglicht es, ein differenzier-
tes Bild der Impact- und Erfolgskriterien 

zu zeichnen und somit fundierte Emp-
fehlungen für die Praxis der Öffentlich-
keitsbeteiligung abzuleiten. Sie gewähr-
leistet, dass die entwickelten Kriterien 
nicht nur theoretisch fundiert, sondern 
auch praktisch relevant und breit akzep-
tiert sind. Durch die Validierung kann 
sichergestellt werden, dass die Ergeb-
nisse sowohl die Expert:innenperspekti-
ve als auch die Bürger:innenperspektive 
reflektieren und somit eine umfassende 
Grundlage für die Gestaltung zukünfti-
ger Beteiligungsverfahren bieten. 

3 Experteninterviews  
Im Rahmen dieser Untersuchung wurden 
insgesamt 18 Experteninterviews sowie 
zwei Workshops mit Städten mittlerer 
Größe durchgeführt [PTC 23]. Die Ex-
perteninterviews wurden unter Anwen-
dung eines flexiblen Interviewleitfadens 
durchgeführt, der es ermöglichte, die 
Gespräche sowohl strukturiert als auch 
dynamisch zu gestalten. Dieser Leitfa-
den diente als grundlegendes Gerüst, 
wurde jedoch je nach Gesprächsver-
lauf und dem spezifischen Fachwissen 
der jeweiligen Expert:innen angepasst. 
Dadurch konnte sichergestellt werden, 
dass alle relevanten Themen abgedeckt 
wurden, während gleichzeitig auf die in-
dividuellen Perspektiven und Erfahrun-
gen der Expert:innen eingegangen wer-
den konnte. 

Die Interviews dauerten zwischen 30 
und 90 Minuten, abhängig von der Tie-
fe und Komplexität der besprochenen 
Themen und des Zeitinvests und Ge-
sprächsbereitschaft des Gegenübers. 
Die Auswahl der Expert:innen erfolgte 
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gezielt, um ein breites Spektrum an Per-
spektiven aus verschiedenen relevanten 
Bereichen abzudecken. So wurden fünf 
Interviews mit Experten aus der For-
schung geführt, darunter drei interna-
tionale Expert:innen. Diese Gespräche 
lieferten wertvolle Einblicke in aktuelle 
wissenschaftliche Diskurse und Praxis-
beispiele aus unterschiedlichen Län-
dern, die eine wichtige Ergänzung zur 
nationalen Perspektive darstellten. 

Neben den wissenschaftlichen Ex-
pert:innen wurden auch Interviews mit 
Vertretern von zwei Stadtverwaltungen 
geführt, davon eines im Ausland. Diese 
Interviews ermöglichten es, die Heraus-
forderungen und Erfolgsfaktoren der 
Öffentlichkeitsbeteiligung aus der Sicht 
derjenigen zu betrachten, die direkt 
mit der Umsetzung solcher Verfahren 
befasst sind. Zwei weitere Interviews 
wurden mit Planungsbüros geführt, die 
häufig in der praktischen Ausgestaltung 
von Beteiligungsverfahren involviert 
sind und somit wertvolle praxisnahe 
Perspektiven beisteuerten. Ein weiterer 
Schwerpunkt lag auf den Gesprächen 
mit Agenturen und Mediationsbüros. 
Hier wurden sechs Interviews geführt, 
um die Sichtweisen von Fachleuten zu 
erfassen, die häufig als Schnittstelle 
zwischen Bürger:innen, Verwaltung und 
weiteren Stakeholdern agieren. Die-
se Expert:innen konnten insbesondere 
ihre Erfahrungen in der Gestaltung und 
Moderation von Beteiligungsprozessen 
einbringen, was für das Verständnis der 
dynamischen Interaktionen in solchen 
Prozessen von großer Bedeutung ist. 
Ergänzt wurden diese Interviews durch 
drei Gespräche mit Vertreter:innen von 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
die oftmals eine kritische, aber auch 
konstruktive Rolle in Beteiligungspro-
zessen einnehmen. Diese Perspektive 
ist besonders wertvoll, da NGOs häufig 
als Sprachrohr für Bürger:innenanliegen 
fungieren und somit einen tiefen Einblick 
in die Bedürfnisse und Erwartungen der 
Zivilgesellschaft geben können. Neben 
den Interviews wurden zwei halbtägige 
Workshops mit Stadtverwaltungen mitt-
lerer Größe durchgeführt, die ebenfalls 
die Inhalte des Interviewleitfadens be-
arbeitet haben. Die interaktive Natur der 
Workshops ermöglichte es den Teilneh-
mern, direkt aufeinander zu reagieren 
und gemeinsam Lösungen zu erarbeiten, 
die über die individuelle Expertenmei-
nung hinausgehen. 

Zusammengefasst, ermöglichte dieses 
methodische Vorgehen eine umfas-
sende und differenzierte Erfassung der 
Impact- und Erfolgskriterien von Öf-
fentlichkeitsbeteiligung. Durch die Kom-
bination von Experteninterviews und 
Workshops konnten sowohl theoretische 
Einsichten als auch praktische Erfahrun-
gen zusammengeführt werden, was eine 
solide Grundlage für die weiterführende  
Analyse und die anschließende Validie-
rung durch eine Bürger:innenumfrage 
darstellt. 
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Analyse 

Die Analyse der Experteninterviews wur-
de auf Basis mehrerer umfassender Mind 
Maps mit dem Tool miro durchgeführt, die 
die zentralen Themenfelder und Schwer-
punkte der Gespräche abbilden. Zu den 
identifizierten Überpunkten gehörten: 
„Folgen von Öffentlichkeitsbeteiligung“, 
„Nutzung von Sprache und Technischer 
Kommunikation“, „Input-Verwertung und 
Feedback“, „Digitale Beteiligungslösun-
gen und -plattformen“, „Erreichen von 
Bürger:innen“, „Beteiligungsscore“, „Un-
terschiede National und International“ 
sowie „Häufigkeit und Zeitpunkt des Dia-
logs“. Diese Kategorien dienten als Struk-
turierungsrahmen für die Auswertung der 
Interviews. 

Die Auswertung erfolgte schrittweise, in-
dem jedes Interview-Transkript einzeln 
und systematisch durchgegangen wur-
de. Dabei wurde immer ein Hauptpunkt 
aus den Mind Maps fokussiert und die 
relevanten Aussagen und Erkenntnisse 
der Expert:innen extrahiert und miteinan-
der verknüpft. Diese systematische Vor-
gehensweise ermöglichte es, Muster und 
wiederkehrende Themen zu identifizieren. 

Besondere Aufmerksamkeit wurde den 
häufigsten Nennungen und den am stärks-
ten betonten Aspekten in den Interviews 
gewidmet. Diese wurden anschließend ta-
bellarisch aufgearbeitet und als relevante 
Impact- und Erfolgskriterien definiert. So 
konnten die zentralen Faktoren heraus-
gearbeitet werden, die nach Ansicht der 
Expert:innen entscheidend für den Erfolg 
von Öffentlichkeitsbeteiligungsprozessen 
sind (Siehe Seiten 38-39).

4 Befragung der  
Öffentlichkeit

Konzeption der Umfrage 
Bei der Gestaltung der Umfrage stand 
das Ziel im Vordergrund, eine möglichst 
hohe Teilnahmebereitschaft zu erzielen, 
indem die Befragung kompakt und fokus-
siert gehalten wurde. Aus diesem Grund 
wurde bewusst entschieden, soziodemo-
grafische Fragen auf ein Minimum zu re-
duzieren und lediglich nach Geschlecht 
und Altersgruppe zu fragen. Die Aufnah-
me weiterer demografischer Fragen wie 
etwa zum Haushaltseinkommen, obwohl 
potenziell interessant für die Auswertung, 
wurde also bewusst vermieden. Der Fokus 
lag darauf, die Hürden zur Teilnahme so 
niedrig wie möglich zu halten und sicher-
zustellen, dass sich die Befragten auf die 
inhaltlichen Fragen zur Öffentlichkeitsbe-
teiligung konzentrieren können. 

Diese Entscheidung brachte außerdem 
die Herausforderung mit sich, dass nicht 
alle Kriterien der Öffentlichkeitsbeteili-
gung gleichermaßen detailliert überprüft 
werden konnten. Die Umfrage deckt alle 
Erfolgskriterien mindestens indirekt ab. 
Insbesondere zu den Kriterien „Aufsu-
chende Formate“, „Feedback- und Kom-
munikationskultur“, „Niederschwellige In-
formations- und Beteiligungsangebote“, 
„Multi-Channel“ und „Digitale Beteiligungs-
lösungen und -plattformen“ können fun-
dierte Validierungsaussagen getroffen wer-
den, die später genauer erläutert werden.  
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Impact- und 
Erfolgskriterien 
Die zehn relevanten identifizier-
ten Impact- und Erfolgskriterien 
gelungener Öffentlichkeitsbetei-
ligung auf Basis der Interviews 
sind folgend ohne Reihenfolge 
erläutert. 

1. Aufsuchende Formate 
Die zielgruppenorientierte An-
sprache ist ein elementares Kri-
terium für erfolgreiche Öffentlich-
keitsbeteiligung und wirkt sich 
positiv auf die Teilnahmebereit-
schaft aus, während ausschließ-
lich zielgruppenunspezifische 
oder allgemeine Ansprachen die 
Öffentlichkeitsbeteiligung hem-
men. 

2. Feedback und 
Kommunikationskultur 
Klare Kommunikation über die 
Möglichkeiten und Grenzen der 
Beteiligung werden als relevan-
ter Teil erachtet, um Scheinpar-
tizipation zu vermeiden. Mangel-
hafte Kommunikation über den 
aktuellen Projektfortschritt stellt 
ein großes Problem dar. Kontinu-
ierliches Feedback wird als ele-
mentares Kriterium angesehen. 

3. Visualisierung 
Pläne und technische Informa-
tionen sind für Laien häufig un-
verständlich und zu kompliziert. 
Gute und verständliche Visua-
lisierungen erhöhen die Bereit-
schaft und den Grad der Teilnah-
memöglichkeit. 

4. Niederschwellige 
Informations- und 
Beteiligungsangebote 
Niederschwellige Informations- 
und Beteiligungsangebote sind 
notwendig um Aufmerksamkeit 
zu erregen und eine erste Form 
der Beteiligung zu generieren. 
Dabei impliziert Niederschwel-
ligkeit, dass ein Angebot unmit-
telbar bei der Person ankommt 
und dieses schnell aufgefasst 
werden kann, wodurch eine so-
fortige Informationsaufnahme 
und/oder Beteiligung ermöglicht 
wird. 

5. Zeitpunkt der  
Beteiligung 
Eine frühzeitige und umfas-
sende Beteiligung aller rele-
vanten Akteure ist essenziell, 
da eine verspätete Einbindung 
oft schwerwiegende negative 
Auswirkungen in verschiede-
nen Bereichen (z. B. Verzöge-
rungen in Projekten, erhöhte  
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Kosten, mangelnde Akzeptanz 
von Entscheidungen und ineffi-
ziente Prozesse) nach sich zieht.  

6. Multi-Channel 
Gute Öffentlichkeitsbeteiligung 
ist asynchron und vereint digitale 
und analoge Beteiligungsforma-
te. Dabei ist eine gut aufgesetz-
te Plattform ebenso wichtig wie 
eine enge Social-Media-Beglei-
tung und Vernetzung allgemein. 

7. Digitale Beteiligungs-
lösungen und -plattfor-
men 

Digitale Beteiligungsplattformen 
sind ein elementarer Bestand-
teil des Multi-Channel-Ansatzes 
und eignen sich besonders gut 
dazu, die Kommunikations- und 
Feedbackkultur im Rahmen von 
Beteiligungsprozessen zu ver-
bessern. Digitale Beteiligungs-
plattformen werden analoge 
Beteiligung nicht verdrängen, 
sondern ergänzen. 

8. Diskussionskultur 
Die vorliegenden Erkenntnisse 
verdeutlichen, dass Deutschland 
von einer stark hierarchischen 
Struktur geprägt ist, die von einer 
Kultur des Dissenses anstelle des 
Konsenses geprägt ist. Dies äu-

ßert sich insbesondere in Fron-
talveranstaltungen als Ausdruck 
dieser Kultur. Als Lösungsansatz 
wird die Schaffung von Räumen  
betont, in denen Ideenaus-
tausch auf Augenhöhe und  
in respektvollem Rahmen er-
möglicht wird. 

9. Beteiligung der Jugend 
In deutschen Schulen mangelt 
es an Informations- und Betei-
ligungsformaten zur demokra-
tisch partizipativen Bildung jun-
ger Menschen. Darüber hinaus, 
haben junge Menschen aufgrund 
des mangelnden Wahlrechts kei-
ne Möglichkeiten, ihre Meinungen 
über Bürgerbegehren oder Peti-
tionen einzubringen. Dies sind, 
unter anderem, Gründe dafür, 
dass sich die Jugend nicht ernst  
genommen fühlt. 

10. Übergreifende Dialoge 

Das Fehlen von Transformtions-
dialogen führt dazu, dass gesell-
schaftliche Muster und Entwick-
lungen nicht erkannt werden. 
Dies wiederum resultiert darin, 
dass es keine bis wenige Mög-
lichkeiten gibt, die Zukunft der 
Gemeinde oder Stadt gemein-
sam strategisch weiterzuentwi-
ckeln.
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Einige Kriterien, wie „Visualisierung“,  
erfordern eine tiefere Auseinanderset-
zung, die über eine einfache Online-Befra-
gung hinausgeht. Um die Verständlichkeit 
und Wirksamkeit von Visualisierungen zu 
beurteilen, wäre beispielsweise eine Kom-
bination aus praktischen Beispielen und 
detaillierten Feedbackprozessen nötig 
gewesen, was den Rahmen des Fragebo-
gens gesprengt hätte. Ähnlich verhält es 
sich mit Kriterien wie der „Beteiligung der 
Jugend“, „Diskussionskultur“ oder „Über-
greifende Dialoge“. Diese Bereiche sind 
eng mit spezifischen Zielgruppen oder 
kulturellen Praktiken verbunden und er-
fordern eine differenzierte Betrachtung, 
die durch allgemeine Umfragen schwer zu 
erfassen ist. Solche Kriterien würden eher 
qualitative Methoden wie Fokusgruppen 
oder vertiefende Interviews erfordern, um 
ein vollständiges Bild zu gewinnen. Ein 
weiteres Beispiel ist der „Zeitpunkt der 
Beteiligung“. Obwohl dieser Aspekt in ge-
wissem Maße über allgemeine Fragen zur 
Informationsfrequenz und Projektkom-
munikation adressiert wurde, hätte eine 
detaillierte Erfassung dieses Kriteriums 
ebenfalls eine spezifischere, kontextbe-
zogene Fragestellung erfordert, die nicht 
in einem kurzen, allgemein gehaltenen  
Fragebogen unterzubringen war. 

Letztlich lag der Fokus darauf, die wich-
tigsten und am besten messbaren Kri-
terien innerhalb der gegebenen Be-
grenzungen zu validieren, während die 
tiefergehende Analyse anderer Kriterien 
möglicherweise in ergänzenden Studien 
oder durch spezifische Erhebungsme-
thoden erfolgen könnte. In Tabelle 1 ist  
ersichtlich, mit welcher Fragestellung  
welches Kriterium direkt (D) oder indirekt 

(ID) validiert werden kann. 

Eine Eingrenzung der Zielgruppe gab 
es nicht, da im Grunde jede:r Bürger:in 
gefragt ist. Lediglich durch das einge-
schränkte Umfragedesign sind ggfls. 
schon bestimmte Zielgruppen schlechter 
erreichbar. Die Umfrage kann online aus-
gefüllt werden in den Sprachen Deutsch, 
Deutsch – Leichte Sprache und Englisch. 
Neben der Verbreitung über diverse On-
linekanäle wie LinkedIn, WhatsApp und 
Instagram, wurden auch 2.500 Flyer, mit 
dem Verweis auf die Online-Umfrage, in 
Briefkästen unterschiedlicher Stadtteile 
im Stadtkreis Karlsruhe verteilt. 
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Die für diese Umfrage konzipierten 
Fragestellungen sind [PTC 24]: 

a. In welcher Altersgruppe bist du? 
b. Welches Geschlecht hast du? 

1. Deine Stadt oder Kommune möchte 
deine Meinung einholen. Wie möchtest 
du darauf aufmerksam gemacht werden? 

2. Deine Stadt hat dich erreicht. Wel-
che Möglichkeit würde dich jetzt an-
sprechen, um deine Meinung zu einem  
Projekt abzugeben? 

3. Feedback zu meinen Beiträgen oder 
Meinungsäußerungen im Rahmen einer 
Beteiligung zu bekommen ist mir wichtig.  

4. Ich wünsche mir eine gemeinsame 
Reflektionsveranstaltung mit Verwal-
tung und Projektträgern zum Abschluss 
eines Projekts. 

5. Das Projekt geht voran. Wie soll dich 
die Stadt weiter informiert halten? 

6. Und wie oft möchtest du über Projekt-
fortschritte informiert werden? 

7. Öffentlichkeitsbeteiligung stärkt das 
Demokratieverständnis. 

8. Öffentlichkeitsbeteiligung ermöglicht 
die Entwicklung gemeinsamer Leitbilder.  

9. Ich habe das Gefühl, dass Öffentlich-
keitsbeteiligung zu weniger Konflikten 
im spätereren Projektverlauf führt. 
 

10. Ich habe das Gefühl, Öffentlichkeits-
beteiligung bereichert die Qualität der 
Planung.

11. Ich fühle mich aktuell durch Formate 
der Öffentlichkeitsbeteiligung erreicht. 

12. Ich finde, meine Meinung wird mo-
mentan durch Öffentlichkeitsbeteiligung 
vertreten. 
 
c. Möchtest du uns noch etwas   
    anderes mitteilen?
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Tabelle 1: Validierungsmatrix zwischen Fragestellung und zu validierendem  
Kriterium. D = direkte Validierung, ID = Indirekte Validierung. 

Ergebnis der Umfrage  
Es konnten im Befragungszeitraum vom 14.08.2024 bis 26.09.2024 insgesamt 213 voll-
ständig abgesendete Fragebögen gesammelt werden. Obwohl die Stichprobengröße 
von 213 Befragten im Vergleich zur Gesamtbevölkerung Deutschlands relativ klein ist, 
bieten die Ergebnisse wertvolle Einblicke. Die Fehlermarge liegt bei etwa ±7,2 %, was 
auf eine gewisse Unsicherheit in den Schätzungen hinweist. Aufgrund der begrenz-
ten Stichprobe können die Ergebnisse möglicherweise nicht vollständig repräsentativ 
für die gesamte Bevölkerung sein. So sind sicherlich Verzerrungen in Altersgruppen, 
Regionen und sozialen Schichten möglich. Für genauere und umfassendere Analysen 
sollten zukünftige Arbeiten Studien mit größeren Stichproben durchgeführt werden. 
Auf ausführliche Ergebnisse wird in diesem Artikel nicht eingegangen, sondern direkt 
mit der Validierung der Kriterien fortgeführt. 

Kriterium

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Fr
ag

es
te
llu

ng

1 D D D

2 D D D

3 D

4 D

5 D D D

6 ID ID

7 ID ID

8 ID

9 ID ID

10 ID ID

11 ID ID

12 ID
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5 Validierung der Kriterien 
Die Validierung beschränkt sich auf die Kriterien die mit den Ergebnissen der  
Umfrage fundiert durchgeführt werden können. 

Kriterium 1: Aufsuchende Formate

Ergebnisse: 
Frage 1: Deine Stadt oder Kommune möchte deine Meinung einholen.  
              Wie möchtest du darauf aufmerksam gemacht werden? 
     1. Flyer im Briefkasten (57,8 %) 
     2. Social-Media-Beiträge (46,0 %) 
     3. Informationen über eine städtische Website (34,3 %) 

Frage 2: Welche Möglichkeit würde dich jetzt ansprechen, um deine Meinung  
              zu einem Projekt abzugeben? 
      1. Online-Umfrage, z. B. über Social-Media (81,2 %) 
    2. Bürger-Apps, z. B. Mängelmelder (52,6 %) 
    3. Infoveranstaltungen (in Präsenz) (35,2 %) 
    4. Infoveranstaltung (online) (31,9 %) 
    5. „Frage der Woche“, z. B. im Bus oder in der Tram (30,5 %) 

Frage 11: Ich fühle mich aktuell durch Formate der Öffentlichkeitsbeteiligung erreicht. 
     16,0 % Stimme überhaupt nicht zu 
     43,7 % Stimme eher nicht zu 
     19,7 % Neutral 
    15,5 % Stimme weitgehend zu 
    4,2 % Stimme absolut zu
    
Interpretation: 

Die Präferenzen aus Frage 1 zeigen, dass Bürger:innen eine Mischung aus digitalen 
(z. B. Social Media) und traditionellen (z. B. Flyer) Kommunikationskanälen bevorzu-
gen. Die Ergebnisse aus Frage 2 zeigen eine hohe Zustimmung für digitale und leicht 
zugängliche Beteiligungsformate wie Online-Umfragen und Bürger-Apps. Ein be-
trächtlicher Anteil der Bürger:innen fühlt sich aktuell nicht ausreichend durch die vor-
handenen Formate erreicht (ca. 59,7 % stimmen eher nicht oder überhaupt nicht zu).  

Fazit: 

Die Umfrageergebnisse unterstützen die Expert:innenmeinung, dass zielgerichtete  
und vielfältige Kommunikationskanäle entscheidend für den Erfolg von Öffentlich-
keitsbeteiligung sind. Die hohe Zustimmung zu digitalen und leicht zugänglichen  
Formaten und die kritische Rückmeldung zur aktuellen Erreichbarkeit der Bürger:in-
nen deuten darauf hin, dass eine Verbesserung der zielgruppenorientierten Anspra
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Kriterium 2: Feedback und Kommunikationskultur 

Ergebnisse: 
Frage 3: Jetzt hast du teilgenommen. Willst du Feedback zu deinem Beitrag? 
   0,5 % Stimme überhaupt nicht zu 
 08,5 % Stimme eher nicht zu 
 20,2 % Neutral 
 31,0 % Stimme weitgehend zu 
 38,0 % Stimme absolut zu 

Frage 4: Ich wünsche mir eine gemeinsame Reflektionsveranstaltung mit Verwaltung 
und Projektträgern zum Abschluss eines Projekts. 
 4,2 % Stimme überhaupt nicht zu 
 16,9 % Stimme eher nicht zu 
 23,5 % Neutral 
 29,1 % Stimme weitgehend zu 
 24,9 % Stimme absolut zu 

Frage 5: Das Projekt geht voran. Wie soll dich die Stadt weiter informiert halten? 
 1. Auf Social-Media-Kanälen (71,4 %) 
 2. Auf einer digitalen Plattform oder Website (68,1 %) 
 3. An öffentlichen Orten (47,0 %)

Interpretation: 

Die überwiegende Mehrheit der Befragten (69,0 %) wünscht sich Feedback zu ihren 
Beiträgen und mehr als die Hälfte der Befragten (54,0 %) wünscht sich eine gemein-
same Reflexion zum Abschluss eines Projekts. Die Ergebnisse zeigen, dass die Bür-
ger:innen regelmäßige und vielseitige Information bevorzugen, insbesondere über 
digitale Kanäle. 

Fazit: 

Die Umfrageergebnisse unterstützen die Expert:innenmeinung, dass Feedback und 
eine gute Kommunikationskultur zentrale Elemente erfolgreicher Öffentlichkeitsbe-
teiligung sind. Die Bürger:innen legen großen Wert auf kontinuierliche Rückmeldun-
gen zu ihren Beiträgen und wünschen sich klare Informationen über den Fortschritt 
von Projekten. Die Präferenz für digitale Kommunikationskanäle zeigt zudem, dass 
die modernen Medien als wichtige Plattformen für die Bürgerkommunikation genutzt 
werden sollten. 
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Kriterium 4: Niederschwellige Informations- und Beteiligungsangebote

Ergebnisse:
Frage 1: Deine Stadt oder Kommune möchte deine Meinung einholen. Wie möchtest 
du darauf aufmerksam gemacht werden? 
 1. Flyer im Briefkasten (57,8 %) 
 2. Social-Media-Beiträge (46,0 %) 
 3. Informationen über eine städtische Website (34,3 %) 

Frage 2: Welche Möglichkeit würde dich jetzt ansprechen, um deine Meinung zu  
einem Projekt abzugeben? 
 1. Online-Umfrage, z. B. über Social-Media (81,2 %) 
 2. Bürger-Apps, z. B. Mängelmelder (52,6 %) 
 3. Infoveranstaltungen (in Präsenz) (35,2 %) 
 4. Infoveranstaltung (online) (31,9 %) 

5. „Frage der Woche“, z. B. im Bus oder in der Tram (30,5 %) 
 Frage 11: Ich fühle mich aktuell durch Formate der  
 Öffentlichkeitsbeteiligung erreicht. 
 16,0 % Stimme überhaupt nicht zu 
 43,7 % Stimme eher nicht zu 
 19,7 % Neutral 
 15,5 % Stimme weitgehend zu 
 4,2 % Stimme absolut zu

Interpretation:  

Die hohen Zustimmungsraten für Flyer im Briefkasten und Social-Media-Beiträge 
deuten darauf hin, dass die Bürger:innen bevorzugt über leicht zugängliche und 
direkte Kanäle informiert werden möchten. Auch die Präferenz für Online-Um-
fragen und Bürger-Apps unterstreichen die Notwendigkeit von niederschwelligen 
Beteiligungsangeboten, die schnell und unkompliziert genutzt werden können. 
Wie bereits in Kriterium 1 erläutert, fühlt sich ein Großteil der Befragten allerdings 
nicht ausreichend durch die aktuellen Formate erreicht.    

Fazit: 

Die Umfrageergebnisse bestätigen die Expert:innenmeinung, dass niedersch-
wellige Informations- und Beteiligungsangebote notwendig sind, um eine breite 
Beteiligung zu ermöglichen. Insbesondere die hohe Zustimmung zu direkten und 
digitalen Kommunikationsformen wie Social Media und Online-Umfragen zeigt, 
dass Bürger:innen einfache und schnell zugängliche Beteiligungsangebote be-
vorzugen. Die Tatsache, dass viele Befragte sich derzeit nicht ausreichend er-
reicht fühlen, unterstreicht die Notwendigkeit, diese niederschwelligen Angebote 
weiter auszubauen und zu optimieren. 
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Kriterium 6: Multi-Channel

Ergebnisse:
Frage 1: Deine Stadt oder Kommune möchte deine Meinung einholen.  
Wie möchtest du darauf aufmerksam gemacht werden? 
 1. Flyer im Briefkasten (57,8 %) 
 2. Social-Media-Beiträge (46,0 %) 
 3. Informationen über eine städtische Website (34,3 %) 

Frage 5: Das Projekt geht voran. Wie soll dich die Stadt weiter informiert halten? 
 1. Auf Social-Media-Kanälen (71,4 %) 
 2. Auf einer digitalen Plattform oder Website (68,1 %)

Interpretation: 

Die Verteilung der Präferenzen zeigt, dass Bürger:innen eine Mischung aus analogen 
(z. B. Flyer im Briefkasten) und digitalen (z. B. Social Media, Website) Kanälen bevor-
zugen. Auch in Frage 5 zeigt sich eine starke Präferenz für digitale Kommunikations-
wege, insbesondere Social Media und Websites, kombiniert mit traditionellen Kanä-
len wie Informationsschildern an öffentlichen Orten.    

Fazit: 

Die Umfrageergebnisse bestätigen die Expert:innenmeinung, dass ein Multi-Chan-
nel-Ansatz, der sowohl digitale als auch analoge Kommunikationsformate integriert, 
entscheidend für den Erfolg der Öffentlichkeitsbeteiligung ist. Die Präferenzen der 
Bürger:innen für eine breite Palette von Kommunikationskanälen, von Social Media 
über Websites bis hin zu physischen Posteinwürfen und Informationsschildern, un-
terstreichen die Notwendigkeit, alle verfügbaren Kanäle zu nutzen, um eine breite 
und effektive Kommunikation sicherzustellen. 
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Kriterium 7: Digitale Beteiligungslösungen und -plattformen

Ergebnisse:
Frage 2: Welche Möglichkeit würde dich jetzt ansprechen,  
um deine Meinung zu einem Projekt abzugeben? 
 1. Online-Umfrage, z. B. über Social-Media (81,2 %) 
 2. Bürger-Apps, z. B. Mängelmelder (52,6 %) 
 3. Infoveranstaltungen (in Präsenz) (35,2 %) 
 4. Infoveranstaltung (online) (31,9 %) 
 5. „Frage der Woche“, z. B. im Bus oder in der Tram (30,5 %) 

Frage 5: Das Projekt geht voran. Wie soll dich die Stadt weiter informiert halten? 
 1. Auf Social-Media-Kanälen (71,4 %) 
 2. Auf einer digitalen Plattform oder Website (68,1 %) 
 3. An öffentlichen Orten (47,0 %)

Interpretation: 

Die hohe Präferenz für digitale Beteiligungsformen wie Online-Umfragen und  
Bürger-Apps zeigt, dass Bürger:innen digitale Plattformen als effektive und bevor-
zugte Methode zur Beteiligung betrachten. Auch in Frage 5 zeigt sich eine starke Prä-
ferenz für digitale Kommunikationswege, insbesondere Social Media und Websites.   

Fazit: 

Die Umfrageergebnisse validieren die Expert:innenmeinung, dass digitale Beteili-
gungslösungen und plattformen entscheidend für den Erfolg moderner Beteiligungs-
prozesse sind. Die hohe Akzeptanz und Präferenz für digitale Kanäle unter den Bür-
gern zeigt, dass diese Plattformen nicht nur eine Ergänzung, sondern ein zentraler 
Bestandteil der Beteiligungsstrategie sein sollten. Digitale Lösungen werden von den 
Bürgern als bequeme und effektive Mittel zur Teilnahme und Information geschätzt, 
was ihre Rolle im Multi-Channel-Ansatz bestätigt. 
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6 Fazit
Die Ergebnisse der Bürger:innenumfrage und dessen Validierung der Expert:innen-
meinungen zeigen, dass eine erfolgreiche Öffentlichkeitsbeteiligung auf mehreren 
wesentlichen Säulen ruht: zielgerichtete und vielfältige Kommunikationsformate, eine 
starke Feedbackkultur, niederschwellige und leicht zugängliche Beteiligungsangebo-
te sowie die Integration digitaler und analoger Kanäle. Gleichzeitig bleibt die Notwen-
digkeit, auch andere wesentliche Kriterien wie die Visualisierung von Informationen, 
die Einbindung der Jugend, übergreifende Dialoge und die Qualität der Diskussions-
kultur in zukünftige Beteiligungsprozesse einzubeziehen, um eine umfassende und 
nachhaltige Bürgerbeteiligung sicherzustellen. Bei letztgenannte Kriterien gilt es noch 
eine Validierung durch Bürger:innen durchzuführen. Diese Erkenntnisse sollten in zu-
künftige Planungen und Umsetzungen von Beteiligungsprozessen einfließen, um die 
Akzeptanz und Effektivität von Projekten zu maximieren und eine breite, engagierte 
Bürgerbeteiligung zu fördern. 

Literaturverzeichnis 
[PTC 23] – PART-COM (2022 – 2023): Experteninterviews zu Öffentlichkeitsbeteili-
gung und digitaler Beteiligung im Forschungsprojekt PART-COM 

[PTC 24] – PART-COM (2024): Bürger:innenumfrage zur Validierung der Experten-
interviews im Forschungsprojekt PART-COM 
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Die Konfliktfelder  
der Öffentlichkeits-
beteiligung als  
Abwärtsspirale

1 Hintergrund und  
Problematik 

Bürger:innen als aktive Gestalter in kom-
munale Transformations- und Innovations-
vorhaben einbinden zu können war das 
Ziel des Forschungsprojekts PART-COM. 
Vor diesem Hintergrund wurden national 
und international Interviews mit Expert:in-
nen aus Verwaltungen, Ingenieurbüros, 
NGO’s, Moderationsagenturen und For-
schungseinrichtungen geführt. Basie-
rend auf diesen Interviews konnten eine 
Reihe an Impact- und Erfolgskriterien für 
eine gelungene Partizipation identifiziert 
werden (siehe Artikel „Impact- und Er-
folgskriterien gelungener Öffentlichkeits-
beteiligung“), sowie sich wechselseitig be-
einflussende Konfliktfelder. Diese können, 
wenn unbeachtet, in einer gefährlichen 
Demokratieverdrossenheit gipfeln. Die 
Konfliktfelder wurden in einer Abwärts-
spirale zusammengefasst und mögliche 
Ausbruchsszenarien bzw. Lösungsan-
sätze erarbeitet. Das hierdurch entstan-
dene Modell soll als Handlungsempfeh-
lung für die Verantwortlichen im Bereich 
der Öffentlichkeitsbeteiligung fungieren, 
und Verwaltungen und anderen in diesen  
Bereich tätigen Stakeholdern Werkzeuge 
an die Hand geben.  

2 Konfliktfelder 

Die oberste Ebene der Abwärtsspirale 
zeigt insgesamt sechs wesentliche Kon-
fliktfelder. Mangelhafte Repräsentativi-
tät der Bürger:innen, Fehlender Wille 
seitens Verwaltung/Politik, Mangelhafte 
Kommunikation, Fehlende Transparenz, 
Mangel an Wissen seitens Bürger:innen 
sowie Hohe Hürden. Je intensiver und je 
stärker diese sechs Konfliktfelder aus-
geprägt sind, desto stärker sind auch 
die weiterführenden und tiefer sitzenden 
Konfliktfelder Gleichgültigkeit, Schein-
partizipation und Entfremdung. Diese 
tiefer sitzenden Konfliktfelder sind in 
der Auswirkung deutlich gravierender 
sowie in der Problembehandlung we-
sentlich schwieriger zu lösen und führen 
im schlimmsten Fall zu einem System-
versagen. 

Im Folgenden werden die einzelnen 
Konfliktfelder erläutert sowie Lösungs-
ansätze dafür beschrieben. Eine Über-
sicht mit stichpunktartiger Zusammen-
fassung finden Sie in Kapitel 3.
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1976 wurde im Bundesbauge-
setz, Paragraph 2a zum ersten Mal 
die Beteiligung von Bürger:innen 
an der Bauleitplanung und somit 
überhaupt in der Planung von Inf-
rastrukturprojekten gesetzlich ver-
ankert. Das Recht auf Anhörung 
wurde damit gegeben. Schon bei 
der Überarbeitung der Novelle im 
Jahre 1986 wurde offen darüber 
diskutiert, dass die Öffentlichkeits-
beteiligung eine große Teilschuld 
an den langen Bearbeitungszeiten 
für die Aufstellung von Bebauungs-
plänen trägt [ZET 84].  Das Recht 
auf Beteiligung (ab 1986 in § 3 des 
BauGB) blieb zwar im Gesetzes-
text verankert, die Diskussion über 
den Aufwand und den Nutzen von 
Beteiligung blieb jedoch immer Teil 
der Diskussion.Fa

ct
-B

ox
: 
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2.1 Mangelhafte  
Repräsentativität der 
Bürger:innen

Erläuterung des Konfliktfelds 

Pluralität und Diversität prägen die de-
mografische Struktur und kulturelle 
Identität heutiger Gesellschaften. Das 
Zusammenbringen verschiedener Reli-
gionen, Herkünfte, Gender, Kulturen und 
Altersgruppen ist herausfordernd und 
stellt oft ein politisch brisantes Thema 
dar. Die Frage der repräsentativen Mei-
nungsbildung ist damit einhergehend 
ebenfalls ein zentrales und aktuelles 
Thema.  

Die Recherchen im Rahmen des Pro-
jektes haben dabei ergeben, dass es in 
der aktuellen Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei Infrastrukturprojekten ohne entspre-
chend größeren Aufwands seitens der 
Verwaltung bzw. der Stadt oder Kommu-
ne nicht möglich ist, eine gemischte und 
repräsentative Gruppe an Menschen an-
zuhören.

„Ich glaube Bürgerbeteiligung ist für 
viele Menschen einfach so ein total 
abstraktes Konzept“ – Jakob Krieger,  
Fridays for Future Karlsruhe [JKF 23] 

Dabei ist eben eine niedrige Beteiligung, 
die sich in der Dominanz einzelner Grup-
pen auswirkt, einer der Hauptargumen-
te, die gegen direkte Demokratie ange-

bracht werden. Denn aus einer solchen 
Beteiligung resultiert automatisch, dass 
bestimmte Perspektiven übersehen 
oder unterrepräsentiert werden, woraus 
eine Verzerrung der öffentlichen Mei-
nung entstehen kann. Im schlimmsten 
Fall führt das zu Entscheidungen, die 
die Entwicklung von Städten und Kom-
munen aus Sicht deren Bürger:innen zu-
rückwerfen und unattraktiv machen.  

Betrachtet man zuerst die Bevölkerungs-
gruppen, die an Öffentlichkeitsbeteili-
gungen im Rahmen der Infrastruktur-
planung teilnehmen, trifft man auf zwei 
unterschiedliche, überrepräsentierte 
Gruppen [PTC 23]:  

1. Es beteiligen sich hauptsächlich  
   die „üblichen Verdächtigen“. 

2. Es beteiligen sich hauptsächlich  
    diejenigen, die dagegen sind. 

 Im Folgenden werden diese zwei  
Gruppen gesondert beleuchtet. 

1. Die „üblichen Verdächtigen“ 
 

Im Zuge der durchgeführten Interviews 
manifestierte sich das Bild einer Grup-
pe von „üblichen Verdächtigen“, die ty-
pischerweise an Informations- und Be-
teiligungsveranstaltungen teilnehmen. 
Der Tenor der Interviewten charakte-
risierten diese Teilnehmergruppe als 
männlich sowie meist im fortgeschrit-
tenen Berufslebensalter oder darüber 
hinaus. Damit bestätigen die Interviews 
die Ergebnisse der Studie der Uni-
versität Hohenheim (Siehe Seite 55).   
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Zu dieser ersten Charakterisierung wur-
de oft die Beschreibung hinzugefügt, 
dass es sich um Menschen handelte, 
die daran gewohnt sind oder waren, 
dass ihre Stimme ernst genommen wird, 
wie zum Beispiel pensionierten Akade-
mikern aus dem Baubereich. [JLS 22, 
MBP 23, JEH 22]

„Es gibt als Zweites die Gruppe der 
– wir nennen sie manchmal Berufs-
bürger:innen. Das sind Menschen, die 
sich berufen fühlen zu allem irgend-
was zu sagen“ – Matthias Burgbacher,  
PLAN:KOOPERATIV [MBP 23]

Die Akkumulation dieser spezifischen 
Teilnehmerkohorte wurde nicht nur auf-
grund ihrer mangelnden Repräsentativi-
tät gegenüber der Gesamtbevölkerung 
als problematisch erachtet, sondern 
auch weil hier Menschen in fortgeschrit-
tenem Alter über eine Zukunft entschei-
den, die sie nur noch in Maßen betrifft. 

„Wir haben ganz viele Leute bei sol-
chen Veranstaltungen, die deutlich über 
dem Rentenalter liegen. Die nur bedingt 
durch die zeitliche Laufzeit der Projekte 
direkt betroffen sind“ – Christian Müller, 
Mailänder Consult [CMM 22] 

2. Die, die „dagegen“ sind 

Eine weitere aktive Gruppe innerhalb 
der Beteiligungsformate von Städten 
und Gemeinden sind die Menschen, 
die ganz einfach gegen das vorgestellte 
oder besprochene Projekt sind.  

„Wir gehen selten für etwas auf die Stra-
ße. Wir gehen eigentlich immer gegen et-
was auf die Straße. [...] Dadurch entstehen 

in der Beteiligung immer Verzerrungsef-
fekte“ – Matthias Burgbacher, PLAN:KO-
OPERATIV [MBP 23] 

Eine Beobachtung, die sowohl in 
Deutschland, als auch im internationa-
len Kontext gültig ist. 

„Ich denke, dass zumindest in Kana-
da und wahrscheinlich auch anderswo 
die Menschen, die sich an der öffentli-
chen Beteiligung beteiligen, diejenigen 
sind, die eine starke Meinung zum Pro-
jekt haben oder sehr negativ gegenüber 
dem Projekt eingestellt sind. Daher er-
hält man zwar die Pole, aber selten das 
tatsächliche Spektrum der Meinungen 
der Öffentlichkeit.“ – Jeff Cassello, Uni-
versity of Waterloo, übersetzt  aus dem  
Englischen [JCU 23] 

Die Überrepräsentation von Gegnerin-
nen und Gegnern bei öffentlichen Betei-
ligungsverfahren lässt sich hauptsäch-
lich darauf zurückführen, dass bei diesen 
Personen ein ausgeprägtes Gefühl der 
Betroffenheit entsteht. Sobald sie den 
Eindruck gewinnen, ihre Rechte könn-
ten eingeschränkt oder ihre Lebenswei-
se negativ beeinflusst werden, sind sie 
weitaus eher dazu geneigt, ihre Stimme 
zu erheben. In solchen Fällen dominiert 
eine angespannte, mitunter feindselige 
Atmosphäre, da sich diese Menschen 
in ihren Interessen beeinträchtigt füh-
len. Im Gegensatz dazu sehen jene, 
die einem Projekt neutral oder positiv  
gegenüberstehen, oftmals keinen An-
lass, aktiv zu werden oder ihre Posi-
tion zu artikulieren.



56

„Derjenige, der was dagegen hat, geht 
auf die Barrikaden und demonstriert 
oder äußert seine Meinung. Und die, die 
es neutral oder positiv sehen, die gehen 
davon aus, das wird alles schon.“ – Chris-
tian Müller, Mailänder Consult [CMM 22]

Folgen unzureichender Repräsentati-
vität 

Je unzureichender die Repräsentativität 
in Formaten der öffentlichen Beteiligung 
ist, desto größer wird die Gefahr, dass 
Entscheidungen auf der Basis individu-
eller Interessen einer kleinen Gruppe 
getroffen werden, anstatt im Sinne des 
Gemeinwohls. Insbesondere die ältere 
Generation, deren direkte Betroffenheit 
an den Entwicklungen der zukünftigen 
15 – 20 Jahren begrenzt ist, tragen maß-
geblich an der Entscheidungsfindung 
dabei.  

„Und ich kann das bedingt verstehen, dass 
die sagen „das hat die letzten Jahrzehnte 
so funktioniert, warum soll ich mir noch 
auf die letzten Tage eine Baustelle vor die 
Tür geben lassen?“. Das ist absolut nach-
vollziehbar. Aber diese Möglichkeit herzu-
gehen und zu sagen“ Hey, ihr macht das 
für eure Kinder und Enkelkinder. Ihr macht 
das für die nächste Generation. Ihr müsst 
da weiterdenken.“, kommt durch die brei-
te Masse leider zu kurz.“ – Christian Müller, 
Mailänder Consult [CMM 22] 

Gleichzeitig bleiben die Meinungen der 
jüngeren Generationen, die von solchen 
Entscheidungen betroffen sind und po-
tenziell davon profitieren könnten, oft 
gänzlich unausgesprochen. Es wäre 

 verfehlt, die Ursache hierfür bei der äl-
teren Generation zu suchen. Vielmehr 
sollte die Frage aufgeworfen werden: 
Warum bleiben viele Menschen stumm, 
und wie lässt sich dieser Umstand än-
dern? Besondere Aufmerksamkeit sollte 
dabei auch den stillen Gruppen gewid-
met werden, wie etwa Migrant:innen, 
die sich von Sprachbarrieren betroffen 
fühlen, oder jenen, die der Überzeugung 
sind, dass ihre Teilnahme keinen Einfluss.

Lösungsansatz 

(1) Allgemein: Niederschwellige und 
dezentralisierte Beteiligung 

Um jene Menschen zur Partizipation zu 
bewegen, die darin bislang wenig Sinn 
und/oder Zweck sehen ist es entschei-
dend, ihnen die Möglichkeiten zu bie-
ten, sich ohne großen Aufwand einzu-
bringen. Ein bedeutsamer Schritt ist, die 
Partizipationsmöglichkeiten zu dezent-
ralisieren, sprich: zu den Menschen zu 
gehen, anstatt sie aufzufordern, zu den 
etablierten Formaten zu kommen. Fällt 
die Notwendigkeit weg, einen bestimm-
ten Ort aufsuchen zu müssen, um seine 
Meinung abzugeben, wird die Partizi-
pation niedrigschwelliger und zugäng-
licher und eine breitere Beteiligung wird 
möglich.  

„Deshalb sagen wir, wenn man wirklich 
das Beste erreichen will, muss man die 
Beteiligung dorthin bringen, wo die Men-
schen sind. Wenn man z. B. mit einem Pro-
gramm den Lebensunterhalt von Frauen  
beeinflussen will und weiß, dass viele Frau-
en am Straßenrand oder auf dem Markt 
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Die Argumentation gegen Beteiligung, die über die 
üblichen Wahlen auf Kreis-, Landes- und Bundes-
ebene hinausgehen, basieren oft auf der Annahme, 
dass Bürger:innen mit der Entscheidungskompetenz 
überfordert sein könnten, aber auch darauf, dass bei 
einer niedrigen Beteiligung sich die Gefahr erhöht, 
dass kleine Gruppen oder einflussreichen Organi-
sationen die Möglichkeiten der direkten Demokra-
tie beeinflussen und instrumentalisieren [UAN 21]. 

Tatsächlich fand die Universität Hohenheim in 
einer Studie heraus, dass der Anteil an Men-
schen, die an einem Beteiligungsverfahren teil-
nehmen, mit dem Alter steigt [UHO 21]. Eine 
Sorge um die Nicht-Beachtung einer schweigen-
den Mehrheit erscheint also nicht unbegründet.  

In einem Gastbeitrag in der Kölnischen Rundschau 
warnte Armin Laschet vor einem schleichenden Ende 
der Demokratie. Dabei definierte er die Demokra-
tie mit den Worten: „Demokratie bedeutet, dass sich 
jeder dafür einsetzen muss, dass ein anderer auch 
eine Meinung äußern darf, die man ablehnt.“ [ALC 24] 

Betrachtet man das insbesondere hinsichtlich der Pla-
nung von gebauter Infrastruktur findet man auch bei 
Wolfgang Braunfels einen Verweis auf die Wichtigkeit 
von Öffentlichkeitsbeteiligung: die „Freiheit der Bür-
ger, das eigene Stadtzuhause mitzugestalten, war im-
mer eine Voraussetzung für den Erfolg von Städten. 
Man kann nicht für Fremde planen[…]“ [ZET 84].Fa
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handeln, kann man die Öffentlichkeitsbe-
teiligung direkt auf dem Markt durchführen, 
so dass sie ohne großen Zeitaufwand teil-
nehmen können. [...] Und das ist das gan-
ze Konzept hinter der Dezentralisierung.“ 
– Winnie Mitullah, University of Nairobi, 
übersetzt aus dem Englischen [WMU 23] 

Die Niedrigschwelligkeit wird zusätzlich 
gesteigert, wenn das Beteiligungsfor-
mat einfach und unkompliziert gestaltet 
ist. Ein anschauliches Beispiel hierfür 
sind interaktive Poster, die es den Men-
schen ermöglichen, ihre Meinung durch 
einen einfachen Knopfdruck abzugeben. 
Durch die Integration eines Links oder 
QR-Codes kann ein solches Poster zu-
dem als Mittel zur Informationsweiter-
gabe und zur Weckung von Interesse 
dienen.

Abbildung 1: Beispiel eines interaktiven 
Posters zur Abstimmung für das Projekt 
GO Karlsruhe (Quelle: [GOK 19])

(2) Zielgruppenspezifisch: Barrieren 
abbauen 

„Ich finde die Zielgruppen nicht schwierig. 
Nur ich muss erst entscheiden, dass ich 
ganz gezielt den Aufwand betreiben möch-
te, diese Menschen zu erreichen. Dann ma-
che ich ein Konzept dazu. Aber das kostet 
natürlich auch wieder einen erhöhten Auf-
wand. Das dauert einfach länger, bis ich 
mir diese Community erschlossen habe. 
Da muss ich halt sagen: „es ist mir aber to-
tal wichtig, diese zu erschließen“ – und es 
reicht halt dann nicht in der Zeitung einen 
Artikel zu machen.“ – Kristina Oldenburg, 
KOKONSULT [KOK 23] 

Zielgruppen, die bei Öffentlichkeitsbe-
teiligungen häufig entweder gar nicht 
oder nur unzureichend Gehör finden, 
werden gern als „stille Gruppen“ zusam-
mengefasst. Es gestaltet sich jedoch als 
äußerst herausfordernd, diese Gruppen 
einheitlich zu erfassen, da ihre Bedürf-
nisse und Beweggründe für eine gerin-
ge Beteiligung höchst vielfältig sind. Die 
Bandbreite reicht von sprachlichen Bar-
rieren über Angst vor Menschenmengen 
bis hin zu Zeitmangel oder körperlichen 
Einschränkungen. Darüber hinaus pas-
siert es auch, dass bestimmte Grup-
pen schlichtweg übersehen werden –  
ein spezifisches Problem von Kindern 
und Jugendlichen und Menschen mit 
Behinderung. 

Unabhängig davon, welche Zielgrup-
pe gezielt angesprochen werden soll, 
muss der erste Schritt bei der Vorberei-
tung von Partizipationsprozessen darin  
bestehen, Barrierefreiheit von Anfang an 
mitzudenken. Dabei darf Barrierefreiheit, 
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zugespitzt formuliert, nicht nur auf einen 
treppenfreien Zugang reduziert werden. 
Vielmehr ist es von großer Bedeutung, 
zunächst zu identifizieren, welche Bar-
rieren eine bestimmte Zielgruppe da-
ran hindern könnten, an einem Beteili-
gungsformat teilzunehmen, und diese 
Hindernisse gezielt anzugehen. Dies 
kann beispielsweise durch die Wahl an-
derer Uhrzeiten, die Nutzung einfacher 
Sprache oder die Bereitstellung eines 
Dolmetschers oder einer Dolmetscherin 
geschehen. 

Zugleich muss man sich bewusst ma-
chen, dass es unmöglich ist, allen Men-
schen auf gleichem Wege gerecht zu 
werden, da die Bedürfnisse, Lebensum-
stände und Präferenzen jedes Einzel-
nen zu unterschiedlich sind. Es erfordert 
daher unterschiedliche Formate, um je 
nach Zielgruppe den richtigen Ansatz 
zu finden.  

Auch wenn es einen erheblichen Auf-
wand darstellt, jemanden in den Dia-
log zu integrieren, sollte dies keinesfalls 
dazu führen, dass der Versuch aufge-
geben wird: jeder Mensch sollte die 
Gelegenheit erhalten, seine Meinung 
einzubringen. Sollte jedoch jemand 
entschieden ablehnen, teilzunehmen, 
ist es weder sinnvoll noch ratsam, die-
se Person zur Teilnahme zu drängen.  

„Wo es kein Interesse daran gibt, sollte 
man die Finger davon lassen, weil man 
schnell ja auch sonst in eine Bevormun-
dung kommt.“ – Jan Lange, Büro für Mit-
wirkung und Engagement, Stadt Karlsru-
he [JLS 22]

(3) In die Zukunft investieren: Aufklä-
rung und Bildung von Bürger:innen 
 
„[…] wenn man das ernst meint mit 
dem Wort der Co-Kreation, dann ist 
das ja letztlich gemeinsames Lernen.“ – 
Kristina Oldenburg, KOKONSULT  
[KOK 23] 

Was die Aufklärung und Bildung von 
Bürger:innen angeht muss in zwei Rich-
tungen gedacht werden. Was bringt es 
als Bürger:in, an einer Öffentlichkeits-
beteiligung teilnehme? Heißt: Welche 
Macht habe ich und was kann ich ent-
scheiden? Im Grunde muss klar werden, 
dass man durch das Teilnehmen an Öf-
fentlichkeitsbeteiligung an der Gestal-
tung seiner Stadt oder Kommune auch 
teilhaben kann. Zum einen sollte das zu 
einer tatsächlichen erweiterten Verbun-
denheit mit seiner Stadt/seiner Kom-
mune führen, zum anderen auch dazu, 
dass der Mensch das Gefühl bekommt 
in einer Demokratie zu leben, in der man 
als Bürger:in mit seiner Meinung auch 
tatsächlich etwas wert ist. 

Das andere ist zu verstehen: Was kann 
ich tatsächlich beitragen? Es muss 
auch hier deutlich für die Bürger:innen 
sein, dass es sich nicht darum handelt, 
neue Pläne mit Bemaßung zu zeich-
nen. Jeder Input muss als bedeutend 
beachtet werden können, egal wie er 
ausgesprochen oder mitgeteilt wird.  

Eine solche „Bildung“ der Bürger:innen 
kann durch Informationskampagnen 
stattfinden, in der erklärt wird, dass die 
Meinungen der Bürger:innen der Stadt 
oder Kommune wertvoll sind. Das kann 
über eine mediale Präsenz stattfinden, 
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durch die klar und weiträumig kommu-
niziert werden kann, welchen Einfluss 
die Öffentlichkeitsbeteiligung auf dieses 
oder jenes Vorhaben hatte.  

Diese Art der Bildung kann schon in sehr 
jungen Jahren beginnen. Schulische Ak-
tivitäten bieten eine wertvolle Gelegen-
heit, Kindern und Jugendlichen nahe-
zubringen, dass Partizipation nicht nur 
möglich, sondern eine selbstverständli-
che Norm ist. Allerdings muss die Ein-
bindung von Kindern und Jugendlichen 
anders betrachtet werden als die von 
Erwachsenen. Hierbei ist es entschei-
dend, zu reflektieren, welche Lernziele 
verfolgt werden.  

Kürzere Projekte eignen sich beson-
ders, um zu zeigen, dass sich Engage-
ment und Beteiligung lohnen. Ihre Mei-
nungen können beispielsweise bei der 
Neugestaltung eines Spielplatzes oder 
eines Schulhofs entscheidend sein, die 
sie später selber nutzen können. Solche 
kurzen Projekte bieten den Kindern und 
Jugendlichen die Möglichkeit, ihre Ent-
scheidungen umgesetzt zu sehen und 
selber davon zu profitieren.  

„Kinder haben andere Zeitbezüge, da 
muss ich auch gucken, was mache ich 
zum Gegenstand der Beteiligung. Was 
kann schnell umgesetzt werden? Dann 
kann man die schnell begeistern.“ – Kri-
stina Oldenburg, KOKONSULT [KOK 23] 
Es wäre jedoch zu kurzsichtig, die Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen 
auf kurzzeitige Projekte zu beschränken. 
Eine solche Begrenzung würde ihnen 
nicht gerecht werden, da sie ihnen die 
Möglichkeit verwehrt, zu größeren und 

langfristig relevanten Vorhaben Stellung 
zu nehmen. Schließlich sind auch sie die 
zukünftigen Nutzer:innen dieser Pro-
jekte und sollten daher in die Entschei-
dungsprozesse miteinbezogen werden. 

„Ich mag Architekturprojekte für Kin-
der sehr, denn Kinder sind sehr ehr-
liche Menschen [...].“ Karol Carminatti,  
UNIFEBE, übersetzt aus dem Englischen 
[KCU 22] 

Sie sind bereits heute aktiv Nutzer:innen 
ihrer Umgebung, und ihre Perspektive 
und Wahrnehmung auf diese muss an-
gemessen berücksichtigt werden. Daher 
ist es von großer Wichtigkeit, ihre Meinun-
gen einzuholen und die Vielfalt ihrer Sicht-
weisen und Bedürfnisse angemessen in 
den Planungsprozess einzubeziehen. 

„Da haben wir Sachen gelernt, da wären 
wir im Leben nicht darauf gekommen. 
Welche Pfade innerhalb von Mühlburg 
die Beliebtesten sind und warum und wo 
sie Angst haben und warum. […] Kinder, 
super! Man muss sie bloß einfangen kön-
nen.“ – Jan Riel, Hochschule Karlsruhe 
[JRH 22] 

Eine zentrale Frage bleibt: Wie kann 
man ihre Meinung effektiv einholen?  
Es ist offensichtlich, dass herkömmliche 
positiven Aspekte einer frühzeitigen 
und umfassenden Einbindung der Öf-
fentlichkeit, wie die Verringerung von 
Konflikten, die Einsparung von Zeit und 
die Gewinnung wertvoller Erkenntnis-
se, werden nicht ausreichend erkannt. 
Infolgedessen fehlt es an Motivation, 
über die gesetzlich vorgeschriebenen 
Beteiligungsprozesse hinauszugehen. 
Der initiale Mehraufwand, der mit einer 
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intensiveren Öffentlichkeitsbeteiligung 
einhergeht, wird als abschreckend emp-
funden. Doch wenn dieser Weg beschrit-
ten wird, zeigt sich, dass die langfristi-
gen Vorteile die anfängliche Mehrarbeit 
bei Weitem überwiegen. 

2.2 Fehlender Wille seitens 
Verwaltung/Politik 

Erläuterung des Konfliktfelds 

„Wir sind da noch ein sehr hierarchi-
sches Land und man hat das Gefühl, 
dass die Verwaltung das Gefühl hat, 
dass sie Bürger:innen verwalten muss 
im Sinne von „Wir haben uns ja unsere 
Projekte überlegt und wir wollen nicht, 
dass die das blockieren. Deswegen be-
ziehen wir sie ein, damit sie uns das 
Projekt nicht hinterher zerschießen.“ 
– Jelena Gregorius, Go Vocal [JGG 23]  

Dieses Konfliktfeld lässt sich in mehrere 
Bereiche unterteilen, die sich durchaus 
gegenseitig beeinflussen, aber auch al-
leine Geltung finden können.    

(1) Machtabgabe 

Der erste Aspekt basiert dabei auf 
die hierarchischen Strukturen, die in 
Deutschland weit vorherrschend sind. 
Merkmale einer solchen Struktur sind 

zum einen eine klare Rollenverteilung, 
zum anderen eine vertikale Kommunika-
tion. Interpretiert wird dieses Verständ-
nis gerne damit, dass gewählte Vertre-
ter sich bereits durch das Gewählt-sein 
legitimiert sehen, zu entscheiden, ohne 
die Öffentlichkeit abermals zu fragen.  

„Da gibt es [in Deutschland] unheim-
lich viel Angst und Bedenken, zu viel 
Macht abzugeben.“ – Jelena Gregorius,  
Go Vocal [JGG 23] 

Das gilt auch, wenn das behandelte The-
ma nicht spezifisch zur damaligen Wahl 
in der Diskussion stand. Bürger:innen 
wird dann das Mitspracherecht über die 
formelle Beteiligung hinaus abgespro-
chen. Dabei bezieht sich die formelle 
Beteiligung, wie im Bau-GB vorgeschrie-
ben, nur auf das Recht auf Anhörung, 
also die Abgabe von Stellungnahmen zu 
offengelegten Bauleitplänen. Diese Art 
der Beteiligung ermöglicht keine effekti-
ve Teilnahme an Gespräch und Planung 
rund um das geplante Projekt und kann, 
je nach „Stimmung“ der Verwaltung 
bzw. Politik, in äußersten Fällen als reine 
Scheinpartizipation aufgebaut werden 
So, dass die Verantwortlichen auf die 
Stellungnahmen antworten, ohne sich 
mit deren Inhalt über das gesetzlich vor-
geschriebene Maß hinaus auseinander-
zusetzen. 

(2) Mangelhafte Repräsentativität 

Der zweite Aspekt des hier beschrie-
benen fehlenden Willens seitens von 
Verwaltungen und Politik ist wieder-
um sehr viel direkter beeinflusst vom 
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„Und häufig ist alles was in die Richtung 
Marketing, Kommunikation, Öffentlich-
keitsarbeit und Beteiligung geht so nach 
dem Motto: das ist das Sahnehäubchen 
auf der Torte. Aber das ist es halt eben 
nicht. Eigentlich ist es Grundvorausset-
zung für den Erfolg von Projekten und 
Maßnahmen, hier eine gute Arbeit zu 
machen“ – Kristina Oldenburg, KOKON-
SULT [KOK 23] 

4. Fehlendes Bewusstsein über die Vor-
teile von Öffentlichkeitsbeteiligung 

Darüber hinaus herrscht oft Unklarheit 
darüber, welchen Mehrwert eine solche 
Beteiligung bieten kann. Die positiven As-
pekte einer frühzeitigen und umfassenden 
Einbindung der Öffentlichkeit, wie die Ver-
ringerung von Konflikten, die Einsparung 
von Zeit und die Gewinnung wertvoller 
Erkenntnisse, werden nicht ausreichend 
erkannt. Infolgedessen fehlt es an Moti-
vation, über die gesetzlich vorgeschrie-
benen Beteiligungsprozesse hinauszu-
gehen. Der initiale Mehraufwand, der 
mit einer intensiveren Öffentlichkeitsbe-
teiligung einhergeht, wird als abschre-
ckend empfunden. Doch wenn dieser 
Weg beschritten wird, zeigt sich, dass 
die langfristigen Vorteile die anfängliche 
Mehrarbeit bei Weitem überwiegen. 

Folgen von fehlendem Willen seitens 
Verwaltung/Politik 

Führt eine Stadt oder Kommune ledig-
lich die formell vorgeschriebene Betei-
ligung durch, besteht die Gefahr, dass 
sie zu spät erkennt, dass die Bürger:in-
nen das geplante Vorhaben nicht unter-

zuvor beschriebenen Konfliktfeld der 
mangelhaften Repräsentativität. Denn 
eine mangelnde Repräsentativität bei 
von der Verwaltung organisierten Öf-
fentlichkeitsbeteiligungen führt auch 
unweigerlich zu dem Gefühl, dass Bür-
ger:innen ein mangelndes Interesse an 
der Mitgestaltung ihrer Stadt oder Ge-
meinde an den Tag legen. Die Bruch-
saler Verwaltung erklärte diesbezüglich, 
dass die geringen Rücklaufquoten von 
Beteiligungsangeboten dazu führten, 
dass eine effiziente Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe nicht möglich ist [WSB 23]. 
Der Sinn, mehr Energie und dadurch na-
türlich auch mehr ohnehin knappe Res-
sourcen (sowohl personaltechnisch als 
auch finanziell) in Öffentlichkeitsbeteili-
gung zu investieren, um am Ende doch 
nur eine kleine Kohorte zu erreichen,  
erschließt sich in einem solchen Fall  
oft nicht. 

(3) Mangelnde Ressourcenfreigabe für 
Öffentlichkeitsbeteiligung 

Ein wesentlicher Aspekt, der oft über-
sehen wird, ist das mangelnde Wissen 
innerhalb von Verwaltungen und poli-
tischen Gremien darüber, was es tat-
sächlich bedarf, um eine fundierte und 
effektive Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
gestalten. Häufig wird der Prozess als 
weitaus unkomplizierter angesehen, als 
er in Wirklichkeit ist, was dazu führt, 
dass unzureichende Ressourcen bereit-
gestellt werden. Im Ergebnis fehlt es an 
den notwendigen Mitteln, um eine hoch-
wertige Beteiligung zu ermöglichen.  
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Barrierefreiheit 
 “Jeder Mensch... kann zeitweilig körperlich fit 
sein. Aber jeder… leidet irgendwann an min-
destens einer oder mehreren chronischen 
Krankheiten und kann für einen erheblichen 
Teil seines Lebens vorübergehend oder dau-
erhaft behindert sein.“ – Irving Kenneth Zola, 
übersetzt [IKZ 83] 

Dieser Gedanke eröffnet eine Perspektive, in 
der Behinderung nicht als ein statisches, un-
veränderliches Merkmal betrachtet wird, son-
dern vielmehr als eine Praxis des Behindert-
Werdens verstanden wird. Diese Auffassung 
wird weiter gestützt durch die Erläuterung von 
Friedrich Dieckmann. 

 „Wird Behinderung […] als Störung der Teilha-
be begriffen, richtet sich der Blick auf die au-
ßerhalb der beeinträchtigten Person liegenden 
Umweltbedingungen, die die Teilhabe erschwe-
ren bzw. verhindern (Barrieren) […]“ [FDI 21] 

In diesem Kontext können Menschen mit Be-
hinderungen als solche verstanden werden, die 
durch bestimmte Situationen behindert werden 
könnten, wie Hendrik Trescher und Kollegen 
präzisieren [HTI 20].  Fa
ct
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Nach dieser Definition wird auch eine Person, die beispiels-
weise mit einem Kinderwagen unterwegs ist und in be-
stimmten Umgebungen auf erhebliche Barrieren stößt, als 
Mensch mit Behinderung betrachtet. Dies verdeutlicht, dass 
Behinderung eine kontextabhängige Erfahrung ist, die je-
den betreffen kann. Gleichzeitig zeigt es, dass Menschen 
ohne Behinderung leben könnten, wenn die Barrieren, die 
ihre Teilhabe am alltäglichen Leben erschweren, abgebaut 
werden. 

Der Grundsatz „Nichts über uns ohne uns“ der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) unterstreicht die Not-
wendigkeit, dass Menschen mit Behinderungen selbst über 
ihre Belange entscheiden können. Ellen Kubica, Landesbe-
auftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen 
in Rheinland-Pfalz hob 2024 im Rahmen eines Symposi-
ums hervor, wie wichtig es ist, dass Entscheidungen nicht 
über die Köpfe der betroffenen Personen hinweg getroffen 
werden, sondern dass deren Stimmen und Wünsche in den 
Entscheidungsprozess einbezogen werden. Dieses Prinzip 
fordert eine inklusive Herangehensweise, bei der die Erfah-
rungen und Bedürfnisse der Menschen mit Behinderungen 
direkt berücksichtigt werden. 

Sich der Vielzahl an möglichen Barrieren bewusst zu sein 
und diese von Anfang an zu berücksichtigen ist daher von 
entscheidender Bedeutung, um Barrierefreiheit zu gewähr-
leisten und eine inklusive sowie gerechte Teilhabe für alle zu 
ermöglichen.

64
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stützen. Die Verwaltung verliert zudem 
wertvolles Wissen, das in der Erfahrung 
und den lokalen Kenntnissen derjeni-
gen liegt, die in den betroffenen Gebie-
ten leben. Diesem Versäumnis, die Be-
völkerung frühzeitig einzubinden, folgt 
zwangsläufig eine Reihe von Problemen: 
Die Verwaltung sieht sich gezwungen, 
eigenständig Lösungen zu entwickeln, 
während sich die Bürger:innen übergan-
gen und nicht gehört fühlen. Dies ver-
schärft nicht nur die Stimmung, sondern 
führt auch zu vermeidbaren Konflikten 
und erheblichen Zeitverzögerungen.  

Fasst eine Stadt oder Kommune schließ-
lich doch den Entschluss, die Bürger:in-
nen breiter einzubeziehen, stößt sie auf 
ein neues Problem: Das zuvor versäum-
te Engagement führt zunächst einmal 
dazu, dass das Interesse an einer Be-
teiligung gering ist. Man hat zum einen 
seine Bürger:innen durch das bisherige 
Übergehen entmündigt, zum anderen ist 
das Vertrauen der Bürger:innen in die 
Praktiken und Möglichkeiten einer Par-
tizipation eventuell erschüttert. Der Auf-
bau einer stabilen Vertrauensbasis und 
wertvollen Beteiligung gestaltet sich so-
mit zeitaufwändig und schwierig. 

 
Lösungsansatz 

„Es gab diesen – so beobachte ich es 
zumindest – diesen Wechsel von: „Wir 
verhindern Blockade.“ zu: „Wir berei-
chern Planung.“. Das ist schon in vie-
len Köpfen angekommen, dass es nicht 
mehr aus diesem: „Wir müssen betei-
ligen.“ sondern: „Wir wollen beteiligen, 
das bringt was, die Prozesse werden 

 besser.“ heraus kommt.“ – Matthias Burg-
bacher, PLAN:KOOPERATIV [MBP 23]  

Eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung 
lässt sich unabhängig von hierarchi-
schen Verständnissen aufbauen, in dem 
man zwei Fragestellungen direkt in dem 
Aufbau der Beteiligung mit bedenkt:  

1. Welches Ziel verfolgt die geplante     
   Beteiligung? 

2. Wo liegt die endgültige Entschei- 
    dungsmacht? 

Dabei beziehen sich diese Fragestellungen 
auf die genaue Definition und Grenzenset-
zung der Beteiligung.  Klar ausgedrückt: 
Was können bzw. sollen Bürger:innen im 
Rahmen der durchgeführten Beteiligung 
entscheiden und was ist wiederum nicht 
Thema des Beteiligungsprozesses.  Hier 
gilt es besonders, klare Grenzen zu set-
zen und gleich zu Beginn offen zu kom-
munizieren. Beginnt die Beteiligung bei 
Planungsphase 0 mit einem weißen 
Blatt Papier? Geht es darum, zwischen 
bereits in der Planung fortgeschrittenen 
Alternativen zu entscheiden oder haben 
die Bürger:innen nur die Möglichkeit 
über die Form und Farbe des Pflasters 
zu entscheiden?  

Diese sorgfältige Festlegung der Be-
teiligungsgrenzen gewährleistet, dass 
weder politische Entscheidungsträger 
noch Verwaltungspersonen sich in ih-
rem Einflussbereich beeinträchtigt füh-
len, während dennoch eine Form der 
Partizipation ermöglicht wird. Es ist je-
doch von entscheidender Bedeutung, 
darauf zu achten, dass die Bürger:innen 
nicht das Gefühl haben, lediglich sym-
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bolisch beteiligt zu werden. Sollte ihre 
Mitbestimmung auf marginale Aspekte 
beschränkt bleiben, könnte dies leicht 
als Scheinpartizipation wahrgenommen 
werden, was das Vertrauen erheblich 
beschädigen würde.  

Es gilt daher, ein ausgewogenes Ver-
hältnis zu finden: Einerseits muss die 
Stadt oder Kommune bereit sein, echte 
Entscheidungskompetenzen abzugeben, 
andererseits muss sichergestellt werden, 
dass die Bürger:innen die Beteiligung als 
ernsthaft und bedeutungsvoll wahrneh-
men. Eine frühzeitige und transparente 
Kommunikation über die Grenzen und Er-
gebnisse des Beteiligungsprozesses trägt 
maßgeblich dazu bei, Enttäuschungen zu 
vermeiden und das Vertrauen der Öffent-
lichkeit zu wahren. 

Die Schulung von Verwaltung und Politik 
ist unerlässlich, um die vielfältigen Vor-
teile der Öffentlichkeitsbeteiligung für 
die Verwaltung zu verstehen und nutzen 
zu können. Eine effektive Beteiligung der 
Öffentlichkeit kann nicht nur Konflikte 
mindern und wertvolle Zeit sparen, son-
dern auch zusätzliches Expertenwissen 
erschließen, das in die Entscheidungsfin-
dung einfließen kann. Dafür muss jedoch 
zunächst geklärt werden, welche Res-
sourcen zur Verfügung stehen und wie 
weit die angebotene Beteiligung reichen 
kann. Kann eine eigene digitale Platt-
form eingerichtet und unterhalten wer-
den? Können regelmäßig wiederkehren-
de Veranstaltungen organisiert werden?  
Ist personell gewährleistet, dass die Er-
gebnisse der Beteiligung ausgewertet 
und dadurch in den Entscheidungspro-
zess einfließen können? 

„Ich glaube, Beteiligung und Demokratie 
braucht diesen lernenden Prozess, also 
die Reflexion dessen, was wir tun. Und 
das ist mir noch viel zu wenig etabliert. 
Das müsste, finde ich, regelhaft in poli-
tische, in öffentliche, in Verwaltungspro-
zesse eingebaut werden.“ – Kristina Ol-
denburg, KOKONSULT [KOK 23] 

Hierarchische Strukturen können auch 
Chancen bieten: Durch eine zentrale 
Anordnung kann sichergestellt werden, 
dass Öffentlichkeitsbeteiligungen künf-
tig stets auf einem definierten Qualitäts-
niveau durchgeführt werden. Dies kann 
den Wunsch vieler Verwaltungen erfül-
len, eine einheitliche Vorgehensweise 
zu etablieren. Eine solche Vorgabe von 
oben kann dazu beitragen, alle Beteilig-
ten auf eine gemeinsame Linie zu brin-
gen und die Effizienz und Kohärenz der 
Partizipationsprozesse zu steigern.

 „Mit diesen ‚Bausteinen-Maßnahmen‘ in 
einer neuen Leitlinie geht es ja darum, 
Sachen in die Routine zu bringen und 
auch nach einem bestimmten Schema 
durchlaufen zu lassen, die jetzt quasi 
immer individuell gelöst werden. Deswe-
gen Systematisierung. Und das reduziert 
natürlich ganz stark auch Abläufe oder 
den Aufwand, den man in sie investie-
ren muss. Insofern denke ich, das führt 
eher zu einer Verschlankung, weil die Sa-
chen erwartbarer sind. Und gleichzeitig 
ist klarer, wenn sie kommen, was mit ih-
nen passieren muss.“ – Jan Lange, Büro 
für Mitwirkung und Engagement, Stadt 
Karlsruhe [JLS 22]
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2.3 Mangelhafte  
Kommunikation 

Erläuterung des Konfliktfelds 

Bevor eine Beteiligung beginnen kann, 
muss die Stadt oder Kommune zunächst 
ihre Bürger:innen umfassend informieren 
und erreichen. Dies stellt ein größeres 
Problem dar, als es auf den ersten Blick 
erscheinen mag. Fehlt es seitens der Stadt 
oder Kommune an einem ernsthaften Wil-
len zur Öffentlichkeitsbeteiligung, ist  
zu erwarten, dass auch die Kommunika-
tionsbemühungen entsprechend gering 
ausfallen werden. Doch selbst in enga-
gierten Städten und Kommunen sind häu-
fig erhebliche Mängel in der Kommunika-
tion zu beobachten. 

Ein wesentlicher Faktor für diese Män-
gel ist der oft unzureichende Digitali-
sierungsgrad vieler deutscher Verwal-
tungen, der dazu führt, dass wichtige 
Informationen nicht effizient weiterge-
geben werden können. Viele Städte 
und Kommunen kämpfen mit veralteten 
Technologien und Prozessen, die den 
Anforderungen einer zunehmend digita-
len Gesellschaft nicht gerecht werden. 
Zusätzlich spielen veraltete Kommuni-
kationskanäle wie Zeitungen eine Rolle. 
Diese Medienform, obwohl immer noch 
verwendet, erfüllt nicht mehr die Bedürf-
nisse einer digital orientierten Bevölke-
rung, die schnelle und unmittelbare In-

formationen erwartet. Der Übergang zu 
zeitgemäßen Kanälen wie sozialen Me-
dien, städtischen Apps oder interaktiven 
Online-Plattformen erfolgt nur langsam 
und unvollständig. Neben der Auswahl 
geeigneter Medienkanäle ist es daher 
ebenso entscheidend, dass der Inhalt 
und die Zielsetzung der Kommunikation 
klar und zielgerichtet formuliert werden. 
Nur durch eine umfassende und mo-
derne Kommunikationsstrategie können 
Städte und Kommunen die Bürger:innen 
effektiv erreichen und deren Beteiligung 
sicherstellen. 

(1) Mediale Arten der Ansprache 

Die Bedeutung des digitalen Raums ist 
insofern auch dem Gesetzgeber aufge-
fallen, dass er im Baugesetzbuch Para-
graph 3, Absatz 2 festgelegt hat, dass 
Bauleitpläne ebenfalls im Internet zu 
veröffentlichen sind: „Die Entwürfe der 
Bauleitpläne sind […] für die Dauer ei-
nes Monats […] im Internet zu veröffent-
lichen.“ Dass aber nur die Nutzung von 
„Internet“ oder digitalen Medien nicht 
dafür sorgen kann, dass alle Menschen 
erreicht werden, zeigt das Zitat, der Ju-
gendorganisation Fridays for Future.  
 
„Ich bekomme alle Vierteljahr dann 
vielleicht von diesem Newsletter eine  
E-Mail, die elend lang ist und dann brau-
che ich einen Abschnitt daraus. Und ge-
nau den lese ich dann wahrscheinlich, der 
für mich relevant ist. Und dann ist wahr-
scheinlich beim monatlichen Newsletter 
dann alles halbe Jahr in einem Abschnitt 
die relevante Information für mich drin. 
Aber die geht dann eben in der Masse 
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der Informationen unter.“ – David Liedt-
ke, Fridays for Future Karlsruhe [DLF 23] 

Diese gleiche Erfahrung machte auch 
Jan Riel während des Projekts GO 
Karlsruhe.  

„Was wir gemerkt haben oder was wir 
lernen mussten ist, dass allein die Exis-
tenz einer App im Google Play Store 
noch lange nicht heißt, dass sie irgend-
jemand entdeckt.“ – Jan Riel, Hochschule  
Karlsruhe [JRH 22] 

Die Nutzung von digitalen Medien sagt 
also noch nichts drüber aus, ob man da-
mit die Menschen erreichen kann oder 
nicht. Eine größere Aufwartung ist hier 
nötig. Das bedeutet also nicht nur auf 
der eigenen Webseite etwas hochzula-
den oder einen Newsletter zu veröffent-
lichen. Projektspezifisch muss auch in 
den sozialen Medien Beiträge zu finden 
sein. Dabei ist auch wichtig, dass sie 
einfach zu finden sind und auch einfach 
zu verstehen sind. Eine Möglichkeit ist 
auch eine stadteigene individuelle Betei-
ligungsplattform. Dabei bedarf es aber 
auch hier den Willen der Stadt, in die-
se Richtung Investitionen zu tätigen und 
dadurch sicherstellen zu können, dass  
die Menschen damit erreicht werden. 

(2) Grund der Ansprache 

Um Menschen für eine Beteiligung zu 
gewinnen, muss man diesen Menschen 
auch die Beteiligung schmackhaft ma-
chen. Es geht darum, dass die Men-
schen, die angesprochen werden, von 
dem Projekt, für das sie angesprochen 
werden, auch betroffen fühlen.  

„Ich denke, dass die Art und Weise, wie 
man Menschen dazu motiviert, an der 
Öffentlichkeitsbeteiligung teilzuneh-
men, dazu führen muss, dass die Ent-
scheidung, die getroffen wird, für die 
Menschen, die man für das Gespräch 
gewinnen will, relevant gemacht wird.“ –  
Jeff Casello, University of Waterloo,  
übersetzt aus dem Englischen [JCU 23] 

Denken Bürger:innen, dass das Pro-
jekt örtlich oder zeitlich weit weg liegt, 
sind Sie nicht unbedingt daran interes-
siert. Ebenfalls nicht interessiert sind 
sie, wenn sie nicht verstehen, worum es 
geht. Es muss also hier auch klar kom-
muniziert worden sein, was denn genau 
zu machen ist und wofür es diesen Be-
teiligungsprozess gibt. 

Folgen mangelhafter Kommunikation  

Werden Bürger:innen nicht erreicht, 
oder können sie nicht motiviert wer-
den, an einer Beteiligung teilzunehmen, 
trifft man bald wieder auf das Problem 
der mangelnden Repräsentativität. Egal 
worauf der Mangel der Kommunikation 
basiert, das Ergebnis bleibt, dass das 
Bedürfnis, konstruktiv an einer Beteili-
gung teilzunehmen, nicht vorhanden ist.  
Je länger Menschengruppen nicht er-
reicht werden oder worden sind, desto 
höher wird der Aufwand, diese wieder in 
die Beteiligung einzubringen.  

Dabei gilt wieder: 

 „Ich finde die Zielgruppen nicht schwie-
rig. Nur ich muss erst entscheiden, dass 
ich ganz gezielt den Aufwand betreiben 
möchte, diese Menschen zu erreichen.“ 
– Kristina Oldenburg, KOKONSULT  
[KOK 23] 
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Eine Maßnahme die auch anderer Stelle 
bestätigt wird:  

„So und deswegen betreiben wir einen 
sehr, sehr hohen Aufwand bei solchen 
Projekten, auch die Leute anzusprechen, 
die sich erstmal nicht angesprochen  
fühlen“ – Matthias Burgbacher, PLAN: 
KOOPERATIV [MBP 23] 

Lösungsansatz 

„Ich glaube, da sind Kommunen und 
Städte ein wenig in der Holschuld.“ –  
Jelena Gregorius, Go Vocal [JGG 23] 

Im Gegenteil zur Bringschuld wird bei 
Holschuld nochmal hervorgehoben, 
dass es Aufgabe der Kommunen und 
Städten ist, seine Bürger:innen abzuho-
len. Zusammengefasst wird diese Hol-
schuld gerne auch unter dem Aspekt 
der aufsuchenden Beteiligung. Hier geht 
es also darum, dezentral auf seine Bür-
ger:innen zuzugehen um ihnen die Mög-
lichkeiten der Beteiligung vorzustellen.  

Grundsätzlich kann dabei zunächst ein-
mal davon ausgegangen werden, dass 
eine niederschwellige Informations- und 
Beteiligungsmöglichkeit ein wichtiger 
Schlüssel zum Erfolg ist, um Bürger:in-
nen zu erreichen. Dabei impliziert Nie-
derschwelligkeit, dass ein Angebot un-
mittelbar bei der Person ankommt und 
dieses schnell aufgefasst werden kann, 
wodurch eine sofortige Informationsauf-
nahme und/oder Beteiligung ermöglicht 
wird. Dabei kann allerdings die persön-
liche Definition von Niederschwellig für 
jeden zu Beteiligenden etwas anderes 
bedeuten. Dass digital nicht die Lösung 

für alles ist, ließ sich durch die Meinun-
gen aus den Experteninterviews leicht 
erkennen: 

„Und insofern glaube ich nicht, dass man 
über digitale Beteiligung jetzt neue Ziel-
gruppen akquiriert.“ – Jan Lange, Büro 
für Mitwirkung und Engagement, Stadt 
Karlsruhe [JLS 22] 

„Wir haben nur bedingt einen größeren 
Querschnitt an Altersstrukturen erreicht. 
Das war etwas überraschend für die Ver-
anstalter.“ – Christian Müller, Mailänder 
Consult [CMM 22] 

„Aber wenn ich irgendwo in der Stadt einen 
QR-Code sehe, werde ich den nicht ein-
scannen, weil ich einfach nicht auf irgend-
welche Random-Internetseiten gehe. Und 
ich glaube, da muss man schauen, wie man 
quasi die Hürde nimmt.“ – Daniel Liedkte, 
Fridays for Future Karlsruhe [DLF 23] 

Besonders bedeutsam bleibt also die 
multimediale Ansprache. Hier sollte im-
mer Hybrid gedacht werden.  

„Man sollte Beteiligung nicht als offline 
oder online denken, sondern die Dinge 
müssen immer hybrid stattfinden um 
verschiedene Zielgruppen ansprechen 
zu können“ – Jelena Gregorius, Go Vocal 
[JGG 23] 

Des Weiteren sollte in persönliche Kom-
munikation und allgemeine Kommunika-
tion unterteilt werden. 

Unter der persönlichen Kommunikation 
wird verstanden, direkt auf Bürger:in-
nen zuzugehen, um das persönliche Ge-
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spräch zu suchen. Dies kann zum Bei-
spiel auf Stadtfesten stattfinden oder 
auf Marktplätzen. Periodisch wiederkeh-
rende Treffen, z. B. auf Quartiersebene, 
können ebenfalls eine Möglichkeit sein.  
Die Nutzung von neutralem Terrain, 
heißt Räume, die nicht der Stadtver-
waltung zugeordnet werden, kann dabei 
für einige Bürger:innen von großer Be-
deutung sein. Die Meinungswiedergabe 
kann dabei freier ablaufen. Möglichkei-
ten für solche Räume können zum Bei-
spiel auch Universitäten und Hochschu-
len sein.  

Betreibt man eine solche Kommunika-
tion auch im Sinne einer Dezentralisa-
tion, so können sehr viel detaillierter die 
Menschen aufgesucht werden. Möchte 
man z. B. junge Eltern erreichen, eignet 
es sich, sich in der Nähe von Kitas oder 
Grundschulen zu positionieren. Mög-
lichkeiten allgemeiner Kommunikation 
sind bspw. eine ‚Frage der Woche‘, ent-
sprechende Social-Media-Begleitung, 
Radio- und Tramwerbung, Interaktions-
elemente im Straßenraum (siehe inter-
aktive Poster, Seite 56), Kummerkästen 
oder Plakate, insbesondere in der Nähe 
des thematisierten Projekts. 

Bei der Art des Aufrufs geht es dar-
um, eine Betroffenheit zu wecken. Dies 
kann man mithilfe von emotionalen Be-
teiligungsaufrufen erwirken. Dabei wird 
unterschieden in positive und negative 
Aufrufe. 

Betrachtet man die Möglichkeit der ne-
gativen Aufrufe, so lässt sich feststellen, 
dass diese Form sehr viel Aufmerksam-
keit erzeugen kann. Sei es beabsich-

tigt, also durch gezieltes Herausfordern 
einer Gegenmeinung oder unbeabsich-
tigt, also durch das Übergehen von Bür-
ger:innen und im Grunde zu später Be-
teiligung derer. 

„Also negativ motivieren: „Ihr dürft ab 
jetzt nicht mehr parken vorm Haus.“ 
Das funktioniert super! Allerdings hat 
man auch gleich eine gewisse geis-
tige Grundhaltung im Raum.“ – Jan 
Riel, Hochschule Karlsruhe [JRH 22]  

Hat man einen emotional negativ ge-
prägten Aufruf, ist es besonders wich-
tig, durch geeignete Moderation die 
Bürger:innen einzufangen und ihnen die 
Gelegenheit geben zu können, ihre Mei-
nung in einer konstruktiven Art wieder-
geben zu können.  

„Gute Moderatoren können da durch-
aus ganz sinnvoll mit umgehen, […].“  
– Jochen Eckart, Hochschule Karlsruhe 
[JEH 22] 

Die Erfahrung zeigte ebenfalls, dass eine 
negative Motivation durchaus zu einer 
größeren Beteiligung führt.  

„Das, würde ich sagen, ist wie auf dem 
Schulhof: Je lauter die Schlägerei, des-
to größer ist auch der Kreis der Interes-
sierten.“ – Christoph Ewen, team ewen 
 [CET 23] 

Grundsätzlich ist also eine negative  
Motivation nicht unbedingt schlecht. Sie 
aber von vornherein mit einzuplanen ist 
jedoch einfacher, als wenn sie aus Ver-
sehen geschieht und dann eingefangen 
werden muss. Hier kann zum Beispiel 



71

mit Fake-Plakaten gearbeitet werden, 
oder mit gezielt übertriebenen Slogans.  
PLAN:KOOPERATIV stellt die Ergebnis-
se eines solchen gezielten Aufrufs mit 
den folgenden Worten dar:  

„Wir regen dadurch eigentlich öffentliche 
Debatten an. Das funktioniert wirklich 
gut. Die Leute fangen an beim Bäcker, 
beim Friseur, sonst wo drüber zu disku-
tieren: ‚Hast du das Plakat gesehen. Die 
wollen da Hochhäuser hinbauen. Das 
funktioniert doch nicht. Das passt nicht 
zu uns.‘ Sie fangen automatisch an, sich 
zu überlegen – also sich diese Argumen-
te zurecht zu legen, die wir genau von 
Ihnen hören wollen: ‚Was passt denn zu 
euch? Wie viel Wohnraum braucht ihr 
hier?‘“ – Matthias Burgbacher, PLAN:KO-
OPERATIV [MBP 23] 

Positiv motivierte Aufrufe sind schwieri-
ger zu formulieren, da sie darauf abzie-
len, Bürger:innen anzusprechen, die mit 
der aktuellen Situation zufrieden sind 
und deshalb normalerweise nicht teil-
nehmen würden. Ziel ist es, diese Men-
schen dennoch für das Thema zu sen-
sibilisieren und einzubinden. Ein klarer 
Vorteil solcher positiven Aufrufe ist der 
von Anfang an freundlichere Umgangs-
ton. Hier ist auch ein gewisses Maß 
an Bildung der Bürger:innen notwen-
dig. Das bedeutet auch, dass es zu Be-
ginn eines erhöhten Aufwands seitens 
Stadt oder Kommune bedarf, insbe-
sondere was erhöhte Personalressour-
cen angeht, um auf Bürger:innen sinn-
voll zugehen zu können. Aufsuchende  
Beteiligung ist also auch hier wieder ein 
extrem sinnvolles Instrument.  

Helfen kann man sich auch mit humor-
vollen Beteiligungsaufrufen. Gute Bei-
spiele sind die in 2024 gestartete Plakat-
aktion von Reutlingen, die bundesweit 
Schlagzeilen machte.  Auch humorvolle 
Namen für Bauprojekte oder Städtische 
Beteiligungsseiten können durchaus 
helfen, wie zum Beispiel Buxtewho.de,  
die von PLAN:KOOPERATIV miterstellt 
wurde.  

Alle haben darüber gelacht und allein da-
durch sind alle auf die Plattform gegan-
gen, weil sie es witzig fanden.“ – Matthias 
Burgbacher, PLAN:KOOPERATIV [MBP 23]  

Ebenfalls möglich sind spielerische Auf-
rufe, im Sinne einer Gamification der 
Beteiligung. Ein Beispiel aus Brasilien 
war ein Wettbewerb zwischen Schulen:  

„Ja, wir haben ein Wettbewerb gemacht. In 
der Schule, für die besten und die meisten 
Antworten und so weiter. Das war toll, denn 
es hat wirklich funktioniert.“ – Karol Carmi-
natti, UNIFEBE, übersetzt aus dem Engli-
schen [KCU 22] 
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2.4 Fehlende  
Transparenz 

Erläuterung des Konfliktfelds 
Kommunikation alleinstehend ist ein 
sehr vielschichtiger Begriff. Über die 
oben erwähnte Kommunikation bzgl. 
Beteiligungsaufrufen hinaus kann Kom-
munikation ganz grundsätzlich als den 
Austausch von Informationen definiert 
werden, was wiederum eine Vielzahl an 
unterschiedliche Variablen beinhaltet.  
Abweichend zum obigen Paragraphen 
werden in diesem Konfliktfeld die fol-
genden zwei Schwierigkeiten betrachtet:  
 
(1) Mangelhafte Informationsweitergabe 
verwaltungsintern 

Wenn in einer Stadt oder Kommune eine 
neue Fragestellung aufkommt, wird mitt-
lerweile bestrebt, möglichst integrativ 
eine Vielzahl unterschiedlicher Ämter in 
den Prozess einzubinden, um eine um-
fassende Berücksichtigung sämtlicher 
relevanter Aspekte zu gewährleisten. 
Diese Vorgehensweise ist grundsätz-
lich von hoher Plausibilität und Effizienz 
geprägt, bringt jedoch zugleich die He-
rausforderung mit sich, dass eine große 
Anzahl von Beteiligten in ein Projekt ein-
gebunden werden.  

Verwaltungsinterne Abstimmungspro-
zesse können sich dabei sehr zeitauf-
wendig gestalten. Dies ist einerseits auf 

die begrenzten personellen Ressourcen 
in den städtischen und kommunalen 
Verwaltungen zurückzuführen, anderer-
seits auf die nach wie vor stark ausge-
prägte Hierarchie und Bürokratie inner-
halb deutscher Behördenstrukturen. 

Bürger:innen können dabei die Ver-
waltungsabläufe von außen gar nicht 
durchschauen. Herr Prof. Jan Riel fasst 
es folgendermaßen zusammen: 

„Jetzt haben wir aus städtischer Sicht na-
türlich alle möglichen Gremiensitzungen, 
die in einem gewissen Turnus, manchmal 
monatlich, manchmal auch quartalmä-
ßig oder alle paar Monate stattfinden. 
Und jetzt müssen bei diesen Gremien-
sitzungen alle Beteiligten einen Konsens 
gefunden haben zu einer Sache, die im 
Rahmen von einer Bürgerbeteiligung 
von draußen kommt. Und das Ergebnis 
läuft dann über die Sachbearbeitung, dann 
kommen die Bereiche, dann kommen die 
Ämter und dann kommen die Dezernate.  
Und da läuft das so rauf und runter 
und wenn irgendein Thema noch nicht 
durchdiskutiert ist – dann gibt es manch-
mal auch irgendwelche Rückfragen und 
dann muss man nochmal was prüfen – 
dann gehen halt wieder ein paar Wochen 
ins Land bis die dünne Personaldecke ir-
gendeine Fragestellung nochmal inhalt-
lich recherchiert hat. Dann ist der nächs-
te Gremientermin rum, also kommt es in 
den nächsten. So entstehen immer so 
quartalsweise Verzögerungen bis über-
haupt mal irgendwie irgendein Echo aus 
so einer Stadtverwaltung herauskommen 
kann. Ist natürlich für Außenstehende 
total unbefriedigend.“ – Jan Riel, Hoch-
schule Karlsruhe [JRH 22] 
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(2) Mangelhafte Informationsweiter-
gabe zwischen Stadt/Kommune und  
Bürger:innen:  

Das die Kommunikation zwischen Ver-
waltungen und Bürger:innen oft ineffizi-
ent und unzureichend ist, kann mit einer 
Vielzahl an Gründen zusammenhängen. 
Eine zentrale Herausforderung sind die 
Bedenken der Verwaltungen, sich durch 
die Veröffentlichung von Informatio-
nen angreifbar zu machen - insbeson-
dere dann, wenn interne Absprachen 
noch nicht abgeschlossen sind. Dabei 
herrscht auch Unsicherheit darüber, 
welche Informationen überhaupt mitge-
teilt werden sollten. 

Im Gegensatz zu anderen Ländern in 
Europa, wie z. B. in der Schweiz oder 
den Niederlanden, ist ein Start der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung zur „Planungs-
phase 0“ nicht üblich. Dabei beschreibt 
der Begriff „Planungsphase 0“ eine  
Planungsphase, die vor den in der HOAI 
definierten Planungsphasen anfängt.

Wenn aufgrund von Unvollständigkeit 
oder unvollendeten Abstimmungen In-
formationen zurückgehalten werden, 
kann dies bei Bürger:innen den berech-
tigten Eindruck erwecken, dass die Ver-
waltung etwas zu verbergen hat. Eine 
solche Zurückhaltung kann zu erheb-
lichem Misstrauen seitens der Öffent-
lichkeit führen. Werden Planungsstän-
de kommuniziert, kommt es wiederum 
durchaus vor, dass die Kommunikation 
unverständlich gestaltet ist – sei es,  
weil sie zu technisch, wissenschaftlich, 
detailliert, langatmig oder oberflächlich 
gestaltet ist.  

„Wenn sie sich durch 26 Ordner durch-
lesen müssen und das Wichtigste raus-
holen; also das erfordert einiges [...]. 
Das will nicht jeder, das kann nicht je-
der.“ - Artur Bossert, NABU Kreisverband  
Karlsruhe [ABN 23]“

Die vorherrschende dünne Personal-
decke, die die Kommunikation verwal-
tungsintern stört, ist natürlich auch 
bei der Kommunikation mit Bürger:in-
nen nicht von Vorteil. Es fehlen oft die 
Ressourcen, um regelmäßig Updates  
bereitzustellen, was zu Informations- 
lücken führt.  

Folgen fehlender Transparenz 

Ein Mangel an Transparenz in Bezug auf 
Abläufe, Ergebnisse und Ziele von Betei-
ligungsprozessen kann schnell zu Miss-
verständnissen und Frustration zwischen 
Verwaltung, Politik und Bürger:innen 
führen. Die effiziente Meinungsbildung 
wird durch unzureichende Informations-
vermittlung stark behindert oder sogar 
gänzlich verhindert. Besonders kritisch 
wird es, wenn fehlende Transparenz das 
Vertrauen der Bürger:innen in die städ-
tische Verwaltung erschüttert. Dies ge-
schieht verständlicherweise, wenn der 
Eindruck entsteht, dass Informationen 
absichtlich zurückgehalten oder ver-
schleiert werden. Die Wiedergewinnung 
dieses Vertrauens erfordert in der Re-
gel erheblichen Aufwand. In extremen 
Fällen kann der Mangel an Transparenz 
zu schwerwiegenden Konflikten führen. 
Unabhängig vom Ausmaß dieser Kon-
flikte resultieren sie häufig in zeitlichen 
Verzögerungen und einem erhöhten 
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Ressourcenaufwand auf allen Seiten.  
Zudem bewirkt der Transparenzmangel 
eine Demotivation der Bürger:innen, die 
sich in ihrem Engagement nicht ausrei-
chend wertgeschätzt fühlen. 

“Das schreckt die Leute wirklich ab, denn 
sie denken: ‚Was hat es für einen Sinn, 
sich zu beteiligen und mitzumachen, 
wenn man mir nicht zuhört?‘“ – Winnie 
Mitullah, University of Nairobi, übersetzt 
aus dem Englischen [WMU 23] 

Betrachtet man die internen Abläufe 
der Verwaltung, so wird deutlich, dass 
ein Mangel an Transparenz gravie-
rende Auswirkungen auf die Arbeits-
prozesse haben kann. Unzureichende 
Klarheit über Ziele, Aufgaben und Zu-
ständigkeiten können Missverständnis-
sen und Verwirrung nach sich ziehen. 
Fehlende oder unzureichend kommuni-
zierte Informationen behindern die Ko-
ordination zwischen Abteilungen und 
führen zu ineffizienten Arbeitsabläufen. 
Die Produktivität sinkt dadurch erheb-
lich und wertvolle Zeit und Ressourcen 
müssen aufgewendet werden, um Miss-
verständnisse aufzuklären oder Aufga-
ben nachträglich zu korrigieren. Lang-
fristig beeinträchtigt dies nicht nur die 
Effizienz, sondern auch die Motivation  
der Beschäftigten. 

Lösungsansätze 
Letztlich ist es ein Abwägungsprozess: 
hat die Verwaltung mehr zu verlieren, 
wenn Informationen zurückgehalten 
werden, weil sie noch nicht fertig sind 
oder dadurch, dass das Vertrauen der 
Bürger:innen verspielt wird? Die Ant-

wort dürfte in aller Regel sein: Verprelle 
die Bürger:innen nicht. 

„Vertrauen in den Prozess heißt, dass es 
ein glaubwürdiger, transparenter, ehr-
licher Prozess ist, finde ich. Ein Beteili-
gungsprozess.“ – Jochen Plückelmann, 
CP/COMPARTNER [JPC 23] 

Eine effektive Dialog- und Konsenskul-
tur ist von zentraler Bedeutung, um Bür-
ger:innen aktiv in einen Projektverlauf 
einzubeziehen und ihre fortdauernde 
Beteiligung sicherzustellen. Da Projek-
te oft über Jahre hinweg laufen, ist es  
entscheidend, eine regelmäßige und 
transparente Kommunikation aufrecht-
zuerhalten. Bürger:innen, die über län-
gere Zeiträume hinweg keine Rück-
meldungen zu ihrem Beitrag erhalten, 
neigen verständlicherweise dazu, sich 
aus einer Beteiligung zurückzuziehen. Die  
Kommunikation über Zwischenstände 
des Projekts sollte daher kontinuierlich 
erfolgen. Eine konsistente Kommunikati-
on, selbst wenn es keine neuen Entwick-
lungen gibt, trägt zur Transparenz bei. 
Sollte es keine Neuigkeiten geben, sollte 
außerdem erklärt werden, warum dies 
der Fall ist, welche Hindernisse bestehen 
und welche Schritte als nächstes geplant 
sind. Diese Herangehensweise hilft, Un-
sicherheiten zu minimieren und das Ver-
trauen in den Projektprozess zu stärken. 

„Man hat beteiligt, man hat sich einge-
bracht und hat Zeit investiert. Gefühlt tut 
sich dann erst mal drei Jahre nichts. [...] 
Mit welchem Ergebnis müssen die Leu-
te rausgehen, damit sie am Küchentisch 
sagen ‚Ja, Mensch, bei der nächsten Ver-
anstaltung komme ich wieder.‘“ – Jochen 
Eckart, Hochschule Karlsruhe [JEH 22] 
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Hat eine Beteiligung stattgefunden, ist 
die Kommunikation von Feedback be-
sonders wichtig. Den Bürger:innen sollte 
konkret mitgeteilt werden, was aus ihrem 
Beitrag wird und wie dieser in den weite-
ren Prozess integriert werden kann. Eine 
transparente Darstellung der Auswirkun-
gen der Beiträge stärkt das Vertrauen in 
die Beteiligungsprozesse. Das Engage-
ment und die Motivation der Bürger:in-
nen, sich auch in zukünftige Projekte 
einzubringen, wird damit erhöht. Es ist 
daher unerlässlich, auch entsprechende 
Ressourcen für die effektive Kommuni-
kation des Feedbacks einzuplanen. Es 
ist ebenfalls essenziell, sicherzustellen, 
dass Anfragen von Bürger:innen zeit-
nah beantwortet werden, um deren En-
gagement und Vertrauen zu erhalten.   

„Schade war nur, dass man auf die Rück-
meldungen der Bürger in den Besprechun-
gen eingegangen ist, aber dies nicht an die 
Bürger zurück kommuniziert hat.“– Chris-
tian Müller, Mailänder Consult [CMM 22]  

Es ist darüber hinaus von zentraler Be-
deutung, darauf zu achten, dass die Kom-
munikation mit Bürger:innen klar und 
verständlich erfolgt. Die Verwendung 
von Fach- oder Amtssprache kann leicht 
zu Unverständnis führen und bewirken, 
dass sich Bürger:innen ausgeschlossen 
fühlen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass die internen Verwaltungsabläufe 
sowie rechtliche Rahmenbedingungen 
für Außenstehende oft schwer nachvoll-
ziehbar und undurchsichtig sind. Eine 
ausführliche Erklärung dieser Prozesse 
trägt nicht nur dazu bei, die Bürger:innen 
zu informieren, sondern fördert auch ihr 
Verständnis für die Komplexität der Ab-

läufe. Die transparente Vermittlung von 
Verwaltungsprozessen und rechtlichen 
Einschränkungen stärkt also nicht nur 
das Vertrauen, sondern erhöht auch die 
Nachvollziehbarkeit von Entscheidun-
gen bei aktuellen, aber auch bei zukünf-
tigen Projekten. Unterbleibt eine solche 
Erklärung – insbesondere in Fällen, in 
denen bestimmte Maßnahmen nicht 
umgesetzt werden können oder viel Zeit 
in Anspruch nehmen – kann dies leicht 
zu Frustration führen.  

„Es gibt rechtliche Rahmenbedingun-
gen, an die sind Kommunen gebunden. 
[...] das sind Dinge, die machen dann 
eine Partizipation nicht einfach. [...] Das 
sorgt am Ende natürlich zu Frust bei 
der Bevölkerung, weil alles nicht geht 
aus irgendwelchen Gründen.“ – Jan 
Riel, Hochschule Karlsruhe [JRH 22]  

Die Wahl der Kommunikationsmittel 
kann vielfältig erfolgen, orientiert sich 
jedoch meist an den bereits etablier-
ten Kanälen der Stadt oder Gemeinde.  
Dazu gehören etwa Newsletter,  
Informationsplakate oder digitale  
Beteiligungsportale (siehe auch Ab-
schnitt ‚Mangelhafte Kommunikation‘).  

Ein entscheidender Punkt bleibt da-
bei: Wenn Projektinformationen zwar 
öffentlich zugänglich gemacht wer-
den, aber niemand sie findet, ist es 
fast so, als wären sie nie veröffentlicht 
worden. Die Reichweite der Informa-
tionen ist also ebenso wichtig wie ihre 
Veröffentlichung an sich. Es gelten 
die Empfehlungen aus dem Konflikt-
feld „Mangelhafte Kommunikation“.  
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Lösungsansätze für interne Verwal-
tungsprozesse sind insbesondere bei 
großen Projekten, an denen mehrere 
Ämter beteiligt sind, von zentraler Be-
deutung. In solchen Fällen kann die Be-
nennung einer oder mehrerer Koordi-
nationspersonen hilfreich sein, um den 
Überblick über das gesamte Projekt zu 
gewährleisten und eine reibungslose 
Zusammenarbeit zwischen den Abtei-
lungen zu fördern. Oft zeigt sich, dass 
Mitarbeiter:innen innerhalb der Ver-
waltung, vor allem in größeren Struk-
turen, kaum persönliche Verbindungen 
zueinander haben, was die Kommu-
nikation erschwert. Eine zentrale Ko-
ordination kann somit entscheidend 
dazu beitragen, Abstimmungsprob-
leme zu vermeiden und die Effizienz 
im Projektmanagement zu steigern.  

„Wir haben quasi immer eine Stelle kre-
iert, die Sprecher für alle Ämter ist. Die 
eine Person war bei allen Besprechun-
gen dabei und diese Person hat dann 
auch quasi intern in allen Ämtern die 
Informationen verteilen können und hat 
dann auch als Ansprechpartner fungiert 
für die Ämter. Das heißt es war quasi 
eine Moderationsperson, die aber aus 
den eigenen Reihen der Ämter kam und 
dann entsprechend auch weisungsbe-
fugt war, bzw. auch entscheidungsbe-
fugt war.“ – Christian Müller, Mailänder  
Consult [CMM 22]

2.5 Mangel an Wissen 
seitens Bürger:innen 

Erläuterung des Konfliktfelds  

Zur Erläuterung dieses Konfliktfeldes 
muss zwischen drei grundsätzlichen 
Punkten unterschieden werden  

1. Allgemeines ingenieurtechnisches 
Wissen  

Bürger:innen sind zum Großteil weder 
ausgebildeten Planer:innen, Ingeni-
eur:innen oder ähnliches. Einen tech-
nischen Text zu verstehen oder einen 
Plan zu erfassen mag den jeweiligen 
Mitarbeitenden aus der Verwaltung ein-
fach fallen, weil sie jeden Tag damit kon-
frontiert sind. Für Bürger:innen kann das 
aber durchaus eine zu komplexe Aufga-
be bedeuten.   

Dies gilt im Übrigen auch bezüglich der 
Verwaltungsabläufe und rechtlichen 
Rahmenbedingungen an sich, wie im 
vorherigen Kapitel angesprochen. Das 
heißt, Bürger:innen wissen nicht, warum 
ein Projekt gerade nicht vorwärts kommt 
oder warum eine Idee, die sie beson-
ders sinnvoll fanden, nicht angewendet  
werden kann.   

„Beteiligte, die keinerlei planerisches 
Wissen und Erfahrung haben, die können 
zum Teil keinen Plan lesen „ – Jan Riel, 
Hochschule Karlsruhe [JRH 22] 
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Besonders hervorzuheben ist dieser 
Punkt auch im Hinblick auf die Ziel-
gruppe der Kinder und Jugendlichen. 
Hier kann nicht erwartet werden, dass 
sie sich mit städtebaulichen, verkehrs-
rechtlichen oder anderen technischen 
Aspekten auskennen.  Schon das Ver-
stehen von Stadtplänen kann eine Hürde 
darstellen, Entwurfs- und Ausführungs-
planungen sind zum Großteil für die-
se Zielgruppe absolut unverständlich.   

(2). Spezifisches Wissen zu Projekten 

Werden Informationen zu Projekten nicht 
oder unzureichend weitergeleitet, kön-
nen sich Bürger:innen kein Bild von dem 
Thema machen. Das Zurückhalten von 
Informationen ist dementsprechend nicht 
nur als ein Problem für das Verhältnis zwi-
schen Bürger:innen und Stadt bzw. Kom-
munen zu sehen. Können sich Bürger:in-
nen nicht informieren, wird zum einen das 
Interesse, an einer Veranstaltung teilzu-
nehmen, sinken. Zum anderen werden 
Bürger:innen nicht so gut vorbereitet, wie 
sie es sein könnten. Fehlende Informatio-
nen können also zu einem Zeit- und Wis-
sensverlust für das Projekt führen.  

(3) Wissen zu den Möglichkeiten der  
Partizipation und der Teilhabe 

Schon die alleinige Tatsache, dass es 
bei Infrastrukturprojekten mindestens 
ein Recht auf Anhörung geben muss, ist 
keine allgemeingesellschaftlich bekann-
te Tatsache. Damit fehlt das Bewusst-
sein innerhalb der Bevölkerung, über das 
Recht, sich einzubringen und aktiv Ein-
fluss zu nehmen. Doch auch wenn das 
Recht bekannt ist, wird durch intranspa-

rente Kommunikation nicht immer klar, 
wo und wie das geschehen kann. Solan-
ge aber Kommunikationsdefizite nicht 
behoben und Bürger:innen nicht umfas-
send über ihre Rechte und Mitwirkungs-
möglichkeiten informiert werden, bleibt 
ihre Teilhabe stark eingeschränkt. 

Folgen mangelnden Wissens seitens 
der Bürger:innen 

Wenn Bürger:innen zu wenig über ein 
Projekt wissen oder keine ausreichen-
den Informationen erhalten, kann dies 
zu einem Mangel an Interesse führen. 
Bürger:innen sehen  keinen Grund, 
sich einzubringen, oder wissen gar 
nicht, dass sie sich einbringen könnten.  

Fehlen klare und verständliche Erklärun-
gen, können sich Bürger:innen ignoriert 
oder ausgeschlossen fühlen.  

Dies gilt insbesondere dann, wenn 
Bürger:innen ein Projekt als persön-
lich relevant erachten, zugleich jedoch 
nicht nachvollziehen können, weshalb 
bestimmte Entscheidungen getroffen 
wurden oder Verzögerungen eintreten.  

Eine zu komplexe oder schwer ver-
ständliche Sprache oder Information 
kann den Eindruck erwecken, dass die 
Stadtverwaltung bewusst intransparent 
kommuniziert. Fehlt den Bürger:innen 
der Zugang zu bzw. das  Verständnis 
einer Informationen, ist ein konstrukti-
ves Einbringen in ein Prozess oder Pro-
jekt erschwert und behindert. Es kann 
zu einem Verlust an Zeit und Feedback 
führen, wie auch zu einem gespannteren 
Verhältnis zwischen Bürger:innen und 
Stadt/Kommune. 
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Lösungsansätze 

“Wenn man eine gute Öffentlichkeitsbe-
teiligung will, muss man auch ein biss-
chen politische Bildung betreiben, immer 
wieder Kapazitäten aufbauen und den 
Menschen das geben, was sie brauchen, 
um sich effektiv zu beteiligen.“ – Winnie 
Mitullah, University of Nairobi, übersetzt 
aus dem Englischen. [WMU 23] 

Was bedeutet Beteiligung? Wie kann 
man sich einbringen? Was sind die Rah-
menbedingungen? Das sind   Informati-
onen die Bürger:innen mitgegeben wer-
den müssen, wenn man nicht möchte, 
dass sie sich abwenden.  

Werden die Punkte nochmal einzeln  
betrachtet, muss zum einen die Nutzung 
der Sprache betrachtet werden.  

„Dass man dieses Beamtendeutsch ab-
schafft, dass man weitaus zugänglichere 
Sprache irgendwie macht – wäre schon 
mal ein erster Schritt.“ – Jakob Krieger, 
Fridays for Future Karlsruhe [JKF 23]  

Sowohl durch zu technische Sprache als 
auch durch das sogenannte „Beamten-
deutsch“ verliert die Stadt oder Kom-
mune Bürger:innen. Die Nutzung einfa-
cher bzw. verständlicher Sprache ist ein 
wesentlicher Punkt. In diesem Sinne ist 
es auch von Vorteil, die Kommunikation 
in verschiedenen Sprachen anzubieten, 
speziell wenn eine Beteiligung von Men-
schen mit Migrationshintergrund geför-
dert werden möchte. Nicht zu vergessen 
ist hier auch die Nutzung von einfacher 
Sprache und Gebärdensprache als ei-
genständige Sprache (mit Untertiteln 

erreicht man nicht immer Menschen mit 
Hörbeeinträchtigungen). 

„Ich versuche dafür zu sorgen, dass die 
Bürger nicht verärgert, wütend rausge-
hen, weil sie da von arrogant erschei-
nenden Ingenieurinnen oder Ingenieuren 
was an die Wand geknallt bekommen, 
was aber kein Mensch versteht und wo 
offenkundig wird, dass auch niemand In-
teresse daran hat, dass sie mitreden.“ – 
Christoph Ewen, team ewen [CET 23] 

Ebenso wichtig, wie die Übersetzung 
der technischen Sprache ist die „Über-
setzung“ in die andere Richtung. Nimmt 
eine Person an einer Beteiligung teil und 
bringt Ideen mit, braucht sie jemanden, 
der sie unterstützt um sie auszudrücken, 
so dass einer technischen Umsetzung 
nichts im Wege steht. Hier eignen sich 
besonders Ideenwerkstätten, wo den 
Bürger:innen Mitarbeitende an die Hand 
gegeben werden, die beim Ausdruck 
der Ideen helfen können. Sie können so-
wohl Hürden aufzeigen, als auch Mög-
lichkeiten finden, um diese Hürden zu  
überwinden und so Ideen umsetzbar 
formulieren. Dabei kann es sich um  
scheinbare Nichtigkeiten handeln, bspw. 
wenn an einer bestimmten Stelle kein 
Baum gepflanzt werden kann, weil da-
runter eine bestimmte Leitung verläuft, 
die zugänglich bleiben muss. Wissen 
Bürger:innen das, können sie sofort mit 
dieser Information weiterarbeiten. 

“Man übersetzt zunächst Fachbegriffe, 
und dann muss man die allgemeinen Be-
griffe in Fachbegriffe übersetzen – das 
ist Teil des Spiels.“ – Karol Carminatti, 
UNIFEBE, übersetzt aus dem Englischen 
[CKU 22] 
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Das Ziel ist, das Verständnis zu fördern 
und Bürger:innen auf entsprechen-
dem Level verstehen zu lassen, wie 
eine Stadt, eine Kommune oder über-
greifend, wie Infrastruktur funktioniert.   

„Es geht nicht nur darum, einen Plan zu 
kommunizieren. Es geht auch darum, die 
Menschen für andere Dinge zu erziehen.“ 
– Karol Carminatti, UNIFEBE, übersetzt 
[CKU 22] 

Sprachbarrieren aufheben gelingt auch, 
indem man statt nur auf geschriebenen 
Text auch  auf visuelle Darstellung setzt. 

„Verständlichkeit ist ja nicht nur eine Fra-
ge von Text, sondern auch von Bildern.“ 
Christoph Ewen, team ewen [CET 23] 

Besonders hilfreich für gute Öffent-
lichkeitsbeteiligung sind Visualisierun-
gen als Verständnishilfen. Diese sind 
in der Regel einfacher zu verstehen 
als 2D-Pläne und bewirken, dass Bür-
ger:innen sogleich ein Gefühl für das 
Projekt entwickeln können. Visualisie-
rung helfen also auch, die Betroffen-
heit zu wecken, indem sie direkt bild-
lich darstellen können, was die Folgen 
bzw. das Ziel des Projektes sein sollen.   

„Mit dem Lageplan oder dem Regelquer-
schnitt kommst du heutzutage nicht mehr 
weiter. Da fehlt einfach das Verständnis 
und da muss es natürlich visualisiert wer-
den und entsprechend aufbereitet sein 
damit die Leute mit prägnanten Gebäu-
den oder Straßenzügen sich das einfach 
plastischer Vorstellen können.“ – Chris-
tian Müller, Mailänder Consult [CMM 22] 

Mit Visualisierungen zu arbeiten bedeu-
tet aber auch, dass diese nicht übertrie-

ben oder provokant dargestellt werden 
dürfen. Sie müssen übersichtlich und 
realistisch darstellen, wie etwas aus-
sehen soll. Stellt man etwas zu schön 
dar, kann das durchaus zur Folge ha-
ben, dass Bürger:innen einer Stadt oder 
Kommune vorhalten, ein zu schönes Bild 
zu zeichnen.  

„Aus meiner Sicht darf die Visualisierung 
nicht zu hübsch sein und zu märchen-
haft. Das war glaub ich ein großer Fehler 
zu der Zeit als die Kombilösung [in Karls-
ruhe] diskutiert wurde. Da wurden Visua-
lisierungen gezeigt wie die Unterführun-
gen aussehen. […] Da ist alles strahlend 
weiß und die Menschen schweben auf 
einem komplett weißen sphärischen 
Teppich den es eigentlich gar nicht gibt. 
Es besteht alles aus Luft und Licht.“ – 
Jan Riel, Hochschule Karlsruhe [JRH 22]   

Hilfreich kann sein, einen Vorher-
Nachher-Vergleich aufzubauen. Au-
ßerdem sollte die Visualisierung so 
gestaltet sein, dass der Fokus nicht 
nur auf eine einzelne Stelle gerich-
tet ist, sondern ein breiterer Abschnitt 
des Projekts erfasst werden kann.  

Der Einsatz von Virtual Reality verbindet 
die Visualisierung noch zusätzlich mit 
dem Aspekt der Gamification. Dass die-
se Variante aber nicht in jedem Projekt 
möglich ist oder finanziell angebracht, 
liegt auf der Hand. 

„Die Pflicht ist, dass die Menschen ver-
stehen, worum es geht und ein ausgewo-
genes Bild, ein neutrales, ein objektives 
Bild von Risiken und Chancen haben. So 
dass Fake News keinen Platz haben, dass 
die verschiedenen Interessengruppen zu 
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Wort kommen, dass – wir benutzen das 
Bild von der Bühne – dass auf der Bühne 
ein ausgewogenes und der Wirklichkeit 
entsprechendes Bild der Auseinander-
setzung gezeigt wird, damit die Leute 
sich wirklich ein Bild machen können.“ – 
Christoph Ewen, team ewen [CET 23] 
Bei aller Bildung der Bürger:innen soll-
te jedoch beachtet werden, dass sie 
nicht völlig überfordert werden. Nicht 
alles muss und sollte von Bürger:in-
nen entschieden werden, denn sie 
sind nicht Planer:in oder Ingenieur:in.  

“Ich glaube nicht, dass die Öffentlichkeit 
in der Lage ist, Verkehrslösungen zu ent-
wickeln oder die Stärken und Schwächen 
dieser Lösungen zu quantifizieren. Und 
manchmal denke ich, dass wir das von 
ihnen verlangen. Und ich glaube, dass 
unser Prozess der Öffentlichkeitsbeteili-
gung nicht so gut funktioniert, wie er soll-
te.“ – Jeff Casello, University of Waterloo, 
übersetzt aus dem Englischen [JCU 23] 
 

2.6 Hohe Hürden 

Erläuterung des Konfliktfelds  
Unter den hier aufgeführten Hürden im 
Bereich der Partizipation sind Barrieren 
gemeint, die Menschen daran hindern, 
sich aktiv an Entscheidungs- oder Pla-
nungsprozessen zu beteiligen. Dabei 
handelt es sich nicht nur um physische 
oder sprachliche Barrieren und Hürden, 
sondern um alle Arten von Hürden, die 
im Allgmeienn einen Menschen daran 
hindern können, aufgrund seiner Le-
bensweise und seines Alltags an Partiz-
pationsveranstaltungen teilzunehmen. In 
diesem Abschnitt werden daher sowohl 
Hürden bzgl mangelnde Informationen 
und partizpativer Bildung, wie auch zeit-
technische, ortsgebundene und digitale 
Aspekte betrachtet.  

(1) Mangel an Information und Bildung 

„Information ist der erste Schritt hin zu 
einer co-kreativen Prozessgestaltung. 
Und wenn ich gut informiere, dann kann 
ich auch motivieren und aktivieren.“ Kri-
stina Oldenburg, KOKONSULT [KOK 23]  

Aufbauend auf den vorherigen Ab-
schnitten lässt sich der Mangel an 
(verständlicher) Information in der  
Öffentlichkeitsbeteiligung als Hürde 
betrachten. Einerseits erschwert er es, 
bei Bürger:innen ein Gefühl der Betrof-



81

fenheit zu erzeugen. Andererseits wird 
dadurch ein einfaches Verständnis der 
Problematik nicht gewährleistet. Die 
Motivation zur Teilnahme ist verringert, 
da die Auseinandersetzung mit der The-
matik für Bürger:innen einen erhöhten 
Aufwand darstellt. 

Ähnliches passiert, wenn Informationen 
den Bürger:innen auf eine Weise be-
reitgestellt werden, die für sie schwer 
zugänglich ist (Siehe auch Abschnitt 
„Mangelhafte Transparenz").  
 
(2) Mangel an Zeit 

„Also mit meiner Arbeit hätte ich ja schon 

Schwierigkeiten, mich zu beteiligen – zur 
Informationsveranstaltung um 17:00 Uhr 
zu gehen.“ – Jochen Plückelmann, CP/
COMPARTNER [JPC 23] 

Die Terminierung von Beteiligungsver-
anstaltungen erfolgt häufig zu Zeiten, 
die für viele Bürger:innen schwer mit 
ihrem Alltag vereinbar sind. Verantwort-
liche Mitarbeitende haben verständli-
cherweise nur begrenzt die Möglichkeit, 
Veranstaltungen nach 17 Uhr zu orga-
nisieren, da auch sie ein Familienleben, 
Freizeitinteressen oder schlicht einen 
langen Arbeitstag hinter sich haben. 
Dadurch sind Veranstaltungen oft an die 
regulären Arbeitszeiten der Verwaltung 
gebunden, die jedoch üblicherweise mit 
den Arbeitszeiten vieler Bürger:innen 
übereinstimmen. 

Für die Teilnahme bedeutet dies, dass 
Bürger:innen entweder berufliche Ver-
pflichtungen unterbrechen, Betreu-
ungsaufgaben für Kinder oder pflege-

bedürftige Angehörige organisieren 
oder persönliche Aktivitäten, wie etwa 
Trainingstermine, verschieben müssen. 
Solche Hindernisse sind für viele eine 
erhebliche Belastung und führen dazu, 
dass Veranstaltungen vor allem von je-
nen besucht werden, die zeitlich flexi-
bel sind. Besonders häufig nimmt daher 
die ältere Generation teil, insbesondere 
Rentner:innen, die zu diesen Zeiten ver-
fügbar sind. 

An dieser Stelle schließt sich der Kreis 
zum Abschnitt mangelhafter Repräsen-
tativität, bzw. zur Überrepräsentativität 
von älteren Männern mit akademischem 
Hintergrund.  

„[...] dass wir ja die Beteiligungen in der Re-
gel zu Zeiten durchführen sollten die man 
auch den Beschäftigten der Stadt noch 
irgendwie zumuten kann, aber gleichzei-
tig auch, wo man das Potenzial sieht, dass 
die Bewohner, dass die Betroffenen eben 
auch können. Das sind dann meistens so 
spätnachmittag bis früher Abend. In der 
Theorie ist das so die Schnittmenge. In 
der Praxis ist es so, dass die Leute – die 
Beteiligten - vor Ort sind, die halt Zeit ha-
ben. Das sind nicht die jungen Berufstäti-
gen, erst recht nicht die Familienväter und 
-mütter, sondern das sind die Rentner.“ – 
Jan Riel, Hochschule Karlsruhe [JRH 22] 
 
(3) Ungeeigneter Veranstaltungsort 

Stellt der Ort der Veranstaltung für die 
Interessierten einen erhöhten Reise-
aufwand dar, wird sich das negativ auf 
die Teilnehmerquoten auswirken. Das 
Stichwort Dezentralisation (siehe auch 
Abschnitt ‚Mangelhafte Repräsentativi-
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tät der Bürger:innen‘) sollte auch hier 
nochmal zum Tragen kommen. Eben-
falls zu bedenken muss die multimo-
dale Erreichbarkeit des Ortes sein. Ist 
ein Standort gewählt, muss wiederum 
auf ortsgebundene Hürden geachtet 
werden. Welche physischen Barrieren 
können auf die Teilnehmer:innen zu-
kommen? Das impliziert unter anderem 
fehlende oder nicht funktionierenden 
Aufzüge oder schlechte Akkustik.  

Ebenfalls zu berücksichtigen sind die 
spezifischen Anforderungen der Ver-
anstaltung. Die Größe der Räum-
lichkeit sollte entsprechend der Auf-
gabe und der geplanten Anzahl 
an Menschen ausgesucht werden.   

Besonders in ausgeprägten Konfliktsi-
tuationen kann es zudem sinnvoll sein, 
einen Ort auszusuchen, der eine gewis-
se Neutralität vermittelt und als unvor-
eingenommen wahrgenommen werden 
kann. Dadurch lässt sich der Eindruck 
vermeiden, sich auf „feindlichem Ter-
rain“ zu befinden. 

(4) Mangel an digitaler Affinität 
Als vierten Punkt ist die Hürde der Digi-
talität zu nennen. Nicht jede Person hat 
das passende Endgerät, das nötige Wis-
sen oder auch die passende technische 
Ausstattung um an einer digitalen Be-
teiligungsveranstaltung teilzunehmen. 
Besonders ältere Menschen, Menschen 
mit Seh- oder Hörbehinderung oder aber 
auch Kinder können auf Schwierigkeiten 
stoßen, die eine digitale Teilnahme nicht 
ermöglichen. 

Lösungsansätze 

Überwindet man sowohl die Verständ-
nishürde, wie auch die zeitlichen und 
örtlichen Beschränkungen, eröffnen 
sich also für viel mehr Bürger:innen die 
Möglichkeit, sich in der Beteiligung ein-
zubringen.  

Viele Punkte, die an dieser Stelle hel-
fen, sind in den Abschnitten „Mangel an 
Wissen der Bürger:innen“ und „Fehlen-
de Transparenz“ aufgeführt. Besonders 
zu beachten sind die Nutzung einer ver-
ständlichen Sprache, die Darstellung 
von Informationen und die sinnvolle 
Weiterleitung dieser an Bürger:innen.  

Grundsätzlich muss das Ziel einer Stadt 
oder Kommune sein, eine niedrigschwel-
lige Beteiligung als Selbstverständlich-
keit zu etablieren. Gelingt das, wird fest-
gestellt werden, dass die Motivation von 
Bürger:innen bei der Partizipation er-
heblich gesteigert ist.   

Betrachtet man die zeitliche Hürde, so 
sind unterschiedliche Punkte zu be-
trachten:  

(1) Analoge Veranstaltungen: Aus-
schließlich in Präsenz  

„Der Mensch ist ein soziales Wesen. Wir 
wollen uns erleben und wir wollen mitei-
nander sein. Und das ist etwas, das soll-
ten wir nicht vergessen. Wir sind keine 
Avatare.“ – Kristina Oldenburg, KOKON-
SULT [KOK 23] 

Einen Termin zu finden, an dem alle in-
teressierten Bürger:innen Zeit haben, ist 
völlig unrealistisch und sollte auch nicht 
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der Anspruch an eine zeitliche Planung 
darstellen. Was jedoch möglich und 
durchaus sinnvoll ist, ist eine Veranstal-
tung an unterschiedlichen Tagen und zu 
unterschiedlichen Uhrzeiten zu wieder-
holen.  

Entscheidet sich eine Verwaltung für 
mehrere Termine, so kann auch im vor-
ab definiert werden, welche Zielgruppe 
angesprochen werden soll. Darauf ba-
sierend lässt sich nicht nur der Termin 
spezifischer wählen, sondern eventuell 
auch die Örtlichkeit anpassen.  

(2) Digitale und hybride Angebote 

Bei der Betrachtung von digital nutz-
baren Angeboten sollte zuerst unter-
schieden werden zwischen denjenigen, 
die einer festen Uhrzeit zugeordnet sind 
und denjenigen, die asynchron stattfin-
den können.  

Zur ersten Kategorie zählt zum Beispiel 
die Übertragung einer Informationsver-
anstaltung. Diese kann dabei so aufge-
baut werden, dass eine Fragestellung 
oder ein Beitrag online möglich ist. Ört-
liche Hürden sowie zum Teil zeitliche 
können so umgangen werden.  

Asynchrone Beteiligung heben die zeit-
liche Barriere wiederum vollständig auf, 
da sie die Möglichkeit bieten, dann teil-
zunehmen, wenn es zeitlich passt. Mög-
lich sind asynchrone Beteiligung durch 
zum Beispiel  Umfragen, oder wenn In-
formationsveranstaltung aufgenommen 
und später online abgerufen werden 
können. Das Thema der Gamification 
kann auch hier nochmal in den Fokus 
gerückt werden.  

Durch geeignete Programme können 
Bürger:innen Möglichkeiten an die Hand 
gegeben werden, einfache Areale zu 
entwerfen oder mögliche Routen einzu-
zeichnen.  Möglich ist auch die Teilnah-
me im Rahmen von Kommentierung und 
Diskussion eingebrachter Ideen und 
Meinungen. Das kann in Formen wie 
„Liken“ bis zu eigenen Forenbeiträgen 
stattfinden. Hier ist natürlich zu beach-
ten, dass genug personelle Ressourcen 
auf Seiten der Verwaltung vorhanden 
sein müssen, um auf diese Kommen-
tare oder Ergebnisse auch einzugehen 
sowie Spam- oder Hasskommentare zu  
verwalten. 

„Man sollte Beteiligung nicht als offline 
oder online denken, sondern die Dinge 
müssen immer hybrid stattfinden um 
verschiedene Zielgruppen ansprechen 
zu können.“ Jelena Gregorius, Go Vocal 
[JGG 23] 

Hybride Veranstaltungen sollte man 
aber nicht nur als Kombination von di-
gital und analog betrachten. Genauso 
wichtig wie die zeitliche Flexibilität der 
Teilnahme ist die Möglichkeit, örtlich so 
mitzuwirken, wie es den Bedürfnissen 
der Bürger:innen entspricht. Neben klas-
sischen Online-Formaten oder zentralen 
analogen Treffpunkten lassen sich auch 
dezentrale Lösungen effektiv umsetzen. 
Ein anschauliches Beispiel sind inter-
aktive Beteiligungsposter, die gezielt 
an Orten angebracht werden können, 
die direkt von einem Projekt betroffen 
sind. Diese bieten eine niedrigschwel-
lige Möglichkeit zur Meinungsäuße-
rung, die direkt vom Kontext des Ortes  
beeinflusst wird. Solche interaktiven 
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Poster sind nicht nur relativ kosten-
günstig, sondern erlauben auch eine 
asynchrone Teilnahme. Gleichzeitig kön-
nen sie Aufmerksamkeit auf das Projekt 
lenken und durch zusätzliche Hinweise 
wie Plakate, Links oder QR-Codes wei-
terführende Informationen bereitstellen. 
Praktisch und vielseitig einsetzbar, bie-
ten sie eine ideale Ergänzung zu ande-
ren Beteiligungsformaten. 

2.7 Gleichgültigkeit 

 

Erläuterung des Konfliktfelds 

Gleichgültigkeit entsteht dort, wo nicht 
nur das Engagement der Bürger:innen, 
sondern auch ihr Interesse an den Ge-
schehnissen ihrer lokalen Umgebung 
schwindet. Eine Stadtverwaltung wird 
das insbesondere daran spüren, dass sie 
den Eindruck bekommen, dass die Men-
schen kein Interesse mehr daran haben, 
ihre Lebenswelt aktiv mitzugestalten. Es 
geht dann längst nicht mehr nur um ein 
Erreichbarkeitsproblem – die Menschen 
sehen schlicht keinen Sinn mehr darin, 
über Projekte zu diskutieren.  
 
Eine effiziente Zusammenarbeit, ge-
schweige denn eine Partnerschaft auf 
Augenhöhe, wird hier unmöglich. Die 
Rücklaufquoten bei Beteiligungsange-
boten sinken drastisch, und die Bür-

ger:innen distanzieren sich zunehmend 
von der Arbeit und den Ideen der Stadt-
verwaltung. Es entsteht ein Gefühl von 
Entfremdung und eine Polarisierung 
entsteht. Das Ergebnis ist ein Verlust 
an Dialog und an Innovationsmöglich-
keiten, sowie ein stagnierendes soziales 
und politisches Miteinander.  

Haben Bürger:innen nun ein Problem 
mit einem Projekt, suchen sie eventuell 
nicht mehr den direkten Austausch mit 
der Stadtverwaltung. Fragestellungen, 
die in einer Stadt oder Kommune mit 
funktionierender Öffentlichkeitsbetei-
ligung durch Dialog beantwortet wer-
den, sind in Städten und Kommunen, 
die ihre Bürger:innen verloren haben, 
gleich ein Grund zur Infragestellung 
ganzer Projekte. 

Lösungsansätze 
Die Gleichgültigkeit der Bürger:innen 
ist das Ergebnis unterschiedlicher, nicht 
angegangener Konfliktfelder. Lösungs-
ansätze sind deshalb in erster Linie aus 
den Lösungsansätzen der vorigen sechs 
unterschiedlichen Konfliktfeldern her-
auszusuchen.  

Um das Vertrauen der Bürger:innen 
nachhaltig zurückzugewinnen, ist eine 
aktive und aufsuchende Beteiligung 
unerlässlich. Die Stadtverwaltung darf 
nicht darauf warten, dass die Menschen 
den ersten Schritt machen, sondern ge-
zielt auf sie zugehen, um den Dialog zu 
fördern. Dies muss durch dezentrale Be-
teiligungsmöglichkeiten geschehen, die 
direkt im Lebensumfeld der Bürger:in-
nen stattfinden – sei es auf öffentlichen 
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Plätzen, in Schulen oder bei lokalen Ver-
anstaltungen. Es ist dabei besonders 
wichtig, auf Augenhöhe zu kommunizie-
ren und verständlich zu erklären, indem 
man einfache Sprache und anschauliche 
Visualisierungen anwendet. Spielerische 
Elemente, sogenannte Gamification- 
Ansätze, können ebenfalls das Interesse 
steigern, da der Fokus nicht mehr nur auf 
das Projekt gerichtet ist, sondern auch 
auf die Aktivität. Auch wirksam ist es, mit 
Emotionen zu arbeiten Beteiligungsmög-
lichkeiten zu schaffen durch die sich die 
Bürger:innen betroffen fühlen. 

Eine Verbindung solcher Aktionen mit 
bestehenden Stadtfesten oder loka-
len Veranstaltungen kann die Sichtbar-
keit zusätzlich erhöhen und eine Be-
teiligung in einer entspannten, sogar 
feierlichen Atmosphäre ermöglichen.  
Allgemein ist die Informationsverbrei-
tung auf vielfältigen Kanälen durchzu-
führen, besonders eine verstärkte Prä-
senz auf Social Media ist essenziell. 

Kinder und Jugendliche, die in der Re-
gel noch nicht von möglicher Frustration 
betroffen sind, sollten gezielt angespro-
chen werden, um sie frühzeitig für Be-
teiligungsprozesse zu begeistern und ihr 
Engagement zu fördern. So wird nicht 
nur eine neue Generation von aktiven 
Bürger:innen herangezogen, sondern 
durchaus auch die Eltern und Großeltern 
dieser Kinder angesprochen, die durch 
die Erzählung der Kinder erfahren, was 
in der Stadt gemacht wird.  

Ist die Verwaltung selbst unsicher, wie 
sie eine erfolgreiche Öffentlichkeitsbe-
teiligung aufbauen soll, so kann sie sich 

sowohl bei speziellen Agenturen, wie 
auch bei Forschungseinrichtungen Hil-
fe einholen. Empfehlenswert ist, einen 
systematisierten Ablauf aufzustellen, so 
dass die Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
jedes Mal von neuem neu erfunden wer-
den braucht. Sowohl für die Verwaltung 
wie auch für die Bürger:innen bedeutet 
das, dass man im Voraus weiß, was als 
nächstes passieren wird.  

„Viele unserer Studierenden versuchen 
zu entscheiden, wie es für sie weiterge-
hen soll, wo sie leben wollen, wenn sie 
ihr Studium abgeschlossen haben oder 
wenn sie mit ihrem Graduiertenpro-
gramm fertig sind. Und sie wollen ent-
scheiden, ob ein Verbleib in Waterloo 
das Richtige für sie sein könnte. Sie be-
schäftigen sich mit diesen Dingen, denn 
die Alternative wäre, zurück nach Toronto 
zu gehen – oder woanders hinzugehen. 
Und ich glaube, dass sie sich für die Zu-
kunft von Waterloo interessieren, weil sie 
versuchen, für sich selbst zu entschei-
den, wo sie als nächstes leben wollen.“  
– Jeff Casello, University of Waterloo, 
übersetzt [JCU 23] 
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2.8 Scheinpartizipation 

Erläuterung des Konfliktfelds 

Ein gewisses Maß an Öffentlichkeits-
beteiligung ist gesetzlich vorgeschrie-
ben. Das bedeutet, dass es einer Stadt 
oder Kommune nicht erlaubt ist, jeg-
liche Partizipation zu verweigern. Al-
lerdings geht das Gesetz kaum über 
das Recht auf Information und die 
Möglichkeit zur Abgabe von Stellung-
nahmen hinaus. Was heißt das kon-
kret? Es bedeutet, dass eine Stadt 
oder Kommune – zugespitzt formu-
liert – Stellungnahmen der Bürger:in-
nen einfach oberflächlich zur Kennt-
nis nehmen und ihre eigenen Pläne 
umsetzen kann, unabhängig von der 
Meinung ihrer Bürger:innen. Die ge-
setzlich vorgeschriebene Beteiligung 
erlaubt im Grunde Scheinpartizipation.   
Resignation. 

„Meiner Meinung nach ist schlechte Be-
teiligung schlimmer als gar keine Beteili-
gung, weil die Leute dann beim nächsten 
Mal einfach nicht mehr kommen.“ –  
Jelena Gregorius, Go Vocal [JGG 23] 

Werden Bürger:innen zwar formal be-
teiligt, aber nicht ernst genommen wird 
das schnell dazu führen, dass jene, die 
sich noch die Mühe machen, Stellung-

nahmen zu Projekten abzugeben, ent-
täuscht und frustriert werden. Beson-
ders kritisch wird es, wenn die Stadt 
mehr als nur formale Beteiligung anbie-
tet, die daraus gewonnenen Erkenntnis-
se jedoch dann einfach ignoriert. 

„Das schreckt die Leute wirklich ab, denn
sie denken: ‚Was hat es für einen Sinn, 
sich zu beteiligen und mitzumachen, 
wenn man mir nicht zuhört?.“ – Winnie 
Mitullah, University of Nairobi, übersetzt  
[WMU 23] 

Bürger:innen werden regelrecht vor 
den Kopf gestoßen. Sie investieren Zeit 
und Energie, nehmen an Veranstaltun-
gen teil, überlegen sich konstruktive 
Beiträge – und letztlich umsonst. Die 
Mühe, die sie sich machen, bleibt ohne 
Wirkung. Ihre Vorschläge und Einwän-
de scheinen nur pro forma angehört zu 
werden, ohne dass sie irgendeinen Ein-
fluss auf die Entscheidung haben. Das 
Gefühl, ernst genommen zu werden, 
fehlt, und die Enttäuschung über die 
fehlende Wertschätzung ihres Engage-
ments führt unweigerlich zu Frust und 
Resignation. 

„Scheinpartizipation, ist definitiv ein 
Problem. Man macht die Leute erst heiß 
auf irgendwas und betreibt ein völlig 
falsches Erwartungsmanagement“ –  
Jelena Gregorius, Go Vocal [JGG 23]  

Eine Stadt oder Kommune kann aber 
auch mit den besten Absichten Be-
teiligung durchführen. Es scheitert al-
lerdings am Ende daran, dass man die 
Ergebnisse nicht verwerten kann. Das 
kann an ganz unterschiedlichen Grün-
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den liegen. Ist die Aufgabenstellung zu 
grob formuliert, bekommt man Rück-
meldungen, die eventuell nichts mit dem 
Thema zu tun haben oder das Format 
komplett sprengen. Diese Rückmeldun-
gen können nicht verwendet werden. 
Hat man die Problematik nicht genau 
genug erklärt, kann es aber auch sein, 
dass Rückmeldungen eingehen, deren 
Ausführung technisch einfach nicht zu 
lösen ist.  

Lösungsansatz 

Um Scheinpartizipation zu überwinden 
und echte Mitgestaltung zu ermöglichen, 
gilt es, den Bürger:innen mehr Möglich-
keiten der Einbindung an die Hand zu 
geben, als das gesetzlich vorgeschrie-
bene Minimum. Statt eines reinen An-
hörungsrechts braucht es ein echtes 
Diskussionsrecht, das ihnen die Mög-
lichkeit gibt, aktiv Einfluss zu nehmen.  
 
„So ändern, dass wir, dass die Bürger-
initiativen, dass die Bürgerinnen und 
Bürger nicht nur Anhörungsrecht ha-
ben, sondern Diskussionsrecht“ – Jakob  
Krieger, Fridays for Future [JKF 23] 

Dies erfordert eine Abkehr von rein hier-
archischen Strukturen hin zu einer Kon-
sens- und Diskussionskultur, in der alle 
Beteiligten gleichberechtigt miteinan-
der agieren. Moderierte Formate schaf-
fen dafür einen Raum für einen respekt-
vollen Austausch auf Augenhöhe. Das 
führt zum Punkt einer starken Feed-
back- und Kommunikationskultur: Eine 
transparente Darstellung wie Beiträge 
der Öffentlichkeit in die Planung einflie-
ßen, welche realistischen Möglichkeiten 

und Grenzen der Beteiligung bestehen 
und Begründungen zu akzeptierten oder 
abgelehnten Vorschlägen fördern das 
Vertrauen und zeigen, dass Partizipation 
ernst genommen wird. Die Beteiligungs-
angebote müssen außerdem zu einem 
Zeitpunkt erfolgen, zu dem die grundle-
genden Ziele und Rahmenbedingungen 
noch mitgestaltet werden können. Damit 
wird verhindert, dass die Beteiligung nur 
als ein Abnicken durch die Öffentlichkeit 
wahrgenommen wird. Niederschwelli-
ge Beteiligungsangebote und eine gute 
Visualisierung sind weitere Schlüssel. 
Durch einfach gestaltete Formate, die 
barrierefrei sind, leicht verständliche 
Sprache beinhalten und anschauliche 
Visualisierungen, werden Bürger:innen 
besser mitgenommen und der Eindruck 
eines Pro-Forma-Angebots verhindert. 

2.9 Entfremdung 

Erläuterung Konfliktfeld Entfremdung 

Dieses Konfliktfeld beschreibt eine Situ-
ation, in der sich Bürger:innen emotional 
von ihrer Stadt oder Kommune distan-
ziert haben. Es ist ein Ergebnis mehre-
rer bereits stark ausgeprägter Konflikt-
felder der Abwärtsspirale. Bürger:innen 
haben an dieser Stelle zunehmend das 
Gefühl, dass ihre Bedürfnisse in der Mit-
gestaltung des Lebensumfeldes keine 
Rolle mehr spielen. 
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„[…] wir arbeiten daran, dass ein Platz im 
Viertel San Lorenzo als Fußgängerzone 
umgestaltet werden soll. […] Also wer-
den wir dort etwas vorschlagen, und es 
ist nicht die Schwierigkeit das Vorschla-
gen dieser Sache selbst, aber es geht 
um die Bürger, die sich über etwas ande-
res beschweren. […] So wie „Schau, wir 
können über alles reden, auch das was 
du möchtest, aber zuerst musst du die-
se vier, fünf wichtigen Probleme lösen, 
und dann werden wir darüber reden.“ – 
Fabrizio Benvenuti, Roma Servizi per la 
Mobilità, übersetzt aus dem Italienischen 
[FBR 23] 

Das Zitat zeigt beispielhaft die Entfrem-
dung der Stadt zu seinen Bürger:innen, 
in dem die Lebenswirklichkeit und die 
Probleme der Bürger:innen nicht er-
kannt oder zumindest nicht ausreichend 
behandelt wird. Die Folgen von Entfrem-
dung begrenzen sich nicht nur unmittel-
bar auf die Partizipation. Neben der ab-
nehmenden Teilnahme an öffentlichen 
Prozessen, lockert sich der soziale Zu-
sammenhalt, einzelne Gruppen könnten 
frustrationsbedingt extreme Positionen 
einnehmen und das Fehlen von Inklu-
sion verstärkt die Isolation von margi-
nalisierten Gruppen. Entfremdung kann 
also im Extremfall demokratiefeindliche 
Tendenzen stärken. Resignation. 

Lösungsansätze 

An dieser Stelle muss umfassend ge-
dacht werden um eine Wiederannä-
herung zu ermöglichen, denn einzelne 
technische Anpassungen reichen hier 
nicht mehr aus. 

Auch hier gelten bereits die erwähnten 
Lösungsansätze voriger Konfliktfelder, 
insbesondere sollte sich aber zu Beginn 
auf folgende Punkte konzentriert wer-
den: Den Bürger:innen fehlt im Wesent-
lichen der Bezug zur Stadt oder Kom-
mune und eine gemeinsame Identität. 
Der Aufbau kleiner aber lokaler Projekte 
schafft neue Identifikationspunkte und 
fördert den Austausch zwischen Bür-
ger:innen und Verwaltung. Beispielwei-
se eignen sich Quartiersprojekte wie 
Nachbarschaftsgärten, kulturelle Ver-
anstaltungen oder die Implementierung 
lokaler Märkte. Bibliotheken, Parks und 
Grünflächen oder Gemeindezentren 
können als dezentralen Treffpunkten ge-
nutzt werden. Auch kleine Projekte wie die 
Gestaltung einer Grünfläche oder Spiel-
platzes mit Entscheidungsmöglichkeit  
durch die Bürger:innen schafft schnell 
ein positives Beteiligungserlebnis. Es 
gilt also wieder eine emotionale Bin-
dung herzustellen und Vertrauen nach-
haltig aufzubauen, denn partizipative 
Prozesse sollten eine Mitentscheidung 
ermöglichen. Darüber hinaus müssen 
die Prozesse transparent sein und gut 
kommuniziert werden. Regelmäßige Be-
richte in einfacher Sprache auf mehreren 
Kanälen signalisieren, dass es der Ver-
waltung ein Anliegen ist die Bürger:in-
nen informiert zu halten. Aber es müs-
sen auch Feedback-Schleifen eingebaut 
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werden in denen erläutert wird, weshalb 
ein Vorschlag akzeptiert oder abgelehnt 
wird. Damit wird den Bürger:innen ver-
mittelt, dass Vorschläge ernst genom-
men werden. Eine besondere Herausfor-
derung allerdings, und umso wichtiger 
in diesem Stadium, ist die Identifikation 
und direkte Inklusion marginalisierter 
Gruppen durch spezifische Programme, 
damit diese stärker in die Gesellschaft 
eingebunden werden. 

Es sollte ein Master-Plan aufgesetzt 
werden mit einer kurz- bis langjährigen 
Strategie. Der Plan beinhaltet eine Iden-
tifikation der Problematiken und deren 
Schweregrad. Daneben eine Auswahl an 
geeigneten spezifischen Maßnahmen 
zur Lösung des Problems mit Kosten, 
Leichtigkeit der Umsetzung und Dau-
er bis zur Wirksamkeit der Maßnahme. 
Relevant ist hier auch die Betrachtung, 
das einzelne Maßnahmen erst ihre volle 
Wirksamkeit in Kombination mit ande-
ren Maßnahmen erhalten. Im Anschluss 
sollte eine Maßnahmenpriorisierung  
erfolgen und – vor allen Dingen – um-
gesetzt werden.  
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2.10 Systemversagen 

Was passieren kann, wenn Bürger:innen das Gefühl 
haben, der Meinungsfreiheit beraubt zu sein, zeigte 
sich im Projekt „Stuttgart 21“. Das Berliner Institut für 
Partizipation beschrieb die damalige vorherrschen-
de Gefühl bezüglich der Öffentlichkeitsbeteiligung 
folgendermaßen: „Von Beginn an sei das Projekt 
durch die „offizielle“ Politik und Bahnmanagement 
möglichst wirksam aus dem öffentlichen, demokra-
tischen Verhandlungsprozess herausgehalten wor-
den.“ Als eine Beteiligung einsetzte waren gemäß 
dem Berliner Institut für Partizipation alle wichtigen 
Entscheidungen bereits getroffen.

Das vorherrschende Gefühl seitens der Bürger:in-
nen, dass sie nicht angehört werden konnten, führ-
te zu verhärteten Fronten und großen Protesten, die 
am 30. September 2010 im „Schwarzen Donnerstag“ 
gipfelten, wo ein rechtswidriger Polizeieinsatz zur 
Räumung des Schlossgartens mit mehr als 100 ver-
letzten Demonstranten endete. [DLF 21] Stuttgart 
21 wurde in Baden-Württemberg zu einem großen 
Wendepunkt, ab dem ein Umdenken im Bereich der 
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Planung von Infra-
struktur begann [BIP 15]. Hürden bei Volksabstim-
mungen, Bürgerentscheiden und -begehren wurden 
gesenkt und auch das Einbeziehen von Bürger und 
Bürgerinnen für die Planung geschieht nun früher, 
und zwar möglichst noch bevor konkrete Planungen 
und Beschlüsse getroffen werden. [DLF 21] Aber: 
„Die Beteiligung anbieten ist was ganz anderes als 
die Beteiligten erreichen und auch motivieren sich 
überhaupt zu beteiligen.“ [JRH 22] 
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3. Übersicht 

3.1 Mangelhafte 
Repräsentativität  
der Bürger:innen 

Beschreibung 

1. Überrepräsentation  
bestimmter Gruppen: 
- Meist die „üblichen Verdächtigen“: 
ältere, männliche und privilegierte  
Personen, oft pensionierte Akademiker. 
- Gegner:innen dominieren die Diskur-
se, da sie sich stärker betroffen fühlen. 

2. Ausgrenzung stiller Gruppen:
- Junge Menschen, Migrant:innen und 
andere unterrepräsentierte Gruppen 
bleiben ungehört. 
- Sprachliche, zeitliche oder kulturelle 
Barrieren erschweren ihre Beteiligung. 

3. Gefahr der Verzerrung: 
- Entscheidungen basieren oft auf den 
Interessen einer kleinen Gruppe und 
vernachlässigen das Gemeinwohl. 

Lösungsansätze 
1. Niedrigschwellige und  
dezentralisierte Formate: 
- Beteiligungsprozesse an Orte anpas-
sen, wo sich Menschen aufhalten (z. B. 
Märkte, öffentliche Plätze). 
- Nutzung von Tools wie interaktiver 
Poster oder QR-Codes zur einfachen 
Beteiligung. 

2. Barrieren gezielt abbauen: 
- Sprachliche Hürden durch Sprach- 
und Gebärdendolmetscher:innen oder 
einfache Sprache überwinden. 
- Zeitlich flexible Formate und spezifi-
sche Zugänge schaffen. 

3. Aufklärung und Bildung  
fördern: 
- Informieren, wie Bürger:innen Einfluss 
nehmen können. 
- Frühzeitige Einbindung von Kindern 
und Jugendlichen in kurze aber auch 
langfristige Projekte, etwa durch inter-
aktive Methoden. 
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3.2 Fehlender Wille 
seitens Politik/ 
Verwaltung 

Beschreibung 
1. Hierarchische Strukturen: 
- Entscheidungen werden oft ohne um-
fassende Öffentlichkeitsbeteiligung 
getroffen, da gewählte Vertreter:innen 
sich bereits durch ihre Wahl legitimiert 
fühlen. 
- Beteiligungsprozesse enden häufig in 
Scheinpartizipation, was Bürger:innen 
frustriert. 

2. Fehlende Ressourcen und  
Wissen: 
- Öffentlichkeitsbeteiligung wird oft als 
optionales „Sahnehäubchen“ betrach-
tet, statt als essenzieller Bestandteil. 
- Unzureichende personelle und finanzi-
elle Mittel sowie Kenntnisse verhindern 
die Umsetzung effektiver Beteiligung. 

3. Unterschätzter Mehrwert von 
Beteiligung: 
- Vorteile wie Konfliktvermeidung und 
Einbindung lokaler Expertise werden 
nicht erkannt. 
- Der initiale Mehraufwand schreckt 
Verwaltungen ab. 

Lösungsansätze 
1. Ziele und Grenzen definieren: 
- Klare Kommunikation der Entschei-
dungsmöglichkeiten der Bürger:innen. 
- Transparenz, um Vertrauen aufzubau-
en und Enttäuschungen zu vermeiden. 

2. Ressourcen bereitstellen: 
- Schulung von Verwaltung und Politik, 
um den Nutzen von Beteiligung zu ver-
stehen. 
- Sicherstellen, dass personelle und  
finanzielle Ressourcen für kontinuierli-
che Beteiligung vorhanden sind. 

3. Hierarchie als Chance nutzen: 
- Zentrale Vorgaben können standar-
disierte, effiziente und qualitativ hoch-
wertige Beteiligungsprozesse sicher-
stellen. 
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3.3 Mangelhafte  
Kommunikation 

Beschreibung 
1. Veraltete Kommunikations-
wege: 
- Verwaltungen nutzen oft lediglich in-
effektive Kanäle wie Zeitungen oder un-
auffällige digitale Formate (z. B. E-Mail-
Newsletter). 
- Ein Unzureichender Digitalisierungs-
grad behindert die zielgerichtete An-
sprache der Bevölkerung. 

2. Unklare Ansprache: 
- Entsprechende Informationen sind oft 
schwer auffindbar, komplex oder nicht 
relevant für die jeweiligen Zielgruppen. 
- Bürger:innen fühlen sich nicht wirklich 
betroffen, wenn Projekte zu abstrakt 
wirken. 

3. Fehlende Zielgruppenausrich-
tung: 
- Kommunikation erreicht nicht alle  
Bevölkerungsgruppen gleichermaßen. 
- Aufwändige Ansprache der jeweiligen 
Zielgruppen wird oft vernachlässigt. 

Lösungsansätze 
1. Multi-Channel und hybride 
Kommunikation: 
- Kombination aus Online- und Offline-
Angeboten, in diverser Art, um unter-
schiedliche Zielgruppen anzusprechen. 
- Nutzung von sozialen Medien, Plaka-
ten, interaktiven Plattformen und spie-
lerischen Ansätzen (z. B. Wettbewerbe 
oder Gamification). 

2. Aufsuchende Beteiligung: 
- Bürger:innen proaktiv aufsuchen, z. 
B. bei Stadtfesten, in Kitas oder auf 
Marktplätzen. 
- Dezentrale Formate und die Nutzung 
neutraler Orte wie Hochschulen oder 
Bibliotheken fördern eine niederschwel-
lige Teilnahme. 

3. Emotionale und kreative  
Ansprache: 
- Triggernde negative Aufrufe (z. B. pro-
vokative Plakate) regen Diskussionen an. 
- Positive oder humorvolle Aufrufe (z. B. 
witzige Projekt-Namen) schaffen einen 
freundlichen Zugang. 

3. Transparenz und Bildung: 
- Klar kommunizieren, warum die Betei-
ligung wichtig ist, welche Einflussnah-
me es gibt und welche Auswirkungen 
sie hat. 
- Bürger:innen durch verständliche In-
halte und humorvolle oder spielerische 
Formate aktivieren. 
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3.4 Fehlende  
Transparenz 

Beschreibung 
1. Interne Informationsdefizite: 
- Zeitaufwändige Abstimmungen zwi-
schen Ämtern und Verwaltungseinhei-
ten aufgrund begrenzter Ressourcen 
und vorgegebener Hierarchien. 
-Komplexe Verwaltungsprozesse blei-
ben für Bürger:innen schwer verständ-
lich und intransparent. 

2. Externe Informationslücken: 
- Zurückhaltung von Informationen aus 
Angst vor Kritik oder unvollständigen 
Planungen. 
- Fehlende oder schwer verständliche 
Kommunikation von Informationen (z. B. 
Fachsprache, zu technische Darstellun-
gen). 

3. Negative Auswirkungen: 
- Misstrauen gegenüber der Verwaltung 
durch intransparente Abläufe und unzu-
reichende Rückmeldung. 
- Demotivation und Frustration bei Bür-
ger:innen durch fehlende Wertschät-
zung ihrer Beiträge. 

Lösungsansätze 
1. Regelmäßige und transparen-
te Kommunikation: 
-Kontinuierliche Updates zu Projekten, 
auch bei fehlenden Neuigkeiten, um 
Vertrauen zu wahren. 
- Klar kommunizieren, warum bestimm-
te Maßnahmen Zeit brauchen oder 
Ideen nicht umgesetzt werden können. 

2. Feedback und Verständlich-
keit sicherstellen: 
- Rückmeldungen zu Beiträgen von Bür-
ger:innen verständlich kommunizieren. 
- Fachsprache vermeiden und komplexe 
Abläufe in einfacher Sprache, bzw. ziel-
gruppenorientiert Sprache  erklären. 

3. Koordination und Struktur  
stärken: 
- Einrichtung zentraler Koordinations-
stellen für große Projekte, um Abstim-
mungen zwischen Ämtern zu verbes-
sern. 
- Moderationspersonen innerhalb der 
Verwaltung einsetzen und mit Entschei-
dungs- und Weisungsbefugnis ausstat-
ten. 

4. Erweiterung der Kommunika-
tionskanäle:  
- Nutzung etablierter zusammen mit 
neuen Kanäle wie Newsletter, digitale 
Plattformen oder Plakate. 
- Reichweite und Sichtbarkeit von Infor-
mationen erhöhen, wie in „Mangelhafte 
Kommunikation“ empfohlen. 
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3.5 Mangel an Wissen 
seitens der Bürger:innen 

Beschreibung 
1. Fehlendes technisches und  
planerisches Wissen: 
- Bürger:innen haben häufig Schwierig-
keiten, technische Pläne und komplexe 
Prozesse zu verstehen. 
- Kinder und Jugendliche sind beson-
ders von Wissens- und Verständnisbar-
rieren betroffen. 

2. Unzureichende Informationen 
über Projekte: 
- Fehlende oder schwer zugängliche 
Informationen verhindern eine fundierte 
Vorbereitung der Bürger:innen. 
- Mangelnde Information über Projekt-
hintergründe reduziert das Interesse und 
mindert die Motivation zur Teilnahme. 

3.Unklarheit über Beteiligungs-
rechte: 
- Viele Bürger:innen wissen nicht, dass 
sie ein Recht auf Mitwirkung haben. 
- Fehlende Transparenz darüber, wie und 
wo sie sich beteiligen können, schränkt 
die Beteiligung zusätzlich ein. 

Lösungsansätze 

1. Nutzung einfacher Sprache  
und Visualisierungen: 
- Vermeidung von Fachsprache und 
„Beamtendeutsch“ zugunsten ver-
ständlicher und zielgruppengerechter  
Sprache. 
- Visuelle Hilfsmittel wie realistische Vi-
sualisierungen, Vorher-Nachher-Verglei-
che oder Virtual Reality erhöhen das Ver-
ständnis und wecken damit Betroffenheit. 

2. Sprachbarrieren abbauen: 
- Bereitstellung von Informationen in meh-
reren Sprachen, dazu zählt auch einfache 
Sprache oder Gebärdensprache. 
- Einsatz von unterstützenden Tools, 
wie z. B. interaktiven Erklärungen oder  
Videos. 

3. Bildung und Unterstützung  
anbieten: 
- Aufbau von Wissenskapazitäten durch 
die Aufklärung über Beteiligungsprozes-
se und -rechte der Bürger:innen. 
- Durchführung von sogenannten Ide-
enwerkstätten, in denen Bürger:innen 
bei der Formulierung ihrer Vorschläge 
aktiv unterstützt werden. 

4. Realistische Erwartungshal-
tung schaffen: 
- Projekte und deren Konsequenzen ob-
jektiv aber nachvollziehbar darstellen, 
um Missverständnisse und unrealisti-
sche Erwartungen zu vermeiden. 
- Klare Abgrenzung und Kommunikation 
darüber, welche Aspekte Bürger:innen 
mitentscheiden können und welche in 
der Verantwortung der Fachleute liegen. 
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3.6 Hohe Hürden 

Beschreibung 
1. Mangel an Information und  
Bildung: 
- Schwer verständliche oder schwer  
zugängliche Informationen erschweren 
die Teilnahme an Beteiligungsformaten. 
- Fehlen von klaren Erklärungen mindert 
die Motivation zur Beteiligung. 

2. Zeitliche Hürden: 
- Veranstaltungen finden oft zu Zeiten 
statt, die mit beruflichen und privaten 
Verpflichtungen kollidieren. 
- Bürger:innen müssen berufliche, fa-
miliäre oder persönliche Prioritäten zu-
gunsten der Teilnahme vernachlässigen. 

3. Örtliche Barrieren: 
- Hoher Reiseaufwand oder schwer 
erreichbare Veranstaltungsorte wirken 
abschreckend. 
- Physische Barrieren wie mangelnde 
Barrierefreiheit oder schlechte Akustik 
erschweren die Teilnahme. 

4. Digitale Barrieren:
- Fehlen von technischem Know-how 
oder geeigneten Geräten verhindert 
digitale Teilnahme. 
- Bestimmte Zielgruppen, wie ältere 
Menschen oder Kinder, sind hier beson-
ders betroffen. 

Lösungsansätze 
1. Niedrigschwellige und  
verständliche Kommunikation:
- Bereitstellung klarer, einfacher Infor-
mationen über geeignete Kanäle.
- Kombination von Texten, Visualisie-
rungen und digitalen Hilfsmitteln, um  
Verständnis zu fördern.

2. Zeitliche Flexibilität bieten:
- Veranstaltungen zu verschiedenen  
Tageszeiten und an unterschiedlichen 
Tagen wiederholen.
- Asynchrone Beteiligungsmöglichkei-
ten bereitstellen, wie Kommentierung, 
Online-Umfrage oder abrufbare Inhalte.

3.Dezentrale und barrierefreie 
Veranstaltungsorte:
- Veranstaltungen an leicht erreichba-
ren und barrierefreien Orten mit multi-
modaler Zugänglichkeit organisieren.

4.Digitale und hybride Formate 
fördern:
- Kombination aus analogen und digi-
talen Angeboten für unterschiedliche 
Zielgruppen
- Nutzung von interaktiven Tools wie 
Poster, Umfragen oder VR-Simulatio-
nen zur niederschwelligen Teilnahme.
- Sicherstellen, dass digitale Formate 
benutzerfreundlich sind.

5.Partizipation durch  
Gamification:
- Spielerische Ansätze, wie einfache 
Planungs-Tools oder Wettbewerbe,  
motivieren zur Beteiligung.
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3.7 Gleichgültigkeit 

Beschreibung 
1. Desinteresse an lokalen  
Projekten: 
- Bürger:innen sehen durch mangelnde 
Berücksichtigung keinen Sinn in Dis-
kussionen über Projekte und ziehen sich 
zurück. 
- Sympathieverlust zwischen Bürger:in-
nen und Verwaltung führt zu sinkenden 
Rücklaufquoten bei Beteiligungsange-
boten. 

2. Verlust von Dialog und  
Innovation: 
- Fehlender Austausch führt zu Polari-
sierung und Misstrauen gegenüber der 
Verwaltung. 
- Projekte werden schneller infrage 
gestellt, da konstruktive Diskussionen 
fehlen. 
3. Stagnation des sozialen und  
politischen Miteinanders: 
- Die Verbindung zwischen Verwaltung 
und Bevölkerung wird schwächer, was 
gesellschaftliche Innovationen und Fort-
schritt behindert.

 

Lösungsansätze 
1. Aufsuchende Beteiligung  
fördern:
- Beteiligung dezentralisiert direkt in 
Lebensumfeldern wie Schulen, öffentli-
chen Plätzen oder lokalen Veranstaltun-
gen organisieren. 
- Emotionale und affektive Beteiligung 
durch kreative, spielerische (Gamifica-
tion) oder visuelle Ansätze. 

2. Informationsverbreitung und 
Sichtbarkeit erhöhen: 
- Präsenz auf Social Media ausbauen, 
um Bürger:innen gezielt und zeitgemäß 
zu erreichen. 
- Verbindung von Beteiligungsformaten 
mit Stadtfesten oder anderen lokalen 
Events in entspannter und neutraler At-
mosphäre. 

3. Frühzeitige Ansprache neuer 
Zielgruppen: 
- Kinder und Jugendliche gezielt anspre-
chen, um eine neue Generation aktiver 
Bürger:innen zu fördern. 

4. Systematisierte Beteiligungs-
prozesse einführen: 
- Klare und vorhersehbare Abläufe für 
Beteiligungsprozesse entwickeln, die 
sowohl für Verwaltung und Bürger:innen 
nachvollziehbar sind. 
- Unterstützung durch Agenturen oder - 
Forschungseinrichtungen einholen, um 
Expertise und Struktur aufzubauen. 



98

Lösungsansätze 
1. Echtes Mitspracherecht 
schaffen: 
- Einführung eines Diskussionsrechts, 
das Bürger:innen ermöglicht, aktiv Ein-
fluss zu nehmen. 
- Beteiligung zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt, wenn Ziele und Rahmenbe-
dingungen noch mitgestaltet werden 
können. 

2. Transparente Feedbackkultur 
etablieren:
- Offene Kommunikation über die Ver-
wertung von Vorschlägen und die 
Gründe für deren Annahme oder Ableh-
nung. 
- Moderierte, professionelle Formate für 
respektvollen Austausch und Konsens-
bildung auf Augenhöhe. 

3. Niederschwellige und visuelle 
Formate nutzen: 
- Einfache, barrierefreie Beteiligungsan-
gebote mit verständlicher Sprache und 
anschaulichen Visualisierungen. 
- Formate, die den Zugang und das Ver-
ständnis für alle Bürger:innen erleichtern. 

3.8 Scheinpartizipation 

Beschreibung 
1. Rechtliche  
Mindestanforderungen: 
- Öffentlichkeitsbeteiligung wird häu-
fig auf die gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestanforderungen der Öffentli-
cheitsbeteiligung reduziert, ohne echten 
Einfluss der Bürger:innen. 
- Ergebnisse aus Beteiligungen werden 
oft ignoriert, was Frust und Resignation 
bei den Bürger:innen auslöst. 

2. Falsches Erwartungsmanage-
ment: 
- Die Bürger:innen investieren Zeit und 
Energie, fühlen sich jedoch nicht ernst 
genommen, wenn ihre Vorschläge ohne 
Wirkung bleiben. 
- Mangelhafte Kommunikation über die 
Gründe für die Nichtumsetzung von 
Vorschlägen verstärkt das Gefühl von 
Scheinpartizipation. 

3. Herausforderungen bei der 
Verwertung: 
- Eine zu breite oder unklare Aufgaben-
stellung führt zu Vorschlägen, die nicht 
umsetzbar sind. 
- Technische und inhaltliche Grenzen 
der Umsetzung werden oft nicht trans-
parent gemacht. 
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Lösungsansätze 
1. Lokale und kleine Projekte zur 
Wiederannäherung: 
- Schaffung neuer Identifikationspunkte 
durch bspw. Nachbarschaftsgärten, kul-
turelle Veranstaltungen, lokale Märkte 
oder kleine Quartiersprojekte. 
- Gestaltung von Grünflächen, Spielplät-
zen oder anderen öffentlichen Räumen 
mit Bürger:innenbeteiligung. 

2. Transparenz und Kommunika-
tion stärken: 
- Regelmäßige Berichte in einfacher 
Sprache auf mehreren Kanälen. 
- Feedback-Schleifen einbauen, um die 
Ernsthaftigkeit von Bürger:innenvor-
schlägen zu zeigen. 

3. Inklusion marginalisierter  
Gruppen: 
- Direkte Programme zur Einbindung 
isolierter oder unterrepräsentierter 
Gruppen entwickeln. 
- Spezifische Maßnahmen, um Inklusion 
und sozialen Zusammenhalt zu fördern. 

4. Masterplan für eine langfristige 
Strategie: 
- Identifikation von Problemen und  
Erstellung eines Maßnahmenkatalogs 
mit Priorisierung. 
- Kombination kurz-, mittel- und lang-
fristiger Maßnahmen, deren Wirksam-
keit aufeinander abgestimmt ist. 

 

3.9 Entfremdung 

Beschreibung 
1. Emotionale Distanz: 
- Bürger:innen fühlen sich von  
ihrer Stadt oder Kommune nicht mehr  
repräsentiert. Ihre Bedürfnisse werden 
als irrelevant oder unbeachtet wahrge-
nommen. 

2. Schwächung des sozialen  
Zusammenhalts: 
- Frustration führt ggfls. zu Polarisierung 
und extremen Positionen. 
- Isolation marginalisierter Gruppen  
und demokratiefeindliche Tendenzen 
können sich verstärken. 

3. Abnehmende Beteiligung: 
- Sinkendes Interesse an Mitgestaltung 
führt zu geringerer Partizipation. 
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